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1 Einleitung 

Die Stadt Tangermünde plant in der Gemarkung Buch, einem Ortsteil der Stadt Tangermün-

de im Landkreis Stendal in Sachsen-Anhalt, die Errichtung einer Photovoltaik-

Freiflächenanlage (PVA). Die dafür vorgesehene Fläche hat eine Größe von ca. 78 ha. Das 

geplante Vorhaben befindet sich in den Fluren 13 und 14 der Gemarkung Buch auf vorwie-

gend intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen.  

1.1 Übersicht der Inhalte und wichtigsten Ziele des Bauleitplanes 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches ist die Errichtung einer PVA geplant. Gemäß § 

11 der BauNVO sind Gebiete für Anlagen, die der Nutzung von Sonnenenergie dienen, als 

sonstige Sondergebiete festzusetzen, für die wiederum die Zweckbestimmung und die Art 

der Nutzung festzusetzen sind. Ziel des Bebauungsplanes ist dementsprechend die Festset-

zung eines sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Photovoltaik und somit die 

Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung des Vorhabens. 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Stadt Tangermünde wird der räumliche Gel-

tungsbereich als landwirtschaftliche Nutzfläche und Wald dargestellt. Zurzeit befindet sich 

die erste Änderung des Flächennutzungsplanes in Aufstellung. Der räumliche Geltungsbe-

reich wird in dieser, noch nicht rechtskräftigen, Änderung als Sonderbaufläche Photovoltaik 

dargestellt. Der Bebauungsplan wird im Parallelverfahren zur ersten Änderung des Flächen-

nutzungsplanes aufgestellt.  

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen eine Umweltprüfung 

durchzuführen. Hierbei sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermit-

teln und in einem Umweltbericht zu beschreiben. Das Ergebnis der Umweltprüfung, ist in der 

Abwägung zu berücksichtigen. Weiterhin ist die Eingriffsregelung nach § 1a BauGB in Ver-

bindung mit § 15 BNatSchG anzuwenden. 

1.2 Darstellung der Ziele des Umweltschutzes 

Unter den Zielen des Umweltschutzes sind sämtliche Zielvorgaben zu verstehen, die auf 

eine Sicherung oder Verbesserung des Zustands der Umwelt gerichtet sind. Solche Zielvor-

gaben sind insbesondere in Rechtsnormen (Gesetze, Verordnungen, Satzungen) festgelegt 

sowie in Fachplänen und -programmen enthalten. 

Der Umweltbericht stellt nach Beschreibung und Bewertung der zu betrachtenden Umweltbe-

reiche die Auswirkungen der Planung und die sich daraus ergebenden notwendigen Vermei-

dungs- und Minderungs- sowie Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zur Berücksichtigung der 

Belange des Umweltschutzes dar. 

1.2.1 Umweltschutzziele verschiedener Rechtsnormen 

Im Folgenden werden die für den Bebauungsplan relevanten Umweltschutzziele verschiede-

ner Rechtsnormen dargestellt. Hierbei werden die zahlreichen und detaillierten Zielvorgaben 
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der einzelnen Rechtsnormen zu komplexen Umweltschutzzielen für die einzelnen Umweltbe-

reiche zusammengefasst. 

Tabelle 1: Ziele des Umweltschutzes 

Schutzgut Quelle Umweltschutzziele 

Tiere, Pflanzen 
und biologische 
Vielfalt 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Bundeswaldgesetz (BWaldG) 

Europäische Vogelschutzrichtlinie (EU-
VSRL) 

FFH-Richtlinie (FFH-RL) 

Landeswaldgesetz Sachsen-Anhalt 
(LWaldG) 

Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (NatSchG LSA) 

Ramsar-Konvention 

Umweltschadensgesetz (USchadG) 
 

Schutz wildlebender Tiere und Pflanzen, ihrer 
Lebensgemeinschaften sowie ihrer Biotope 
und Lebensstätten 

Boden und Flä-
che 

Bodenschutz-Ausführungsgesetz Sachsen-
Anhalt (BodSchAG LSA) 

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) 

Baugesetzbuch (BauGB) 

BNatSchG 

Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt 
(LEntwG LSA) ab 2015 in Kraft 

Landesplanungsgesetz des Landes Sach-
sen-Anhalt (LPlG) bis 2015 in Kraft 

USchadG 

sparsamer und schonender Umgang mit 
Grund und Boden 

Reduzierung von Bodenversiegelungen auf 
das unbedingt notwendige Maß 

Sicherung der natürlichen Bodenfunktionen 

Schutz von Böden, die die Bodenfunktionen 
gemäß BBodSchG in besonderem Maße 
erfüllen 

Wasser Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt 
(WG LSA) 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 

LEntwG LSA ab 2015 in Kraft 

LPIG bis 2015 in Kraft 

USchadG 

Schutz der Binnenoberflächengewässer, der 
Übergangsgewässer, der Küstengewässer 
und des Grundwassers 

Verhindern einer Verschlechterung des Zu-
stands aller Grundwasser- und Oberflächen-
wasserkörper 

Erreichen eines guten mengenmäßigen und 
chemischen Zustands des Grundwassers 

Erreichen eines guten ökologischen und 
chemischen Zustands bei oberirdischen Ge-
wässern 

Erreichen eines guten ökologischen Potenzi-
als und guten chemischen Zustands bei er-
heblich veränderten oder künstlichen Gewäs-
sern 

Luft und Klima BNatSchG 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Bundes-Immissionsschutzverordnung (BIm-
SchV) 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

Vermeidung von Beeinträchtigungen von Luft 
und Klima 
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Schutzgut Quelle Umweltschutzziele 

LEntwG LSA ab 2015 in Kraft 

LPIG bis 2015 in Kraft 

Landschaft BNatSchG 

LEntwG LSA ab 2015 in Kraft 

LPIG bis 2015 in Kraft 

Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
sowie des Erholungswertes der Landschaft 

Mensch, insbe-
sondere mensch-
liche Gesundheit 

BImSchG 

BImSchV 

Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm (TA Lärm) 

Schutz vor/Vermeidung von schädlichen Um-
welteinwirkungen durch Lärm, Erschütterun-
gen, elektromagnetische Felder, Strahlung 
und Licht 

kulturelles Erbe 
und sonstige 
Sachgüter 

Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (DenkmSchG LSA) 

Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und 
Naturerbes der Welt 

Schutz der Kultur-, Bau- und Bodendenkmä-
ler/archäologischen Fundstellen 

1.2.2 Umweltschutzziele von Fachplänen und -programmen 

Im Kapitel 2.4 der Begründung des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

werden die Ziele und Grundsätze des Landesentwicklungsplanes 2010 des Landes Sach-

sen-Anhalt, der Regionalplanung Altmark und des Landschaftsplanes der Stadt Tangermün-

de dargelegt. 

1.2.3 Berücksichtigung der Ziele und Umweltbelange 

Der Umweltbericht stellt nach Beschreibung und Bewertung der zu betrachtenden Umweltbe-

reiche die Auswirkungen der Planung und die sich daraus ergebenden notwendigen Vermei-

dungs-, Minderungs- sowie Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zur Berücksichtigung der 

Belange des Umweltschutzes dar. 
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2 Beschreibung und Bewertung der einschlägigen 

Schutzgüter 

2.1 Schutzgut Flora  

2.1.1 Biotop- und Nutzungstypen 

Die Biotoptypen wurden gemäß den „Kartiereinheiten zur Kartierung der Lebensraumtypen 

nach Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL) sowie zur Kartierung der nach § 22 

NatSchG LSA besonders geschützten Biotope und sonstiger Biotope“ (Teil Wald) (SCHUBOTH 

2014) kartiert und kartographisch (siehe Karte 1) dargestellt. 

Die Bewertung der Biotoptypen richtet sich nach dem „Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt“ 

(Stand: 12.03.2009) einschließlich dessen Ergänzungen aus den Jahren 2006 und 2009. Auf 

Basis dieses Modells kann eine hinreichend genaue naturschutzfachliche Bewertung von 

Eingriffen bzw. den für die Kompensation durchzuführenden Maßnahmen vorgenommen 

werden. Die Biotope wurden insbesondere anhand der Kriterien Naturnähe, Seltenheit, Ge-

fährdung und Wiederherstellbarkeit nach ihrer Bedeutung klassifiziert. In der Bewertungslis-

te, die auf der Kartieranleitung für das Land Sachsen-Anhalt aufbaut, wurde jedem Biotoptyp 

entsprechend seiner naturschutzfachlichen Wertigkeit ein Biotopwert zugeordnet. Dieser 

kann maximal 30 Wertstufen erreichen. Der Wert „0“ entspricht dem niedrigsten und der 

Wert „30“ dem höchsten naturschutzfachlichen Wert (Richtlinie zur Bewertung und Bilanzie-

rung von Eingriffen im Land Sachsen-Anhalt, 2004). 

In der nachfolgenden Tabelle 2 werden alle Biotop- und Nutzungstypen innerhalb des räum-

lichen Geltungsbereiches gelistet. 

Tabelle 2: Biotop- und Nutzungstypen innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 

Code  Bezeichnung Biotopwert 
Flächen 
in m² 

AI Intensiv genutzter Acker 5 730.037 

HRC Baumreihe aus überwiegend nicht heimischen Gehölzen 10 6.958 

URA Ruderalflur, gebildet von ausdauernden Arten 14 3.815 

VWA Unbefestigter Weg 6 7.311 

XYK Reinbestand Kiefer 10 32.197 

AI Intensiv genutzter Acker 5 730.037 

Bei Baumreihen handelt es sich um gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 21 NatSchG 

LSA, sofern sie eine Mindestlänge von 100 Metern aufweisen. Dementsprechend sind die 

Baumreihen im räumlichen Geltungsbereich nach § 21 NatSchG LSA geschützt. Die Bäume 

in Reihen oder einzeln stehend sowie die Sträucher im räumlichen Geltungsbereich sind 

gemäß der Verordnung zum Schutze des Gehölzbestandes im Landkreis Stendal bei Erfül-

lung der in § 4 Absatz 1 dieser Verordnung genannten Voraussetzungen als geschützte 

Landschaftsbestandteile erklärt worden. 
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2.1.2 Potenzielle natürliche Vegetation (pnV) 

Unter der pnV ist diejenige Vegetation zu verstehen, die sich unter den gegenwärtigen 

Bedingungen im Zuge der natürlichen Sukzession ohne anthropogenen Eingriff auf einer 

bestimmten Fläche entwickeln würde. Das Konzept der pnV kennzeichnet nach TÜXEN 

(1956) das biologische Potenzial eines Standortes. 

Die potenzielle natürliche Vegetation des räumlichen Geltungsbereichs entspricht in weiten 

Teilen einem Komplex aus „Geißblatt-Stieleichen-Hainbuchenwald im Wechsel mit 

Erlenwäldern, Pfeifengras-Stieleichenwald und Waldziest-Stieleichen-Hainbuchenwald“ (LAU 

2000). Ein schmaler Streifen im Osten des räumlichen Geltungsbereiches weist 

„Wachtelweizen-Linden-Hainbuchenwald“ als hpnV auf “ (LAU 2000). 

2.1.3 Aktuelle vorhandene Vegetation 

Spezielle vegetationskundliche Untersuchungen wurden nicht durchgeführt. Die im Ge-

biet vorkommenden Pflanzenarten sowie die vorhandene Vegetation dürften jedoch den 

in Kapitel 2.1.1 genannten Biotoptypen entsprechend typisch sein.  

Den Großteil des Plangebiets nehmen allgemein verbreitete, häufige Vegetationseinhei-

ten mit geringem diagnostischem Wert ein. Aufgrund des starken anthropogenen Ein-

flusses ist das Prinzip der pnV für den räumlichen Geltungsbereich nicht anwendbar. 

Mit dem Vorkommen der unter Schutz stehenden Gehölze hat der räumliche Geltungs-

bereich eine mittlere Bedeutung für das Schutzgut Pflanzen. 

 

2.2 Schutzgut Fauna 

2.2.1 Avifauna 

Methodik 

Die allgemeine Erfassung der Brutvögel fand in der Zeit zwischen Mai und Juli 2022 statt. Es 

erfolgten sechs Begehungen am Tag sowie eine Nachtbegehung. Zusätzlich erfolgte eine 

Begehung im Mai 2023. Die Begehungen fanden nach Möglichkeit bei guten Witterungsbe-

dingungen statt (möglichst wenig Wind, sonnig). Erfasst wurden die Arten sowohl visuell mit 

der Hilfe von Fernglas und Spektiv als auch akustisch durch Verhör von Gesängen und Ru-

fen. Alle Brutvögel wurden über die Methode der Revierkartierung erfasst (BIBBY et al. 1995, 

SÜDBECK et al. 2005).  

Die Zuordnung als Brutvogel erfolgte, wenn mindestens eines der folgenden Kriterien erfüllt 

war: 

• direkter Brutnachweis (Nest mit brütendem Altvogel, Eiern oder Jungen). 

• Revier anzeigendes Verhalten (Gesang des Männchens, Balzverhalten) 
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• bei Arten mit geringem Lautäußerungsverhalten, mehrmalige Registrierung am glei-

chen Ort (mind. 3-mal) 

Planungsrelevante Arten (Arten des Anhang II der „Artenschutzliste Sachsen-Anhalt“ 

(SCHULZE et al. 2018)) wurden innerhalb des Geltungsbereiches flächig erfasst und deren 

Reviere punktgenau auf einer Karte dargestellt. Für alle nicht planungsrelevanten Arten er-

folgte eine Erfassung sämtlicher Brutvögel entlang vorher festgelegter Linien (Linientaxie-

rung) innerhalb des Geltungsbereiches. Sie wurden als Brutvögel und Nahrungsgäste er-

fasst, jedoch nicht reviergenau abgegrenzt. 

Ergebnisse 

Im Rahmen der Untersuchungen wurden im UR insgesamt 15 Vogelarten erfasst. Die fol-

gende Tabelle 3 gibt die im UR nachgewiesenen Arten, einschließlich ihres Status und Ge-

fährdungsgrades nach der Roten Liste Deutschlands (RL D) bzw. Sachsen-Anhalts (RL LSA) 

wieder. Alle auftretenden Brutvogelarten, die in der Artenschutzliste des Landes Sachsen-

Anhalt (SCHULZE et al. 2018) geführt werden, werden mit der konkreten Anzahl ihres erfass-

ten Brutbestandes (Anzahl Brut- bzw. Revierpaare) aufgeführt.  

Als planungsrelevante Brutvögel konnten die Arten Feldlerche, Grauammer, Heidelerche, 

Mäusebussard, Neuntöter und Ortolan nachgewiesen werden. Der Nachweis des Brutvor-

kommens des Mäusebussards erfolgte außerhalb des UR, innerhalb des UR konnte ein un-

besetzter Horst gefunden werden. 

Eine grafische Darstellung der Fundpunkte planungsrelevanter Vogelarten ist der anliegen-

den Karte 2 zu entnehmen. 

Tabelle 3: Übersicht über alle festgestellten Vogelarten einschließlich ihres Status im UR sowie hinsichtlich 
ihrer Gefährdung und ihres Schutzes. 

Name 
Status Anzahl 

RL geschützt 
nach 

BNatSchG 

Arten-
schutz-

liste LSA Deutsch Wissenschaftlich D LSA 

Amsel Turdus merula B q   §  

Buchfink Fringilla coelebs B q   §  

Baumpieper Anthus trivialis B q V V §  

Buntspecht Dendrocopos major B q   §  

Feldlerche Alauda arvensis B 13 3 3 § x 

Gartengrasmücke Sylvia borin B q   §  

Gartenrotschwanz 
Phoenicurus phoeni-
curus 

B q   §  

Goldammer Emberiza citrinella B q   §  

Grauammer Emberiza calandra B 2 V V §§ x 

Heidelerche Lullula arborea B 7 V V §§ x 

Mäusebussard Buteo buteo B 1   §§ x 
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Name 
Status Anzahl 

RL geschützt 
nach 

BNatSchG 

Arten-
schutz-

liste LSA Deutsch Wissenschaftlich D LSA 

Neuntöter Lanius collurio B 2  V § x 

Ortolan Emberiza hortulana B 1 2 3 §§ x 

Wachtel Coturnix coturnix B q V  §  

Wiesenschafstelze Motacilla flava B 2   § (X) 

Erläuterungen zur Tabelle: 
q = qualitative Erfassung 
Status: 
B = Brutvogel NG = Nahrungsgast DZ = Durchzügler, überfliegend   

 
RL D = Rote Liste Deutschland (RYSLAVY et al. 2020) 
V = Vorwarnliste  
3 = gefährdet  

2 = stark gefährdet 
1 = vom Aussterben bedroht 

R = extrem selten 
 

RL LSA = Rote Liste Sachsen-Anhalt (SCHÖNBRODT & SCHULZE 2017) 

V = Vorwarnliste 
3 = gefährdet 

2 = stark gefährdet 
1 = vom Aussterben bedroht 

0 = ausgestorben oder verschollen 
R = extrem selten 

BNatSchG = Bundesnaturschutzgesetz 
§ = besonders geschützte Art §§ = streng geschützte Art 
Artenschutzliste LSA = Art im Anhang II der „Artenschutzliste Sachsen-Anhalt“ (SCHULZE et al. 2018) 
x = Art des Anhang IÌ (x) = Art des Anhangs II mit vorhandenem Schwellenwert 

 

Planungsrelevante Vogelarten 

Im Folgenden werden alle nachgewiesenen Vorkommen planungsrelevanter Vogelarten dar-

gestellt. Entsprechend dem Anhang II der „Artenschutzliste Sachsen-Anhalt“ (SCHULZE et al. 

2018) sind die der Tabelle 3 Spalte 8 markierten Vogelarten auf Einzelartenebene zu be-

trachten.  

Für die Arten Feldlerche, Grauammer, Heidelerche und Ortolan kann ein Konflikt durch das 

Vorhaben nicht ausgeschlossen, weswegen darüber hinaus in Kap. 2.2.5 eine spezielle ar-

tenschutzrechtliche Prüfung zur Überprüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

nach § 44 BNatSchG Abs. 1 Nr. 1-3 durchgeführt wird (Formblätter 1 bis 4). 

 

Feldlerche (Alauda arvensis) 

Vorkommen in Deutschland und Sachsen-Anhalt 

In Deutschland gibt es einen Bestand 1,2-1,85 Mio. Revieren (RYSLAVY et al. 2020). In der 

Normallandschaft zählt die Feldlerche damit zu den häufigen Brutvögeln. Aufgrund des sich 

verändernden Lebensraums ist die Zahl der Feldlerchen rückläufig. 

In Sachsen-Anhalt brüten etwa 150.000-300.000 Brutpaare. Die Tendenz ist hierbei jedoch 

stark abnehmend (SCHÖNBRODT & SCHULZE 2017). 

Vorkommen im Untersuchungsraum 

Im UR konnten insgesamt 13 Brutpaare festgestellt werden, 11 davon befanden sich inner-

halb des räumlichen Geltungsbereiches.  

Gefährdung und Schutzstatus 
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Sowohl in Deutschland als auch in Sachsen-Anhalt wird die Feldlerche als gefährdet (RL 3) 

eingestuft. 

Konfliktpotenzial 

Gemäß Ausführungsplanung befinden sich 11 der kartierten Brutplätze im Sondergebiet. 

Folglich ergeben sich mögliche artenschutzrechtliche Verbotstatbestände hinsichtlich Zerstö-

rungen von Brutplätzen. Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zur Überprüfung der 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG wird in Kapi-

tel 2.2.5 durchgeführt (siehe Formblatt 1). 

 

Grauammer (Emberiza calandra) 

Vorkommen in Deutschland und Sachsen-Anhalt 

In Deutschland gibt es einen Bestand 16.500 – 29.000 Revieren (RYSLAVY et al. 2020). Auf-

grund des sich verändernden Lebensraums ist die Zahl der Grauammern rückläufig. 

In Sachsen-Anhalt brüten etwa 2.500 – 5.000 Brutpaare. Die Tendenz ist zunehmend 

(SCHÖNBRODT & SCHULZE 2017). 

Vorkommen im Untersuchungsraum 

Im UR konnten 2 Brutpaare festgestellt werden.  

Gefährdung und Schutzstatus 

Sowohl in Deutschland als auch in Sachsen-Anhalt wird die Grauammer in der Vorwarnliste 

(V) geführt. 

Konfliktpotenzial 

Gemäß Ausführungsplanung befinden sich die kartierten Brutplätze im Sondergebiet. Folg-

lich ergeben sich mögliche artenschutzrechtliche Verbotstatbestände hinsichtlich der Zerstö-

rung von Brutplätzen. Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zur Überprüfung der ar-

tenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG wird in Kapitel 

2.2.5 durchgeführt (siehe Formblatt 2). 

 

Heidelerche (Lullula arborea) 

Vorkommen in Deutschland und Sachsen-Anhalt 

Die Heidelerche tritt in Deutschland mit einem geschätzten Bestand von 27.000-47.000 Re-

vieren (RYSLAVY et al. 2020) auf und zählt damit zu den mäßig häufigen Brutvögeln. Ihr Be-

stand wird als stabil eingestuft. 

In Sachsen-Anhalt brüten etwa 5.000-10.000 Brutpaare. Die Tendenz ist hierbei jedoch stark 

abnehmend (SCHÖNBRODT & SCHULZE 2017). 
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Vorkommen im Untersuchungsraum 

Im UR konnten insgesamt 6 Brutpaare festgestellt werden.  

Gefährdung und Schutzstatus 

Sowohl in Deutschland als auch in Sachsen-Anhalt wird die Feldlerche auf der Vorwarnliste 

(V) geführt. 

Konfliktpotenzial 

Gemäß Ausführungsplanung befinden sich 5 der kartierten Brutplätze im Sondergebiet. Folg-

lich ergeben sich mögliche artenschutzrechtliche Verbotstatbestände hinsichtlich Zerstörun-

gen von Brutplätzen. Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung zur Überprüfung der ar-

tenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG wird in Kapitel 

2.2.5 durchgeführt (siehe Formblatt 3). 

 

Mäusebussard (Buteo buteo) 

Vorkommen in Deutschland und Sachsen-Anhalt 

Der Mäusebussard tritt in Deutschland mit einem geschätzten Bestand von 68.000-115.000 

Brutpaaren (RYSLAVY et al. 2020) auf und zählt damit zu den mäßig häufigen Brutvögeln. 

Sein Bestand wird als stabil eingestuft. 

In Sachsen-Anhalt wird für den Mäusebussard von einem Bestand von 5.000 bis 7.000 Brut-

paaren ausgegangen (SCHÖNBRODT & SCHULZE 2017). Der Bestandstrend ist stabil. 

Vorkommen im Untersuchungsraum 

Der Mäusebussard trat außerhalb des UR mit einem Brutvorkommen auf. Zudem befindet 

sich ein ungenutzter Horst am Rand des UR. 

Gefährdung und Schutzstatus 

Der Mäusebussard gilt aktuell als ungefährdet. Er ist jedoch nach dem BNatSchG als streng 

geschützt eingestuft. 

Konfliktpotenzial 

Die Gehölzstrukturen bleiben vollständig erhalten. Mäusebussarde sind Generalisten und 

nutzen diverse Strukturen zur Brut- und Nahrungssuche. Störungen, Zerstörungen oder Tö-

tungen durch die PVA sind mit Sicherheit ausgeschlossen. Somit ergeben sich keine arten-

schutzrechtlichen Verbotstatbestände durch den B-Plan. 
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Neuntöter (Lanius collurio) 

Vorkommen in Deutschland und Sachsen-Anhalt 

Der deutsche Neuntöterbestand wird auf 84.000-150.000 Paare geschätzt (RYSLAVY et al. 

2020). In Agrarlandschaften ist der Neuntöter ein regelmäßiger Brutvogel, dessen Bestände 

überwiegend als stabil eingestuft werden.  

In Sachsen-Anhalt brüten etwa 10.000-18.000 Neuntöterpaare; der Bestandstrend ist hier al-

lerdings stark abnehmend (SCHÖNBRODT & SCHULZE 2017). 

Vorkommen im Untersuchungsraum 

Der Neuntöter wurde mit zwei Brutpaaren im UR nachgewiesen. Die Art brütet am Rand des 

räumlichen Geltungsbereiches in Gebüschen entlang eines landwirtschaftlichen Weges. 

Gefährdung und Schutzstatus 

Während der Neuntöter deutschlandweit als ungefährdet gilt, steht er in der RL Sachsen-

Anhalt auf der Vorwarnliste.  

Konfliktpotenzial 

Die Gehölzstrukturen bleiben vollständig erhalten. Zerstörungen von Bruthabitaten sind somit 

ausgeschlossen. Neuntöter brüten in bestehenden Solarparks, Siedlungsrändern, an Stra-

ßen sowie in „Autobahn-Ohren“ insofern die maßgeblichen Strukturen (Gebüsche, Kraut- 

und Staudensäume) vorhanden sind. Der Neuntöter konnte in PVA als Nahrungsgast beo-

bachtet werden. Dies lässt auf ein hohes Anpassungsvermögen von Vogelarten schließen, 

die strukturelle Requisiten tolerieren bzw. als Sing- und Ansitzwarte benötigen (KELM et al. 

2014). Störungen durch Nutzung und Überprägung der Fläche durch PV-Module können 

somit ausgeschlossen werden. Verschattungen von Brutplätzen bzw. Entwertung von Nah-

rungshabitaten sind nicht zu erwarten, da die wesentlichen Strukturen (insbesondere Hecken 

und Gehölze) vorhanden bleiben. Somit ergeben sich keine artenschutzrechtlichen Verbots-

tatbestände durch den B-Plan. 

 

Ortolan (Emberiza hortulana) 

Vorkommen in Deutschland und Sachsen-Anhalt 

In Deutschland wird der Ortolan auf 7.500-11.500 Brutpaare geschätzt (RYSLAVY et al. 2020). 

Die Bestände werden als stabil eingeschätzt. 

In Sachsen-Anhalt brüten etwa 3.000-5.000 Ortolane mit stark abnehmender Tendenz 

(SCHÖNBRODT & SCHULZE 2017).  

Vorkommen im Untersuchungsraum 

Im UR konnte ein Brutpaar festgestellt werden.  

Gefährdung und Schutzstatus 
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Auf der RL LSA wird der Ortolan in Kategorie 3 (gefährdet) geführt, auf der RL D sogar als 

stark gefährdet (RL 2). Ein strenger Schutz besteht gemäß BNatSchG. 

Konfliktpotenzial 

Gemäß Ausführungsplanung befinden sich der kartierte Brutplatz am Rand des Sonderge-

biets. Folglich ergeben sich mögliche artenschutzrechtliche Verbotstatbestände hinsichtlich 

Zerstörungen von Brutplätzen.  

Der Ortolan ist wie die Feldlerche ein Bodenbrüter. Der Ortolan nutzt halboffene Strukturen 

wie Offenland mit angrenzenden Waldrändern oder Hecken. Somit toleriert er Strukturen in 

seinem Bruthabitat bzw. nutzt diese auch als Singwarte. Untersuchungen durch BADELT et al. 

(2020) zeigen, dass der Ortolan Solarparks nicht meidet und in Solarparks Nahrung sucht 

sowie am Rand brütet. Verschiedene Studien zeigen, dass Offen- und Halboffenlandarten 

PV-Anlagen weiterhin nutzen. Unter diesen Aspekten ist nicht mit einer Störung der lokalen 

Population des Ortolans zu rechnen. Tötungen bzw. Zerstörungen sind bei Einhaltung von 

Bauzeitenbeschränkungen ebenfalls ausgeschlossen.  

Da die Art ein Bodenbrüter ist, werden die Konflikte detailliert im Rahmen einer speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung (Formblatt 4, Kap. 2.2.5) untersucht.  

 

Wiesenschafstelze (Motacilla flava) 

Eine Prüfung der Art ist nur bei Schlafplatzgemeinschaften in Röhrichten ab 500 Individuen 

relevant.  

2.2.2 Amphibien 

Methodik 

Die Untersuchungen zur Amphibienfauna fanden an vier Begehungsterminen, von April bis 

Juli 2022 statt. Bei den Begehungen wurden sowohl potenzielle Fortpflanzungshabitate als 

auch geeignete Landlebensräume untersucht (z.B. GÜNTHER 1996, SY & MEYER 2015). Dabei 

wurden Sichtbeobachtungen inkl. der Kontrolle möglicher Verstecke durchgeführt. 

Ergebnisse 

Das Vorkommen von Amphibien kann innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs ausge-

schlossen werden, da keine geeigneten Gewässer im Geltungsbereich und seinem unmittel-

baren Umfeld vorliegen. Es erfolgten zudem keine Nachweise innerhalb der Landlebensräu-

me. 

2.2.3 Reptilien 

Methodik 

Die Erfassung der Reptilien erfolgte in Anlehnung an die Methodenstandards für die Erfas-

sung von Reptilienarten der Anhänge IV und V der FFH-Richtlinie (WEDDELING et al. 2005).  



   Stadt und Land Planungsgesellschaft mbH  
 

 
 

 
 
 

Bebauungsplan „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik Buch“ 
Entwurf, Umweltbericht Stand April 2024 

Seite 15 

Die Begehungen fanden bei günstigen klimatischen Bedingungen statt. Hierbei wurden die 

jahres- und tageszeitlichen Hauptaktivitätsphasen sowie artspezifisches Verhalten berück-

sichtigt. Zur Erfassung von potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten erfolgten vier Be-

gehungen von April bis Juli 2022. Zusätzlich erfolgte eine Begehung im Mai 2023. 

Ergebnisse 

Im Untersuchungsraum konnten 18 Individuen der Zauneidechse (Lacerta agilis) nachgewie-

sen werden, wovon 13 Nachweise im räumlichen Geltungsbereich erfolgten. 

Bei der Zauneidechse handelt es sich um eine Art nach Anhang IV der FFH-Richtlinie, die 

demnach gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG streng geschützt ist. Die Art gilt in Sachsen-

Anhalt als gefährdet und steht auf der Vorwarnliste der Roten Liste der Reptilien in Deutsch-

land (ROTE-LISTE-GREMIUM AMPHIBIEN UND REPTILIEN 2020, GROSSE et al. 2019). 

2.2.4 Ameisen 

Im Rahmen der erfolgten Kartierungen konnte ein Nest der Waldameise (Formica spec.) 

nachgewiesen werden (siehe Abbildung 1). Waldameisen gehören gemäß BArtSchVO zu 

den besonders geschützten Arten. 

 

Abbildung 1: Nest von Waldameisen (Maßstab 1:15.000; DOP 20 © GeoBasis-DE /LGB 2021) 
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2.2.5 Säugetiere 

Gemäß Stellungnahme der Biosphärenreservatsverwaltung Mittelelbe vom 25.03.2024 exis-

tieren im weiteren Umkreis des Vorhabengebietes mehrere bekannte Reviere des Elbebibers 

(Castor Fiber albicus). Zudem muss, aufgrund der Nähe zum angrenzenden Biosphärenre-

servat, mit dem Vorkommen des Fischotters (Lutra lutra) im weiteren Umfeld gerechnet wer-

den. „Eine Begehung vor Ort am 13.03.2024 hat ergeben, dass sich zum jetzigen Zeitpunkt 

keine Biberbaue im unmittelbaren Planungsgebiet befinden (Umkreis von ca. 250m). Spu-

rennachweise des Bibers für den Untersuchungsraum liegen vor, für den direkten Baube-

reich der geplanten Maßnahme jedoch nicht. Ebenso gibt es Nachweise für die Nutzung des 

Planungsraumes durch den Fischotter. Baue und Verstecke konnten jedoch nicht nachge-

wiesen werden.“ (Stellungnahme der Biosphärenreservatsverwaltung Mittelelbe vom 

25.03.2024). 

2.2.6 spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 

Im Plangebiet konnten vier Brutvogelarten erfasst werden, die gemäß „Liste der im Rahmen 

des Artenschutz-Fachbeitrages zu behandelnden Arten“ (Artenschutzliste Sachsen-Anhalt) 

(SCHULZE et al. 2018) als planungsrelevant gelten und für die eine Beeinträchtigung durch 

die PVA nicht auszuschließen ist. Es handelt sich dabei um die Arten Feldlerche (Alauda 

arvensis), Grauammer (Emberiza calandra), Heidelerche (Lullula arborea) und Ortolan (Em-

beriza hortulana). Des Weiteren konnte die Zauneidechse (Lacerta agilis) nachgewiesen 

werden, die eine Art des Anhangs IV der FFH-Richtlinie ist. 

Formblatt 1: Feldlerche (Alauda arvensis) 

A) ALLGEMEINE ANGABEN ZUR ART 

Schutzstatus und Gefährdungseinstufungen gemäß Roten Listen 

 Art nach Anhang I der EU-VSch-RL 

 Europäische Vogelart  

 3 Rote Liste Deutschland 

 3 Rote Liste Sachsen-Anhalt  

B) CHARAKTERISIERUNG DER BETROFFENEN ART 

Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 

Die Feldlerche ist eine Art des Offenlandes, die i.A. trockene bis wechselfeuchte Standorte besiedelt. Dane-

ben können aber auch feuchte und sogar nasse Flächen besiedelt werden, wenn diese mit trockeneren 

Arealen durchsetzt sind (BAUER et al. 2005, SÜDBECK et al. 2005). Die bevorzugten Habitate liegen auf jun-

gen Ackerbrachen und Ackerflächen mit Gemüse-, Hafer-, Klee-, Leguminosen-, Hackfrucht- und Sommer-

getreideanbau (KÖNIG & SANTORA 2011). Auch Grünlandgebiete und Heiden sowie Bergbaufolgelandschaften 

und größere Waldlichtungen werden gern besiedelt. Wichtiges Habitatkriterium für die Feldlerche ist eine 

niedrige und lückige Krautschicht, eine Gehölzarmut sowie eine gewisse Mindestgröße der besiedelten Flä-

chen. 
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Die Brutzeit der Feldlerche erstreckt sich über einen vergleichsweise langen Zeitraum von etwa Mitte März 

bis Mitte August. Die Feldlerche brütet i.d.R. im April/Mai und hat gelegentlich noch eine Zweitbrut im Ju-

ni/Juli (KÜHNERT & BANGERT 2010). Das Nest wird am Boden angelegt, wobei das Nest nie direkt angeflogen 

wird, sondern in einem gewissen Abstand und der restliche Weg versteckt am Boden zurückgelegt wird 

(KÜHNERT & BANGERT 2010). 

Die Feldlerche gilt als Indikatorart für Artenvielfalt und Landschaftsqualität des Agrarraumes (ACHTZIGER et al. 

2003). 

Art und Abgrenzung der Fortpflanzungs- und Ruhestätte 

Reviergröße: 

Die Reviergröße der Feldlerche ist struktur- und naturraumabhängig (TRAUTNER & JOOSS 2008). Für Äcker in 

Schleswig-Holstein werden Reviergrößen von 1,0 bis 1,3 ha angegeben (JEROMIN 2002). In der Schweiz 

schwanken die Reviergrößen dagegen zwischen 1,4 bis 9,2 ha (MAUMARY et al. 2007). Die Siedlungsdichten 

liegen in brandenburgischen Ackerlandschaften zwischen 1 und 7 Rev./ha ABBO (2001). 

Fortpflanzungsstätte: 

            „Weite Abgrenzung“             „Enge Abgrenzung“  

Die Art befand sich in offenem Gelände mit weitgehend freiem Horizont auf Ackerland. Die Feldlerche bevor-

zugt Bereiche mit einer ca. 15 bis 25 cm hohen Vegetation und einer Bodendeckung von 20 bis 50 %. Nied-

rige sowie vielfältig strukturierte Vegetation mit offenen Stellen wird bevorzugt.  

Ruhestätte: 

Die Ruhestätte ist Bestandteil der abgegrenzten Fortpflanzungsstätte. Die Ruhestätte einzelner, unverpaar-

ter Tiere ist unspezifisch und daher nicht konkret abgrenzbar. 

Verbreitung  

Deutschland: 

Der Brutbestand der Feldlerche liegt in Deutschland bei etwa 1,2-1,85 Mio. Revieren (RYSLAVY et al. 2020). 

Sachsen-Anhalt: 

Sachsen-Anhalt weist einen Brutbestand von 150.000 bis 300.000 BP auf (SCHÖNBRODT & SCHULZE 2017). 

C) VORHABENSBEZOGENE ANGABEN 

Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen 

 potenziell möglich 

Im Rahmen der avifaunistischen Untersuchungen konnten 11 Brutpaare innerhalb der geplanten Photovolta-

ik-Freiflächenanlage (PVA) sicher erfasst werden. Dabei wurden alle landwirtschaftlichen Flächen im UR von 

dieser Art besiedelt.  

D) PROGNOSE DER TATBESTÄNDE NACH § 44 ABS. 1 I. V. M. ABS. 5 BNATSCHG 

Fang, Verletzung, Tötung wildlebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? (Ver-

meidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) 

 Ja 

 Nein 

Die festgestellten Brutreviere befinden sich innerhalb des Baufeldes. Daher kann es im Zuge der Baufeld-

räumung zur Tötung von Individuen oder Zerstörung von Gelegen kommen. 

 Vermeidungsmaßnahmen  
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Bei der Realisierung des Vorhabens ist auf die strikte Einhaltung einer, die Brutzeit der Art umfassenden, 

Bauzeitenbeschränkung zu achten. Sie umfasst den Zeitraum von Anfang März bis Ende September (V05). 

Sofern die Baumaßnahmen außerhalb des genannten Zeitraums stattfinden, kann eine Verletzung oder Tö-

tung von Feldlerchen vermieden werden. 

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Verbotstatbestand Verletzung/Tötung wildlebender Tiere tritt 

trotz Maßnahmen weiterhin ein 
 Ja 

 Nein 

Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG) 

Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur ent-

nommen werden (Vermeidungsmaßnahmen zunächst unbe-

rücksichtigt) 

 Ja 

 Nein 

Aussagen zum Brutplatz 

 
Die Art benutzt den Brutplatz regelmäßig nur einmal. Eine Zerstörung des (einmal genutz-

ten) Brutplatzes bleibt ohne Beeinträchtigung der Art 

 
Die Art benutzt den Brutplatz im Einzelfall wiederholt; jedoch gehört Ausweichen auf an-

dere Brutplätze zum normalen Verhaltensrepertoire. 

 

Die Art benutzt den Brutplatz wiederholt. Ausweichen tritt v.a. als Folge anthropogener 

Beeinträchtigungen/ Störungen auf. Der Brutplatz bzw. mehrere Brutplätze im engen 

räumlichen Zusammenhang sind obligatorisch. 

Da die Feldlerche ein Bodenbrüter ist, sind Beeinträchtigungen der Art im Zuge der Errichtung der geplanten 

PVA möglich. Die Vergrämung brütender Alttiere durch den Baustellenbetrieb kann zu indirekten Tötungen 

durch Gelege- und Brutaufgabe führen. Darüber hinaus können im Zuge der Bauarbeiten Brutplätze zerstört 

werden. In diesem Zusammenhang sind auch direkte Gelegeverluste und Tötungen einzelner Individuen 

möglich. 

Über die Bauphase hinaus erfolgt eine Beanspruchung von Flächen insbesondere durch die Überdeckung 

mit Modulen, die zu einer Vergrämung der Art führen kann. Hierdurch können Bruthabitate der Feldlerche für 

die Betriebszeit verloren gehen. Dabei handelt es sich um unvermeidbare Beeinträchtigungen. Durch eine 

Vergrößerung des Reihenabstands auf 6 m nach jeder 10 Modulreihe kann die Feldlerche evtl. auf der 

Fläche der PVA gehalten werden. Ein Ausweichen auf weitere geeignete Bruthabitate im näheren Umfeld 

des Untersuchungsraumes ist möglich.  

 Vermeidungsmaßnahmen  

Bei der Realisierung des Vorhabens ist auf die strikte Einhaltung einer, die Brutzeit der Art umfassenden, 

Bauzeitenbeschränkung zu achten. Sie umfasst den Zeitraum von Anfang März bis Ende September (V05). 

Sofern die Baumaßnahmen außerhalb des genannten Zeitraums stattfinden, kann eine Zerstörung von Fort-

pflanzungsstätten von Feldlerchen vermieden werden. 

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

ACEF01: Anlage von Brachestreifen 

Als CEF-Maßnahme zum Ausgleich des Eingriffs in die Fortpflanzungsstätte der Feldlerchen können Bra-

chestreifen mit mindestens 10 m Breite angelegt werden. Diese dienen der Schaffung von Brutplätzen und 

der Verbesserung der Nahrungsverfügbarkeit. Da eine durchschnittliche Siedlungsdichte im Plangebiet ge-

geben ist, werden für jedes zu kompensierende Revier ein 10 m breiter Brachestreifen (inkl. ca. 2 m 

Schwarzbrache) mit einer Länge von 100 m benötigt (VSW & PNL 2010). Es konnten 11 Brutpaare nachge-

wiesen werden, woraus sich ein Maßnahmenumfang von 1,1 ha (10 m x 1100 m) ergibt. Die Maßnahme soll 
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zu Einzelbäumen mindestens 50 m und zu Baumreihen mindestens 100 m Abstand halten. Hierzu sollen die 

Streifen innerhalb von Ackerland der Sukzession überlassen (keine Einsaat) und alle zwei Jahre außerhalb 

der Brutzeit umgebrochen werden. Der Pflegeschnitt ist durchzuführen, um vielfältige Strukturen zu entwi-

ckeln, den Blühaspekt zu verlängern und die Vegetation niedrig zu halten (ca. 15-25 cm). Die Pflegeschnitte 

und das ergänzende Grubbern erfolgen alternierend, i. d. R. auf 50 % der Buntbrachestreifen. Das bedeutet, 

dass die Buntbrachestreifen nie komplett gegrubbert werden, sondern nur abschnittsweise bzw. im Wechsel. 

Im Idealfall sollten die Flächen frei von mehrjährigen Problemarten, wie Ackerkratzdistel und Quecke, sein. 

Auf den Brachestreifen sollten keine Pflanzenschutz- oder Düngemittel verwendet werden. 

Die Dauer der Maßnahme ACEF01 beschränkt sich auf die Inanspruchnahme der Fortpflanzungsstätte (d.h. 

bis zum Abbau der Photovoltaik-Freiflächenanlage). Sollte eine 2-jährige Erfolgskontrolle jedoch zeigen, 

dass auf den Flächen der PVA eine gleichwertige Nutzung wie vor Errichtung der PVA erfolgt, kann 

die Maßnahme ACEF01 in Abstimmung mit der UNB frühzeitig beendet werden. 

Gemäß LANUV (2019) ist die Wirksamkeit der Maßnahme unmittelbar nach Etablierung der Vegetation bzw. 

innerhalb der nächsten Brutperiode gewährleistet. 

Monitoring: Mittels Monitoring soll insbesondere überprüft werden, ob die relevanten Habitate in mindestens 

gleichem Umfang und mindestens gleicher Qualität erhalten bzw. wiederhergestellt wurden. Die Dauer des 

Monitorings ist auf zwei Jahre beschränkt. 

Ökologische Funktion der Lebensstätte wird weiterhin im 

räumlichen Zusammenhang erfüllt 

 

 Ja 

 

 

Nein 

 

Verbotstatbestand Beschädigung/Zerstörung der Fortpflan-

zungs- oder Ruhestätte tritt trotz Maßnahmen weiterhin ein 

 Ja 

 Nein 

Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

Können wildlebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Auf-

zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten ge-

stört werden? 

 Ja 

 Nein 

Eine Störwirkung bezüglich der nachgewiesenen Brutreviere auf der Vorhabenfläche kann nicht ausge-

schlossen werden. Der Erhalt der ökologischen Funktion der Lebensstätten im räumlichen Zusammenhang 

ist jedoch sichergestellt. 

Verbotstatbestand der erheblichen Störung tritt ein 

 Ja 

 Nein 

     Vermeidungsmaßnahmen  

Bei der Realisierung des Vorhabens ist auf die strikte Einhaltung einer, die Brutzeit der Art umfassenden, 

Bauzeitenbeschränkung zu achten. Diese sollte sich an die Brutzeit der Art orientieren. Sie umfasst den Zeit-

raum von Anfang März bis Ende August (V05). Sofern die Baumaßnahmen außerhalb des genannten Zeit-

raums stattfinden, kann eine erhebliche Störung von Feldlerchen vermieden werden. 

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Verbotstatbestand der erheblichen Störung tritt trotz Maß-

nahmen weiterhin ein 

 Ja 

 Nein 

E) ERFORDERNIS DER ZULASSUNG EINER AUSNAHME NACH § 45 (7) BNATSCHG 
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    
Ja (Verbotstatbestände treten ein) / Ausnahmevoraussetzungen sind zu prüfen und 

die erforderlichen Maßnahmen vorzusehen. 

    Nein (Verbotstatbestände treten nicht ein) / Prüfung endet hier! 

 

Formblatt 2: Grauammer (Emberiza calandra) 

A) ALLGEMEINE ANGABEN ZUR ART 

Schutzstatus und Gefährdungseinstufungen gemäß Roten Listen 

 Art nach Anhang I der EU-VSch-RL 

 Europäische Vogelart  

 V Rote Liste Deutschland 

 V  Rote Liste Sachsen-Anhalt  

B) CHARAKTERISIERUNG DER BETROFFENEN ART 

Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 

Die Grauammer ist eine Art der offenen Kulturlandschaft mit gehölzarmen (jedoch nicht -freien) Agrar- und 

Grünlandbiotopen. Daneben findet sie sich auch in Streu- und Riedwiesen, in Dünen- und Heidegebieten, auf 

Ruderalflächen und im Randbereich von ländlich geprägten Ortschaften (SÜDBECK ET AL. 2005). Die Art benö-

tigt unbedingt Singwarten wie Gehölze oder größere Gebüsche. Eine ähnliche Funktion können auch Hoch-

staudenfluren oder Hoch-Leitungen sowie Wildpflanzen innerhalb von Kulturpflanzenbeständen (SACHER & 

BAUSCHMANN 2011) übernehmen. Ferner benötigt die Art kurzrasige oder lückige Vegetation zur Jagd sowie 

höhere Vegetation zur Nestanlage. Ein weiteres wichtiges Habitatrequisit bilden Klein- und Kleinstgewässer 

als Trink- und Badestellen (SACHER & BAUSCHMANN 2011). Beliebte Schlafplätze der Grauammer bilden 

Schilfflächen und ähnliche Strukturen in Gewässernähe (GLIEMANN 2004). Außerhalb der Brutzeit hält sich die 

Grauammer vor allem auf Stoppelfledern, ungemähtem Grünland, auf Salzwiesen und Spülfeldern auf (V. 

BLOTZHEIM 1997).  

Die Grauammer ist ein Spätbrüter, der jedoch schon früh, etwa im März – April seine Brutreviere besetzt (V. 

BLOTZHEIM 1997). Die Grauammer ist ein Bodenbrüter, welcher sein Nest in dichter Bodenvegetation anlegt. 

Die Reviere der Art umfassen eine Fläche von 2,5 bis 7,5 ha (HEGELBACH 1984). Das Zentrum eines Reviers 

wird gewöhnlich von der Singwarte gebildet. Der Brutbeginn fällt bei der Grauammer auf den Zeitraum von 

(Mitte) Ende April bis Anfang Juni und kann bis Ende Juli andauern (BAUER ET AL. 2005).  

Art und Abgrenzung der Fortpflanzungs- und Ruhestätte 

Reviergröße: 

Die Reviergrößen eines Brutpaares der Grauammer betragen zwischen 2,5 – 7,5 ha (HEGELBACH 1984) bzw. 

bei der Revierlänge an linearen Elementen durchschnittlich 286 m (BRAUN 1991).  

Fortpflanzungsstätte: 

            „Weite Abgrenzung“             „Enge Abgrenzung“  
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Die Neststandorte der Art befinden sich in Randstrukturen in dichter Bodenvegetation in einer Mulde in 

busch- und baumfreier Umgebung. Essenzielle Teilhabitate der Fortpflanzungsstätte sind Nahrungsflächen 

und Singwarten, in deren Umkreis das Revier abgegrenzt wird (ein Brutrevier hat einen Radius von 150 Me-

tern um die Singwarte (GRABAUM ET AL. 2005).  

Ruhestätte: 

Als Ruhestätte dienen der Grauammer Singwarten und Schlafplätze (z.B. in Wassernähe, Hochstauden, ver-

krautete Wiesen etc.) im Umkreis von 2-3 km (HEGELBACH 1997). 

Verbreitung  

Deutschland: 

- der Brutbestand der Grauammer liegt in Deutschland bei etwa 16.500 bis 29.000 Revieren (RYSLAVY et al. 

2020).  

Sachsen-Anhalt: 

- Sachsen-Anhalt weist einen Brutbestand von 2.500 bis 5.000 BP auf (SCHÖNBRODT & SCHULZE 2017) 

- nicht (oder nur lokal) häufiger Brutvogel der gut strukturierten Grünländer und Äcker; vorzugsweise auf 

Lössböden; bildet lokal große Schlafgemeinschaften (ASL ST, RANA 2008) 

C) VORHABENSBEZOGENE ANGABEN 

Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen 

 potenziell möglich 

Im Rahmen der aktuellen Kartierungen wurden im Geltungsbereich zwei Brutpaare der Grauammer festge-

stellt.  

D) PROGNOSE DER TATBESTÄNDE NACH § 44 ABS. 1 I. V. M. ABS. 5 BNATSCHG 

1. Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? (Ver-

meidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) 

 Ja 

 Nein 

Die festgestellten Brutreviere befinden sich im Bereich der geplanten PVA. Daher kann es im Zuge der Bau-

feldräumung zur Tötung von Individuen oder einer Zerstörung von Gelegen kommen. 

 Vermeidungsmaßnahmen  

Durch ein Bauzeitenmanagement (V05) wird sichergestellt, dass es zu keinen Verlusten von Individuen 

kommt. 

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Verbotstatbestand Verletzung/Tötung wild lebender Tiere tritt 

trotz Maßnahmen weiterhin ein 

 Ja 

 Nein 
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2. Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG) 

Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur ent-

nommen werden (Vermeidungsmaßnahmen zunächst unbe-

rücksichtigt) 

 Ja 

 Nein 

Aussagen zum Brutplatz 

 
Die Art benutzt den Brutplatz regelmäßig nur einmal. Eine Zerstörung des (einmal genutz-

ten) Brutplatzes bleibt ohne Beeinträchtigung der Art 

 
Die Art benutzt den Brutplatz im Einzelfall wiederholt; jedoch gehört Ausweichen auf an-

dere Brutplätze zum normalen Verhaltensrepertoire. 

 

Die Art benutzt den Brutplatz wiederholt. Ausweichen tritt v.a. als Folge anthropogener 

Beeinträchtigungen/ Störungen auf. Der Brutplatz bzw. mehrere Brutplätze im engen 

räumlichen Zusammenhang sind obligatorisch. 

Durch die anlage- und betriebsbedingte Flächeninanspruchnahme kommt es zu einem direkten Verlust von 

Bestandteilen von Fortpflanzungsstätten der Grauammer. 

Die Grauammer gehört zu den Arten mit ständig wechselnden Lebensstätten. Eine Zerstörung des (einmal 

genutzten) Brutplatzes außerhalb der Brutzeit stellt keinen Verstoß gegen das Beschädigungsverbot des § 

44 Abs. 1 Nr. 3 dar, sofern geeignete Ausweichmöglichkeiten im räumlichen Zusammenhang nachgewiesen 

werden können. Potenzielle Fortpflanzungsstätten auf den umliegenden Ackerflächen können weiterhin ge-

nutzt werden, so dass die ökologische Funktion der von dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ru-

hestätte im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird.  

 Vermeidungsmaßnahmen  

Durch ein Bauzeitenmanagement (V05) wird sichergestellt, dass es bei der Baufeldräumung nicht zu Verlus-

ten von Gelegen kommt. 

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Die Maßnahme ACEF01: Anlage von Brachestreifen sieht die Anlage von 1,1 ha Brachestreifen, als Ersatzha-

bitat für die Feldlerche, vor. Die Grauammer, als eine Art mit ähnlichen Lebensraumansprüchen wird von 

dieser Maßnahme ebenfalls profitieren, sodass keine zusätzlichen Maßnahmen für sie geplant werden. Da 

ein Eingriff in die wegbegleitenden Gehölze bisher nicht vorgesehen ist, wird die Zahl der Singwarten im Ge-

biet nicht reduziert, sodass auch hier kein Ausgleich notwendig wird. Sollte eine 2-jährige Erfolgskontrolle 

zeigen, dass auf den Flächen der PVA eine gleichwertige Nutzung wie vor Errichtung der PVA erfolgt, 

kann die Maßnahme ACEF01 in Abstimmung mit der UNB frühzeitig beendet werden. 

Verbotstatbestand Beschädigung/Zerstörung der Fortpflan-

zungs- oder Ruhestätte tritt trotz Maßnahmen weiterhin ein 

 Ja 

 Nein 

3. Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Auf-

zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten ge-

stört werden? 

 Ja 

 Nein 

Für das im Vorhabenbereich liegende Vorkommen der Grauammer wird gem. Darstellung in Pkt. 2 von einer 
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Betroffenheit durch anlage- und betriebsbedingten Brutplatzverlust ausgegangen. Zusätzliche erhebliche 

Störwirkungen sind daher nicht relevant. Eine Störung der außerhalb brütenden Grauammern ist nicht zu er-

warten, daher können Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der lokalen Population ausgeschlossen 

werden. 

Verbotstatbestand der erheblichen Störung tritt ein 
 Ja 

 Nein 

 Vermeidungsmaßnahmen  

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Verbotstatbestand der erheblichen Störung tritt trotz Maß-

nahmen weiterhin ein 

 Ja 

 Nein 

E) ERFORDERNIS DER ZULASSUNG EINER AUSNAHME NACH § 45 (7) BNATSCHG 

 
Ja (Verbotstatbestände treten ein) / Ausnahmevoraussetzungen sind zu prüfen und 

die erforderlichen Maßnahmen vorzusehen. 

 Nein (Verbotstatbestände treten nicht ein) / Prüfung endet hier! 

 

Formblatt 3: Heidelerche (Lullula arborea) 

A) ALLGEMEINE ANGABEN ZUR ART 

Schutzstatus und Gefährdungseinstufungen gemäß Roten Listen 

 Art nach Anhang I der EU-VSch-RL 

 Europäische Vogelart  

 V Rote Liste Deutschland 

 V Rote Liste Sachsen-Anhalt  

B) CHARAKTERISIERUNG DER BETROFFENEN ART 

Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 

Die präferierten Lebensräume der Art sind sonnenexponierte, vegetationsarme Lebensräume im Übergangs-

bereich vom Wald zum Offenland. Besiedelt werden vor allem frühe Waldsukzessionsstadien, Heiden, 

Braunkohletagebaugebiete, Waldwiesen, Waldränder, Trocken- und Halbtrockenrasen mit einem gewissen 

Verbuschungsgrad, Ruderalflächen und Streuobstwiesen. Essenzielle Habitatelemente sind warm-trockene 

Böden mit einer schütteren und kurzrasigen Vegetation für die Nahrungsaufnahme und erhöhte Singwarten 

wie kleine Bäume, Sträucher oder Hochstauden als Sing- und Beobachtungswarten (BAUER et al. 2012). 

Art und Abgrenzung der Fortpflanzungs- und Ruhestätte 

Reviergröße: 

Die Reviergrößen der Heidelerche umfasst ca. 2 – 3 ha (BAUER ET AL 2012).  
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Fortpflanzungsstätte: 

            „Weite Abgrenzung“             „Enge Abgrenzung“  

Die Neststandorte der Art befinden sich in Randstrukturen in dichter Bodenvegetation in einer Mulde in 

busch- und baumfreier Umgebung. Essenzielle Teilhabitate der Fortpflanzungsstätte sind Nahrungsflächen 

und Singwarten, in deren Umkreis das Revier abgegrenzt wird (ein Brutrevier hat einen Radius von ca. 150 

Metern um die Singwarte).  

Ruhestätte: 

Die Ruhestätte ist Bestandteil der abgegrenzten Fortpflanzungsstätte. Die Ruhestätte einzelner, unverpaar-

ter Tiere ist unspezifisch und daher nicht konkret abgrenzbar. 

Verbreitung  

Deutschland: 

Der Brutbestand der Heidelerche liegt in Deutschland bei etwa 27.000 bis 47.000 Brutrevieren (GERLACH et 

al. 2019). 

Sachsen-Anhalt: 

Sachsen-Anhalt weist einen Brutbestand von 5.000 bis 10.000 Brutrevieren auf (SCHÖNBRODT & SCHULZE 

2017). 

C) VORHABENSBEZOGENE ANGABEN 

Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen 

 potenziell möglich 

Im Rahmen der avifaunistischen Untersuchungen wurden 6 Reviere der Heidelerche entlang der an den Gel-

tungsbereich grenzenden Waldränder nachgewiesen. 

D) PROGNOSE DER TATBESTÄNDE NACH § 44 ABS. 1 I. V. M. ABS. 5 BNATSCHG 

Fang, Verletzung, Tötung wildlebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? (Ver-

meidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) 

 Ja 

 Nein 

Im Rahmen der Errichtung des Solarparks sind baubedingte Verletzungen oder Verluste einzelner Individuen 

der Heidelerche möglich. Folglich wird zur Vermeidung des Verbotstatbestandes der Tötung die Umsetzung 

der Maßnahme V05 „Bauzeitenregelung“ notwendig.  

 Vermeidungsmaßnahmen  

V05 „Bauzeitenregelung“: Bei der Realisierung des Vorhabens ist auf die strikte Einhaltung einer, die Brutzeit 

der Art umfassenden Bauzeitenbeschränkung zu achten. Sie umfasst den Zeitraum von Anfang März bis En-

de September. Sofern die Baumaßnahmen außerhalb des genannten Zeitraums stattfinden, kann eine Ver-

letzung oder Tötung von Heidelerchen vermieden werden. 

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Verbotstatbestand Verletzung/Tötung wildlebender Tiere tritt  Ja 
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trotz Maßnahmen weiterhin ein 
 Nein 

Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG) 

Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur ent-

nommen werden (Vermeidungsmaßnahmen zunächst unbe-

rücksichtigt) 

 Ja 

 Nein 

Aussagen zum Brutplatz 

 
Die Art benutzt den Brutplatz regelmäßig nur einmal. Eine Zerstörung des (einmal genutz-

ten) Brutplatzes bleibt ohne Beeinträchtigung der Art 

 
Die Art benutzt den Brutplatz im Einzelfall wiederholt; jedoch gehört Ausweichen auf an-

dere Brutplätze zum normalen Verhaltensrepertoire. 

 

Die Art benutzt den Brutplatz wiederholt. Ausweichen tritt v.a. als Folge anthropogener 

Beeinträchtigungen/ Störungen auf. Der Brutplatz bzw. mehrere Brutplätze im engen 

räumlichen Zusammenhang sind obligatorisch. 

Da die Heidelerche ein Bodenbrüter ist, sind Beeinträchtigungen der Art im Zuge der Errichtung des geplan-

ten Solarparks möglich.  

Die Reviere der Heidelerche befinden sich in den waldnahen Randbereichen (Waldsaumbereiche). Da für die 

Errichtung der PV-Module nur die angrenzenden Ackerflächen genutzt werden, ist nicht von einer dauerhaf-

ten Beseitigung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art auszugehen. Darüber hinaus zeigt sie kein 

Meidungsverhalten gegenüber vertikal orientierten Strukturen mit Kulissenwirkung und wurde bereits in meh-

reren Solarparks als Brutvogel oder vermutlicher Brutvogel nachgewiesen (z.B. TRÖLTZSCH & NEULING 2013, 

LIEDER & LUMPE 2011). Durch die mit der Errichtung der Solaranlage einhergehende Nutzungsextensivierung 

vor allem in den Gehölzrandbereichen ist eine Aufwertung des Lebensraumpotentials für die Art möglich. 

Während die in den Randbereichen gelegenen Singwarten auch nach Errichtung der Solaranlage erhalten 

bleiben, können die Module und die Einzäunung als zusätzliche, geeignete Singwarten dienen.  

 Vermeidungsmaßnahmen  

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Ökologische Funktion der Lebensstätte wird weiterhin im 

räumlichen Zusammenhang erfüllt 

 Ja 

 Nein 

Verbotstatbestand Beschädigung/Zerstörung der Fortpflan-

zungs- oder Ruhestätte tritt trotz Maßnahmen weiterhin ein 

 Ja 

 Nein 

Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

Können wildlebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Auf-

zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten ge-

stört werden? 

 Ja 

 Nein 

Eine Störwirkung bezüglich auf der Planfläche vorhandener Brutreviere kann durch die Beachtung der Maß-

nahme V05 „Bauzeitenregelung“ ausgeschlossen werden. 

Verbotstatbestand der erheblichen Störung tritt ein  Ja 

 Nein 
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    Vermeidungsmaßnahmen  

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Verbotstatbestand der erheblichen Störung tritt trotz Maß-

nahmen weiterhin ein 

 Ja 

 Nein 

E) ERFORDERNIS DER ZULASSUNG EINER AUSNAHME NACH § 45 (7) BNATSCHG 

    
Ja (Verbotstatbestände treten ein) / Ausnahmevoraussetzungen sind zu prüfen und 

die erforderlichen Maßnahmen vorzusehen. 

    Nein (Verbotstatbestände treten nicht ein) / Prüfung endet hier! 

 

Formblatt 4: Ortolan (Emberiza hortulana) 

A) ALLGEMEINE ANGABEN ZUR ART 

Schutzstatus und Gefährdungseinstufungen gemäß Roten Listen 

 Art nach Anhang I der EU-VSch-RL 

 Europäische Vogelart  

 2 Rote Liste Deutschland 

 3 Rote Liste Sachsen-Anhalt  

B) CHARAKTERISIERUNG DER BETROFFENEN ART 

Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 

Der Ortolan ist eine Charakterart der offenen Feldflur mit geringen Jahresniederschlagsmengen und Standor-

ten mit geringen bis mittleren Bodennährstoffgehalten. Als limitierende Habitatelemente können eine mäßig 

dichte und hohe Vegetation von ca. 15 cm zu Brutbeginn und ein Vorkommen von ausreichend nutzbaren 

Singwarten betrachtet werden. Die Art weist eine starke Präferenz für Wintergetreide (Winterroggen, Winter-

weizen) zur Nestanlage und für die Eiche als Singwarte auf. Letztgenannte befinden sich bevorzugt an Wald-

rändern bzw. den Rändern größerer Feldgehölze sowie an Baumreihen und -alleen.  

Der Ortolan zeigt bezüglich seines Verbreitungsgebietes in Deutschland eine sehr starke Konzentration auf 

den mittleren Bereich von Ostdeutschland und das östliche Niedersachsen. In Sachsen-Anhalt bildet die Alt-

mark den eindeutigen Verbreitungsschwerpunkt. Hier befinden sich ca. 20 – 40% des gesamtdeutschen 

Brutvorkommens (GNIELKA 2005). Entsprechend groß ist die Verantwortlichkeit des Bundeslandes für die Art.  

Art und Abgrenzung der Fortpflanzungs- und Ruhestätte 

Reviergröße: 

Der Raumbedarf des Ortolans umfasst zur Brutzeit etwa 2 bis 5 ha (FLADE 1994). Die Großflächendichte der 

Art in Deutschland liegt zwischen 0,1 – 0,9 Reviere/km2 und kann in gut besiedelten Gebieten bis zu 0,5 Re-

viere/10 ha erreichen. 

Fortpflanzungsstätte: 

            „Weite Abgrenzung“            „Enge Abgrenzung“  
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Die Neststandorte der Art befinden sich am Boden, meist in Getreidefeldern, z.T. aber auch in Säumen. Der 

Ortolan ist ausgesprochen brutorttreu. Vor allem ältere, verpaarte Männchen nutzen oft jedes Jahr das glei-

che Revier und die gleiche Singwarte (BERNARDY et al. 2008).  

Ruhestätte: 

Die Ruhestätte ist Bestandteil der abgegrenzten Fortpflanzungsstätte.  

Verbreitung  

Deutschland: 

Der Brutbestand des Ortolans liegt in Deutschland bei etwa 7.500 bis 11.500 Brutreviere (GERLACH et al. 

2019). 

Sachsen-Anhalt: 

Sachsen-Anhalt weist einen Brutbestand von 3.000 bis 5.000 Brutrevieren auf (SCHÖNBRODT & SCHULZE 

2017). 

C) VORHABENSBEZOGENE ANGABEN 

Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen 

 potenziell möglich 

Im Rahmen der avifaunistischen Untersuchungen 2022 wurde 1 Revier des Ortolans am Westrand des 

räumlichen Geltungsbereiches nachgewiesen. 

D) PROGNOSE DER TATBESTÄNDE NACH § 44 ABS. 1 I. V. M. ABS. 5 BNATSCHG 

Fang, Verletzung, Tötung wildlebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? (Ver-

meidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) 

 Ja 

 Nein 

Ein Brutrevier des Ortolans befindet sich am Westrand des Geltungsbereieches. Da es sich bei der Art um 

einen Bodenbrüter handelt, können Verluste einzelner Individuen nicht ausgeschlossen werden. Folglich wird 

zur Vermeidung des Verbotstatbestandes der Tötung die Umsetzung der Maßnahme V05 „Bauzeitenrege-

lung“ notwendig. 

 Vermeidungsmaßnahmen  

V05 „Bauzeitenregelung“: Bei der Realisierung des Vorhabens ist auf die strikte Einhaltung einer, die Brutzeit 

der Art umfassenden Bauzeitenbeschränkung zu achten. Sie umfasst den Zeitraum von Anfang März bis En-

de September. Sofern die Baumaßnahmen außerhalb des genannten Zeitraums stattfinden, kann ein Töten 

von Individuen sowie eine Brutaufgabe vermieden werden. 

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Verbotstatbestand Verletzung/Tötung wildlebender Tiere tritt 

trotz Maßnahmen weiterhin ein 
 Ja 

 Nein 

Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG) 
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Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur ent-

nommen werden (Vermeidungsmaßnahmen zunächst unbe-

rücksichtigt) 

 Ja 

 Nein 

Aussagen zum Brutplatz 

 
Die Art benutzt den Brutplatz regelmäßig nur einmal. Eine Zerstörung des (einmal genutz-

ten) Brutplatzes bleibt ohne Beeinträchtigung der Art 

 
Die Art benutzt den Brutplatz im Einzelfall wiederholt; jedoch gehört Ausweichen auf an-

dere Brutplätze zum normalen Verhaltensrepertoire. 

 

Die Art benutzt den Brutplatz wiederholt. Ausweichen tritt v.a. als Folge anthropogener 

Beeinträchtigungen/ Störungen auf. Der Brutplatz bzw. mehrere Brutplätze im engen 

räumlichen Zusammenhang sind obligatorisch. 

Aufgrund des Vorliegens einer regelmäßig genutzten Singwarte des Ortolans im westlichen Randbereich des 

Geltungsbereiches ist ein Nistplatz im Geltungsbereich nicht auszuschließen. Daher ist mit dem Verlust von 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art zu rechnen. 

 Vermeidungsmaßnahmen  

Eine Ansiedlung des Ortolans innerhalb der Solarparkfläche ist aufgrund der dann dort nicht mehr geeigne-

ten Habitatbedingungen ausgeschlossen und wurde bei Untersuchungen zu Solarparkprojekten in Vorkom-

mensgebieten der Art bisher auch noch nicht beobachtet. Dagegen konnte bisher kein Meidungsverhalten 

gegenüber Solarmodulen nachgewiesen werden und eine Nutzung als Nahrungshabitat ist möglich bzw. wird 

als wahrscheinlich eingeschätzt (vgl. z.B. BADELT et al. 2020, Kelm 2014, HERDEN et al. 2009). Dementspre-

chend wird zur Vermeidung eines dauerhaften Verlustes von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art fol-

gende Maßnahme vorgeschlagen (ACEF02: Anlage von Extensiv-Acker-Streifen): 

- Anlegen eines Extensiv-Acker-Streifens bzw. eines Ackerrandstreifens in räumlicher Nähe der weg-

begleitenden Gehölze. Dieser extensiv bewirtschaftete Streifen sollte eine Breite von ca. 50 m auf-

weisen, da sich aufgrund des Ackerrandbereichs bei einer zu geringen Streifenbreite die Gefahr, 

dass dieser zu einer Prädatorenfalle wird, erhöht. Auf diesem Ackerrandstreifen soll ein Anbau der 

Kulturpflanzen ohne Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln erfolgen. Damit besteht die 

Möglichkeit der Entwicklung einer standorttypischen Ackerwildkrautflora und Entomofauna und so-

mit der Aufwertung der artspezifischen Habitatqualität sowie das Entstehen einer Korridor- bzw. Bio-

topvernetzungsstruktur. Als geeignete Kulturen bieten sich für den Ortolan insbesondere Getreide 

und Hackfrüchte (Erbsen, Kartoffeln) an (z.B. STEINBORN & REICHENBACH 2012, BERNARDY et al. 

2009). Die Einsaat und Bewirtschaftung sollte sich an derjenigen normaler Ackerschläge orientie-

ren. Die Saatreihenabstände sollten aber mindestens 20 cm betragen oder die Aussaatmenge um 

50% reduziert werden. Dominante und/oder ertragsreduzierende Beikräuter können mechanisch 

bekämpft werden (kein Biozideinsaatz). Die Unkrautregulierung muss außerhalb der Brut- und Auf-

zuchtzeit des Ortolans von Anfang Mai bis Ende August erfolgen. In mindestens 3 von 5 Jahren 

oder auf 60% der Fläche sollten Getreide und Körnerleguminosen in der Fruchtfolge enthalten sein.  

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Ökologische Funktion der Lebensstätte wird weiterhin im 

räumlichen Zusammenhang erfüllt 

 Ja 

 Nein 

Verbotstatbestand Beschädigung/Zerstörung der Fortpflan-

zungs- oder Ruhestätte tritt trotz Maßnahmen weiterhin ein 

 Ja 

 Nein 

Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
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Können wildlebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Auf-

zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten ge-

stört werden? 

 Ja 

 Nein 

Der Ortolan ist durch eine geringe Fluchtdistanz gekennzeichnet. Diese beträgt nach (FLADE 1994) ca. 20 m. 

GARNIEL & MIERWALD (2010) haben im Straßenverkehr eine Effektdistanz von ca. 200 m ermittelt. Da sich das 

Brutrevier der Art im westlichen Randbereich des Geltungsbereiches befindet, ist mit einer vorhabenbeding-

ten erheblichen Störung der Art zu rechnen. Diese kann durch die Beachtung der Maßnahme V05 „Bau-

zeitenregelung“ vermieden werden. 

Verbotstatbestand der erheblichen Störung tritt ein 

 

 Ja 

 Nein 

     Vermeidungsmaßnahmen  

  Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Verbotstatbestand der erheblichen Störung tritt trotz Maß-

nahmen weiterhin ein 

 Ja 

 Nein 

E) ERFORDERNIS DER ZULASSUNG EINER AUSNAHME NACH § 45 (7) BNATSCHG 

    
Ja (Verbotstatbestände treten ein) / Ausnahmevoraussetzungen sind zu prüfen und 

die erforderlichen Maßnahmen vorzusehen. 

    Nein (Verbotstatbestände treten nicht ein) / Prüfung endet hier! 

 

Formblatt 5: Zauneidechse (Lacerta agilis) 

A) ALLGEMEINE ANGABEN ZUR ART 

Schutzstatus und Gefährdungseinstufungen gemäß Roten Listen 

 Art nach Anhang II FFH-RL 

 Art nach Anhang IV FFH-RL  

 V Rote Liste Deutschland 

 3 Rote Liste Sachsen-Anhalt  

B) CHARAKTERISIERUNG DER BETROFFENEN ART 

Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen 

Die Zauneidechse ist ein Biotopkomplexbewohner. Die besiedelten Biotope müssen reich strukturiert sein, 

bestehend aus sonnenexponierten, offenen bis halboffenen Lebensräumen mit einem Mosaik aus vegetati-

onsfreien und grasigen Flächen, Gehölzen, verbuschten Bereichen und krautigen Hochstaudenfluren. Es-

senzielle Habitatelemente sind Eiablageplätze (z. B. sandige Böden), Sonnplätze (z. B. hölzerne Substrate, 

Steine, Rohböden, Altgrasbestände), Winterquartiere (z.B. frostfreie Hohlraumsysteme), Rückzugs- und Ver-

steckmöglichkeiten (z. B. Totholz, Hohlräume). Wichtig für die Habitateignung ist eine enge räumliche Ver-

zahnung von exponierten Sonnplätzen (Fels, Steine, Totholz etc.) und schattigen Stellen zur Thermoregula-

tion. Ebenfalls wichtig ist die Häufigkeit von Kleinstrukturen (z. B. Steinhaufen, Erdanrisse, Altgras) und die 
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Dichte von Grenzlinien (SCHNÜRER et al. 2010). 

Die Paarungszeit beginnt ab April / Mai mit anschließender Eiablage im Mai (kann bis Juni-August andauern) 

an vegetationsfreien, sonnenexponierten Stellen im Boden. 

Das Aufsuchen der Winterquartiere erfolgt von August bis September. Jungtiere sind noch bis Oktober aktiv. 

Art und Abgrenzung der Fortpflanzungs- und Ruhestätte 

Lebensraumgröße: 

Die Lebensraumgröße einer Population ist von der Habitatqualität abhängig. Die Mindestgröße von Zau-

neidechsenlebensräumen nach GLANDT (1979) beträgt 1 ha, nach YABLOKOV et al. (1980) und MÄRTENS 

(1999) 0,1 ha. Für suboptimale Habitate liegt die Mindestgröße bei 3 – 4 ha (GLANDT 1979). Einzelne Tiere 

haben je nach Jahreszeit unterschiedlich große Aktionsräume. Der Flächenbedarf liegt im Sommer bei etwa 

100 m² (MÄRTENS 1999). Die Aktivitätsbereiche von Individuen einer lokalen Zauneidechsenpopulation liegen 

in einem Umkreis von 30 – 100 m (KLEWEN 1988) die maximalen Wanderdistanzen bei bis zu 4 km. Als loka-

le Population werden alle Zauneidechsen in einem nach Geländebeschaffenheit und Strukturausstattung 

räumlich klar abgrenzbaren Gebiet, die sich innerhalb des Aktionsradius von 30 – 100 m bewegen abge-

grenzt. 

Fortpflanzungsstätte: 

  „Weite Abgrenzung“    „Enge Abgrenzung“  

Da Paarung und Eiablage an verschiedenen Stellen des Lebensraums stattfinden, gilt das gesamte besiedel-

te Habitat als Fortpflanzungsstätte (STA, 2009). Dazu gehören neben den Eiablagestätten auch Ruhestätten 

wie Tages- und Nachtverstecke, Sonnplätze oder Winterquartiere. 

Ruhestätte: 

Als Ruhestätte dienen insbesondere Tages- und Nachtverstecke, Sonnplätze und Winterquartiere, die zufäl-

lig verteilt im gesamten Lebensraum liegen (HAFNER & ZIMMERMANN 2007) und als Bestandteil der Fortpflan-

zungsstätte anzusehen sind. 

Verbreitung  

Deutschland: 

In Deutschland ist die Art flächendeckend verbreitet, wobei sich die höchsten Nachweisfrequenzen für Ost- 

und Südwestdeutschland ergeben (SY & MEYER 2004). 

Sachsen-Anhalt: 

Die Zauneidechse ist die häufigste Reptilienart in Sachsen-Anhalt. Nachweise existieren aus allen Teilen des 

Landes. Nachweislücken ergeben sich jedoch in der nördlichen Altmark sowie in stark agrarisch (ackerbau-

lich) geprägten Landstrichen (SY & MEYER 2004). 

C) VORHABENSBEZOGENE ANGABEN 

Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen 

 potenziell möglich 

Im Rahmen der Begehungen konnten 18 Individuen der Zauneidechse nachgewiesen werden. Alle Nachwei-

se erfolgten entlang von Strukturen, überwiegend im Randbereich des UR. Weitere Nachweise erfolgten ent-

lang des landwirtschaftlichen Weges, welcher durch den Geltungsbereich führt. Die Ackerflächen, welche ei-

nen großen Teil des UR einnehmen und welche durch die PVA überbaut werden sollen, weisen ein nur ge-

ringes Habitatpotenzial für die Art auf. Wichtiger für den Bestand der Art sind die angrenzenden, strukturrei-

chen Flächen, an denen die Nachweise auch entsprechend erfolgten. 
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D) PROGNOSE DER TATBESTÄNDE NACH § 44 ABS. 1 I. V. M. ABS. 5 BNATSCHG 

Fang, Verletzung, Tötung wildlebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? (Ver-

meidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt) 

 Ja 

 Nein 

Während der Bauphase können im Baufeld geeignete Strukturen für Zauneidechsen (Offenboden, Material-

lager o.ä.) entstehen, sodass eine Einwanderung von den Randbereichen in das Baufeld nicht ausgeschlos-

sen werden kann. Das Einwandern der Zauneidechsen auf die Baustelle sollte verhindert werden, um eine 

Verletzung oder Tötung zu vermeiden. Eine Nutzung der Flächen innerhalb des räumlichen Geltungsbe-

reichs zur Überwinterung ist unwahrscheinlich, weswegen keine Beeinträchtigungen zu erwarten sind, wenn 

die Bauphase außerhalb der Aktivitätszeit der Zauneidechse erfolgt.  

Sollte die Bauphase nicht außerhalb der Aktivitätszeit abgeschlossen werden können, empfiehlt sich der 

Aufbau eines Reptilienschutzzauns (Vermeidungsmaßnahme V10) entlang der Außengrenzen der Baufelder. 

Ggf. kann in den Bereichen, in denen der Abstand zwischen Waldrand und Baufeld 30 m und mehr beträgt, 

auf das Errichten eines Reptilienschutzzauns verzichtet werden, da das Einwandern der Zauneidechse in 

das Baufeld über diese Distanz nicht zu erwarten ist.   

 Vermeidungsmaßnahmen  

V10 Bauzeitliche Reptiliensperreinrichtungen sollten errichtet werden, um ein Eindringen der Zau-

neidechse in das Baufeld zu verhindern. Dies gilt nur sofern Bauarbeiten während der Aktivitätsphase der 

Zauneidechse (Ende März bis Anfang Oktober) erfolgen. Es ist ein Zaun mit glatter Folie (kein Polyesterge-

webe) zu verwenden. Der Zaun ist dabei wahlweise 10 cm in das Erdreich einzugraben oder von der Seite, 

von der das Einwandern verhindert werden soll, unten umzuschlagen und mit Sand/Erdreich niedrig anzude-

cken. Um ein Überfahren von Individuen während der Bauphase zu vermeiden, ist eine bauzeitliche 

Verkehrslenkung außerhalb der Feldwege vorgesehen. Die Zufahrt erfolgt während der Aktivitätspha-

se der Zauneidechse direkt über die Baufelder. 

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme  

Verbotstatbestand Verletzung/Tötung wildlebender Tiere tritt 

trotz Maßnahmen weiterhin ein 
 Ja 

 Nein 

Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG) 

Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur ent-

nommen werden (Vermeidungsmaßnahmen zunächst unbe-

rücksichtigt) 

 Ja 

 Nein 

Eine Überplanung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten erfolgt nicht. Mit der Überführung des gegenwärtig 

noch als Intensivacker genutzten Offenlandes in Extensivgrünland besteht zudem die Möglichkeit der Erwei-

terung von nutzbaren Zauneidechsenlebensräumen. 

 Vermeidungsmaßnahmen  

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Ökologische Funktion der Lebensstätte wird weiterhin im 

räumlichen Zusammenhang erfüllt 

 Ja 

 Nein 

Verbotstatbestand Beschädigung/Zerstörung der Fortpflan-  Ja 
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zungs- oder Ruhestätte tritt trotz Maßnahmen weiterhin ein 
 Nein 

Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

Können wildlebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Auf-

zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten ge-

stört werden? 

 Ja 

 Nein 

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahme V10 sind keine erheblichen Störwirkungen zu erwarten. 

Verbotstatbestand der erheblichen Störung tritt ein 

 Ja 

 Nein 

    Vermeidungsmaßnahmen  

V10 Bauzeitliche Reptiliensperreinrichtungen sollten errichtet werden, um ein Eindringen der Zauneidechse 
in das Baufeld zu verhindern. Dies gilt nur sofern Bauarbeiten während der Aktivitätsphase der Zauneidechse 
(Ende März bis Anfang Oktober) erfolgen. Es ist ein Zaun mit glatter Folie (kein Polyestergewebe) zu verwen-
den. Der Zaun ist dabei wahlweise 10 cm in das Erdreich einzugraben oder von der Seite, von der das Ein-
wandern verhindert werden soll, unten umzuschlagen und mit Sand/Erdreich niedrig anzudecken. Um ein 
Überfahren von Individuen während der Bauphase zu vermeiden, ist eine bauzeitliche Verkehrslenkung 
außerhalb der Feldwege vorgesehen. Die Zufahrt erfolgt während der Aktivitätsphase der Zau-
neidechse direkt über die Baufelder. 

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  

Verbotstatbestand der erheblichen Störung tritt trotz Maß-

nahmen weiterhin ein 

 Ja 

 Nein 

E) ERFORDERNIS DER ZULASSUNG EINER AUSNAHME NACH § 45 (7) BNATSCHG 

    
Ja (Verbotstatbestände treten ein) / Ausnahmevoraussetzungen sind zu prüfen und 

die erforderlichen Maßnahmen vorzusehen. 

    Nein (Verbotstatbestände treten nicht ein) / Prüfung endet hier! 

 

2.3 Schutzgut biologische Vielfalt 

Der räumliche Geltungsbereich unterliegt überwiegend der intensiven landwirtschaftlichen 

Nutzung. Der naturschutzfachliche Wert von Intensivacker ist in der Regel relativ gering. Der 

regelmäßige Einsatz von Pestiziden und Dünger führt zu einer stark reduzierten biologischen 

Vielfalt. Weitere Vorbelastungen sind regelmäßige mechanische Bearbeitung des Bodens 

(z.B. Bodenumbruch, Eggen), saisonal gravierende Wechsel bezüglich der Habitatstrukturen 

(z.B. Schwarzbrache, verschiedene Feldfrüchte im Rahmen der Fruchtfolge) und sehr gerin-

ge standörtliche Vielfalt durch moderne landwirtschaftliche Verfahren. Dieser Lebensraum ist 

schnell wiederherstellbar. Dennoch können Acker- und Grünlandflächen Bedeutung als Fort-

pflanzungsgebiet für bedrohte Arten (wie Feldlerche) oder als wichtiger Teillebensraum für 

schutzwürdige Arten aus angrenzenden Gebieten z.B. als Jagdgebiet für Greifvögel (wie 

Mäusebussard) haben. Ein landwirtschaftlicher Weg mit begleitenden Gehölzen, überwie-

gend Einzelbäume und -sträucher, teilt den räumlichen Geltungsbereich. Auch an der Nord-
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seite grenzt der Geltungsbereich an wegbegleitende Gehölze. Im Süden befinden sich zwei 

kleinere Teilflächen mit mesophilem Grünland, diese grenzen direkt an Forstflächen. 

Die angrenzenden Flächen werden entweder landwirtschaftlich genutzt oder sind mit Nadel-

holzforst bestanden.  

Insgesamt ist die biologische Vielfalt als mittel zu bewerten. 

 

2.4 Schutzgut Boden 

Der räumliche Geltungsbereich befindet sich innerhalb der „Bodengroßlandschaft der Sander 

und trockenen Niederungssande sowie der sandigen Platten und sandigen Endmoränen im 

Altmoränengebiet Norddeutschlands“ (FISBo BGR 2008). Beim Boden im räumlichen Gel-

tungsbereich handelt es sich um „Gley-Rosterden und Podsol-Gley-Braunerden aus Ge-

schiebedecksand über Niederungssand“. Diese sind extrem durchlässig, und haben eine 

sehr geringe Austauschkapazität. Das Ertragspotenzial gilt als gering bis sehr gering, Puffe-

rungs- und Bindungsvermögen sind gering.  

Relevant für die Beurteilung des Vorhabens hinsichtlich seiner Wirkungen auf das Schutzgut 

Boden sind die natürlichen Bodenfunktionen. Die Bewertung dieser Bodenfunktionen erfolgt 

anhand folgender Kriterien (LAGB 2010): 

Ertragsfähigkeit (E): 

Die Bodenwertzahl im räumlichen Geltungsbereich liegt unter 25 Bodenpunkten (siehe Be-

gründung zum vorliegenden Bebauungsplan bzw. der ersten Änderung des Flächennut-

zungsplanes der Stadt Tangermünde). Daraus wird ein sehr geringes Ertragspotenzial der 

Böden abgeleitet.  

Wasserhaushaltspotenzial (W): 

Die Böden im Untersuchungsgebiet werden durch das Grundwasser bestimmt bzw. beein-

flusst. Daraus abgeleitet ist das Wasserhaushaltspotenzial der Böden als gering bis mittel 

einzustufen.  

Archivfunktion (A): 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches befindet sich, gemäß Flächennutzungsplan der 

Stadt Tangermünde, eine archäologische Fundstätte. Sie liegt am nordöstlichen Randbe-

reich des Geltungsbereiches. 

Naturnähe (N): 

Auf der fünfstufigen Skala werden die im räumlichen Geltungsbereich vorhandenen Böden 

überwiegend der Stufe 3. Die Naturnähe ist demnach als mittel zu bewerten. 
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Gesamtbewertung der Kriterien: 

Bei der Gesamtbewertung wurde das Bodenfunktionsbewertungsverfahren des Landesam-

tes für Umweltschutz Sachsen-Anhalt (BFBV-LAU) (LAU 2013) angewandt. 

Das Hauptanliegen dieses Bewertungsmodells ist, die vor Eingriffen besonders zu schützen-

den Bodenfunktionen bzw. Flächen zu identifizieren und entsprechend auszuweisen. Die 

Bewertungsstufen 5 und 4 kennzeichnen eine hohe Funktionserfüllung und stellen grund-

sätzlich die zu schützenden Bodenfunktionen bzw. Flächen dar. Niedrige Bewertungsstufen 

(1 und 2) charakterisieren eine eher geringe Funktionserfüllung. 

Tabelle 4: Gesamtbewertung der Böden im Untersuchungsraum (LAU 2013) 

Ertragsfähigkeit Naturnähe Wasserhaushaltspotenzial Archivfunktion Gesamtbewertung 

1 3 2-3 5 5 

 

Entsprechend der Gesamtbodenfunktionsbewertung erfüllen die Böden im räumlichen Gel-

tungsbereich die Bodenfunktionen gemäß BBodSchG in hohem Maße. Ausschlaggebend 

hierfür ist die Archivfunktion, welche gemäß Flächennutzungsplan der Stadt Tangermünde in 

Form einer archäologischen Fundstätte vorliegt.  

Altlasten 

Im Geltungsbereich sind keine Altlasten bekannt. 

 

2.5 Schutzgut Fläche 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 

werden. Die Inanspruchnahme von hochwertigen land- oder forstwirtschaftlich genutzten 

Böden ist zu vermeiden. Bodenversieglungen sollen auf ein unbedingt notwendiges Maß 

begrenzt werden. 

Entsprechend des InVeKoS Feldblockkatasters handelt es sich bei den landwirtschaftlich 

genutzten Flächen im räumlichen Geltungsbereich zum größten Teil um Acker. Im Norden 

und in einigen Randbereichen besteht eine forstliche Nutzung, auch wird der räumliche Gel-

tungsbereich durch einen von Nord nach Süd verlaufenden landwirtschaftlichen Weg geteilt. 

Neben seiner Funktion für die Landwirtschaft hat der räumliche Geltungsbereich keine Be-

deutung für die Naherholung. Die Ackerzahlen im räumlichen Geltungsbereich liegen unter 

25, was für eine geringe Ertragsfähigkeit spricht. Wichtige Freiflächen übergeordneter Be-

deutung oder mit besonderer Funktion für Natur und Landschaftshaushalt gehen nicht verlo-

ren. 
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2.6 Schutzgut Wasser 

Der räumliche Geltungsbereich befindet sich im Gebiet des Grundwasserkörpers „Elbe-Ohre-

Urstromtal“ (OT 3) und wurde bei der Zustandsbestimmung nach EU-WRRL mit einem guten 

chemischen und mengenmäßigen Zustand eingestuft (BFG 2022). Gemäß LHW liegt im ge-

samten räumlichen Geltungsbereich eine sehr geringe Grundwassergeschützheit vor.  

Die Untere Wasserschutzbehörde des Landkreis Stendal schrieb in ihrer Stellungnahme vom 

21.03.2024: „Der mittlere Grundwasserflurabstand beträgt im östlichen Bereich des Plange-

bietes weniger als 2m und vergrößert sich nach Westen hin auf über 2m unterhalb der Ge-

ländeoberkante. Eine über die östliche Teilfläche verlaufende und erfasste Grundwasse-

risohypse liegt bei ca. 34m NHN. Die natürlichen Geländehöhen im Plangebiet liegen gemäß 

topographischer Karte zwischen 36 und 37m.“ 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich keine Oberflächengewässer. 

Der räumliche Geltungsbereich befindet sich außerhalb von Überschwemmungsgebieten 

nach § 76 WHG Abs. 2 und 3, sowie Trinkwasserschutzgebieten nach § 51 WHG, jedoch 

fast vollständig in einem Hochwasserrisikogebiet. Im Gebiet besteht ein geringes Hochwas-

serrisiko (HQ200) bei einer Überflutung oder dem Versagen von Deichen. Die Grenze des 

Hochwasserrisikogebietes ist in der Planzeichnung zum vorliegenden Bebauungsplan dar-

gestellt. 

 

2.7 Schutzgut Luft 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches bestehen gegenwärtig keine genehmigungsbe-

dürftigen Anlagen nach § 4 Bundesimmissionsschutzgesetz. Da die Fläche derzeit größten-

teils intensiv als Acker genutzt wird, besteht die Wahrscheinlichkeit von Emissionen stick-

stoffhaltiger klimarelevanter Gase (vorwiegend Lachgas (N2O)).  

 

2.8 Schutzgut Klima 

Das Klima des Tangergebietes lässt sich dem Übergangsbereich zum subkontinental getön-

ten Binnenlandklima zuordnen. Darauf deuten unter anderem die Jahresmitteltemperatur von 

über 8,5°C, mit mittleren Julitemperaturen von über 18 °C, und der mittlere Jahresnieder-

schlag von ca. 544 mm hin. (REICHHOFF et. al 2001) 

 

2.9 Schutzgut Landschaft 

Der räumliche Geltungsbereich liegt gemäß Landschaftsgliederung Sachsen-Anhalts im 

Tangergebiet, welches den Landschaften am Südrand des Tieflandes zugehört. Das 
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Tangergebiet wird durch den Wechsel von intensiv bewirtschafteten (landwirtschaftlichen) 

Flächen und Kiefernforsten bestimmt. (REICHHOFF et. al 2001) 

Der Geltungsbereich liegt außerhalb des Siedlungsraums Weißewarte in östlicher Richtung. 

Er wird fast ausschließlich von intensiv genutztem Ackerland eingenommen, das aufgrund 

seiner Arten- und Strukturarmut für eine eintönige Landschaft sorgt. Der räumliche Gel-

tungsbereich wird von einem landwirtschaftlichen Weg in zwei Planteile zerschnitten. 

Die umliegenden Flächen werden überwiegend forstwirtschaftlich, als Nadelholz-Forst, ge-

nutzt. Weitere angrenzende Flächen unterliegen einer intensiver ackerbaulichen Nutzung.  

Die Landschaft des räumlichen Geltungsbereichs ist weiträumig unverbaut. Die nächstgele-

genen Wohnbebauungen befinden sich westlich in Weißewarte, ca. 1.160 m entfernt, und 

östlich in Jerchel, ca. 1.400 m entfernt. Von Jerchel aus wird der Geltungsbereich durch be-

stehende Forstflächen sichtverdeckt. Von Weißewarte ist die Sicht auf die geplante Anlage 

ebenfalls durch Forstflächen eingeschränkt, jedoch nicht vollständig verdeckt. Die von Wei-

ßewarte in Richtung Osten und Nordosten verlaufende Landesstraße 31 (L31) beeinträchtigt 

die Landschaftswahrnehmung in Richtung des Geltungsbereiches.  

Der östliche Teil des räumlichen Geltungsbereiches grenzt im Norden an das Landschafts-

schutzgebiet „Tanger-Elbeniederung“ und das Biosphärenreservat „Mittelelbe“ an.  

Die Landschaft besitzt insgesamt einen mittleren landschaftsästhetischen Wert. 

 

2.10 Schutzgut Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit 

Zur Beurteilung des Vorhabens hinsichtlich der Auswirkungen auf den Menschen sind die 

Auswirkungen des Vorhabens auf die menschliche Gesundheit und das menschliche Wohl-

befinden, die Wohn- und Wohnumfeldfunktion sowie die Erholungsfunktion zu betrachten 

(vgl. ARGE MONITORING PV-ANLAGEN 2007). 

Innerhalb und in unmittelbarer Nähe des räumlichen Geltungsbereiches sind keine Wohnge-

biete vorhanden. Die zur geplanten PVA nächst gelegene Wohnbebauung liegt ca. 1.400 m 

in Richtung Osten, in Jerchel. Zudem befindet sich ca. 1.600 m westlich Weißewarte, deren 

Ortsrand durch Wohngebäude gebildet wird. Der angrenzende landwirtschaftliche Weg, so-

wie der den Geltungsbereich teilende Weg könnten, ebenso wie weitere landwirtschaftliche 

Wege, von Erholungssuchenden zum Spazieren, Fahrradfahren, etc. genutzt werden. 

 

2.11 Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Gemäß des Flächennutzungsplanes der Stadt Tangermünde befindet sich am nordöstlichen 

Randbereich des räumlichen Geltungsbereiches eine archäologische Fundstätte. In der Nä-

he bereits bekannter archäologischer Fundstätten sind weitere Fundstätten und Bereiche 

von historischem oder archäologischem Interesse zu erwarten.  
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3 Prognose bei Durchführung der Planung 

In der nachfolgenden Tabelle 5 werden die Wirkfaktoren des Vorhabens, die Auswirkungen 

auf die Umwelt herbeiführen können, zusammenfassend dargestellt. Hierbei wird zwischen 

bau-, anlage- und betriebsbedingten Wirkfaktoren unterschieden.  

Tabelle 5: Wirkfaktoren des Vorhabens (vgl. ARGE MONITORING PV-ANLAGEN 2007) 

Wirkfaktor baubedingt anlagebedingt betriebsbedingt 

Flächenumwandlung, -inanspruchnahme x x  

Bodenversiegelung x x  

Bodenverdichtung x   

Schadstoffemissionen x  x 

Lärmemissionen x  x 

Lichtemissionen  x x 

Erschütterungen x   

Verschattung, Austrocknung  x  

Aufheizung der Module  x  

elektromagnetische Spannungen   x 

visuelle Wirkung der Anlage x x  

 

3.1 Auswirkungen auf die einzelnen Belange des Umweltschutzes 

Nachfolgend werden die bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen des geplanten 

Vorhabens auf die einzelnen Schutzgüter näher beschrieben. Zur Bauphase gehören die 

Baustelleneinrichtung und die Bauarbeiten bis zur Fertigstellung der PVA. Anlagebedingte 

Projektwirkungen ergeben sich durch die Lage und Beschaffenheit des geplanten Vorha-

bens. Betriebsbedingte Projektwirkungen ergeben sich durch die Inbetriebnahme und den 

Betrieb der geplanten PVA sowie der regelmäßigen Instandhaltung der Solarmodule. 

3.1.1 Schutzgut Flora 

Vorhandene Vorbelastungen bestehen im räumlichen Geltungsbereich durch die starke anth-

ropogene Überprägung aufgrund der intensiv genutzten Ackerflächen. Geschützte Gefäß-

pflanzen sind auf dem intensiv genutzten Acker nicht nachgewiesen, sodass kein Eingriff in 

ökologisch hochwertige Bereiche erfolgt. 

Baubedingt ist mit Beeinträchtigungen von Biotopen und Vegetation vor allem durch die Voll- 

und Teilversiegelung (Trafostationen, Zuwegung) sowie beim Bau der Kabelgräben zu rech-

nen. Durch die Rammpfähle, auf denen die Solarmodule angebracht werden, kommt es zu 

einer punktuellen Zerstörung von Biotopen, wobei diese aufgrund des kleinflächigen Eingriffs 

als unerheblich zu bewerten ist. Bei einer Gründung durch Rammpfähle liegt der Flächenan-
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teil der Versiegelung an der Gesamtfläche einer Anlage unter 2 % und wird fast ausschließ-

lich durch die Grundfläche der Betriebsgebäude bestimmt (vgl. ARGE MONITORING PV-

ANLAGEN 2007). Des Weiteren können Beeinträchtigungen durch das Befahren mit Baufahr-

zeugen, das Verlegen von Leitungen sowie die Anlage von Baustraßen und Lagerplätzen 

entstehen. Um die entstehenden Beeinträchtigungen so gering wie möglich zu halten, sind 

die für Baustraßen sowie Lager- und Stellplätze benötigten Flächen auf das unbedingt not-

wendige Maß zu beschränken. Vorhandene Erschließungswege sind zu nutzen. Entstande-

ne Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Baumaßnahmen zu brechen. Beim Aushub 

von Kabelgräben anfallender Oberboden ist vor Ort getrennt zu lagern und fachgerecht wie-

der einzubauen. 

Die vorhandenen Gehölze sollten vor Eingriffen geschützt werden (siehe Vermeidungsmaß-

nahme V03). 

Anlagebedingte Beeinträchtigungen ergeben sich aus der Überdeckung durch die Solarmo-

dule, die zu Verschattungswirkungen unter und zwischen den Modulreihen führt. Durch die 

Festsetzung einer Mindesthöhe der Module über Grund wird jedoch garantiert, dass durch 

Streulicht in alle Bereiche unter den Modulen ausreichend Licht für die pflanzliche Primär-

produktion einfällt. Somit werden keine vegetationslosen Stellen entstehen.  

Neben der Überdeckung des Bodens wird die erforderliche Offenhaltung der Betriebsflächen 

durch extensive Grünlandnutzung (siehe Vermeidungsmaßnahme V01) infolge der veränder-

ten Licht- und Beregnungsverhältnissen zu einer Veränderung der Vegetationszusammen-

setzung führen. Der räumliche Geltungsbereich besteht, mit Ausnahme der Wege und weg-

begleitenden Gehölze, aus Acker, auf dem sich nach Aufgabe intensiver ackerbaulicher Nut-

zung eine Vegetation durch Selbstbegrünung (natürlicher Sukzession) entwickeln würde. Bei 

einer natürlichen Sukzession ist weder die spätere Artzusammensetzung noch die Dauer der 

Entwicklung einer geschlossenen Vegetationsdecke absehbar. Daher wird eine Grünansaat 

mit gebietstypischem, artenreichem Saatgut vorgenommen. Das Saatgut ist aus dem Pro-

duktionsraum norddeutsches Tiefland und hier speziell dem ostdeutschen Tiefland zu ver-

wenden.  

Die Solarmodule beeinflussen die Verfügbarkeit von Licht und Wasser auf den Flächen der 

Anlage, dementsprechend wird sich das Grünland anders entwickeln als auf freier Fläche. 

Dies wird in der Bilanzierung des Eingriffs im Kapitel 5.2.1 berücksichtigt. 

Es ist daher davon auszugehen, dass nach Etablierung einer stabilen Vegetation der Bio-

toptyp aufgewertet wird. Durch die vorhabenbedingte Umwandlung zu einer Ruderalflur ein- 

bis zweijähriger Arten kommt es zu einer Aufwertung der betroffenen Flächen (siehe Kapitel 

5.2.1). 

Da Tiere und Pflanzen je nach Art zu unterschiedlichen Zeiten von Mahd/ Beweidung profi-

tieren, sollte für ein breites Artenspektrum der Pflegezeitpunkt jährlich variieren (ZAHN & 

TAUTENHAHN 2014).  
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Da im räumlichen Geltungsbereich Gehölze vorhanden sind, die gemäß § 4 Abs. 1 der Ver-

ordnung zum Schutze des Gehölzbestandes im Landkreis Stendal als geschützte Land-

schaftsbestandteile geschützt sind, ergibt sich bei Entnahme dieser ein Ausgleichserforder-

nis. Nach bisherigem Planungsstand ist jedoch keine Entnahme von Gehölzen geplant. 

3.1.2 Schutzgut Fauna 

Bewertung Brutvögel 

Bau-, betriebs- oder anlagenbedingte Beeinträchtigungen sind für alle, als Brutvogel nach-

gewiesenen, Arten möglich. 

Die im räumlichen Geltungsbereich vorkommenden Vogelarten wurden identifiziert (siehe 

Tabelle 3). Baubedingt muss mit temporären Beeinträchtigungen durch kurzzeitige Vergrä-

mungseffekte wie Erschütterungen gerechnet werden. Die Gehölzbestände innerhalb des 

räumlichen Geltungsbereichs sowie an diesen angrenzend bleiben erhalten, weswegen kei-

ne Beeinträchtigung gehölzbrütender Arten zu erwarten ist. Die Ackerfläche ist eine potenzi-

elle Niststätte für Feldlerche, Grauammer, Heidelerche und Ortolan, weswegen eine Tötung 

von Jungvögeln und die Zerstörung von Fortpflanzungsstätten während der Bauphase erfol-

gen kann. Um dies zu vermeiden, sollte der Beginn der Baumaßnahmen nicht in die Phasen 

des Nestbaus, der Brut oder der Aufzucht der Jungen fallen. Bei Eingriffen außerhalb der 

Brutzeit ist eine Gefahr der Beeinträchtigung laut des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nicht ge-

geben. Die Brutzeit umfasst gemäß § 39 BNatSchG die Periode vom 1.3. bis 30.9. eines 

Jahres.  

Im Bebauungsplan wird ein vergrößerter Reihenabstand von 6 m nach jeder 10. Modulreihe 

festgelegt. Nach TRÖLITZSCH & NEULING (2013) lässt sich durch Reihenabstände mit 6 m die 

Feldlerche auch in großen PV-Anlagen halten. Für die Grauammer lässt sich ein ähnliches 

Verhalten wie das der Feldlerche annehmen. Sollte eine 2-jährige Erfolgskontrolle auf den 

Flächen der PVA eine gleichwertige Nutzung der Flächen durch die Arten Feldlerche und 

Grauammer bestätigen, kann die ebenfalls geplante CEF-Maßnahme ACEF01 (siehe Kapitel 

5.3) frühzeitig beendet werden. 

Für den Populationserhalt des Ortolan soll eine planexterne Maßnahme erfolgen. Eine mög-

liche Maßnahme wird im Kapitel 2.2.5 in Formblatt 4 zum Ortolan bzw. im Kapitel 5.3 aufge-

führt. 

Hinweise auf anlagebedingte Störungen von Vögeln durch Lichtreflexe oder Blendwirkungen 

sowie Reflexionen oder Widerspiegelungen von Habitatelementen liegen nicht vor. Auch 

eine Erhöhung des Kollisionsrisikos ist nicht zu erwarten, da sich die PV-Module als Hinder-

nisse nicht von anderen Hindernissen wie bspw. Gebäuden oder Gehölzen unterscheiden. 

Das Auftreten von Stör- und Scheuchwirkungen auf die angrenzenden Wiesen- und Acker-

flächen ist nicht auszuschließen, jedoch war ein weitreichendes Meideverhalten bei ver-

gleichbaren Anlagen bisher nicht zu beobachten (vgl. ARGE MONITORING PV-ANLAGEN 

2007). Ein fünfjähriges Monitoring zur Untersuchung der Auswirkungen von PVA (STADT UND 



   Stadt und Land Planungsgesellschaft mbH  
 

 
 

 
 
 

Bebauungsplan „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik Buch“ 
Entwurf, Umweltbericht Stand April 2024 

Seite 40 

LAND PLANUNGSGESELLSCHAFT MBH 2018) zeigte, dass die Anzahl der Brutvogelarten gleich-

blieb, wobei einige Arten aus dem Ausgangsbestand verschwanden und sich viele neue Ar-

ten (u.a. der Roten Liste) einstellten. Zudem nahm nach dem Bau der PVA die Anzahl der 

Nahrungsgäste stark zu. Die Laufkäfer profitierten ebenfalls von dem Vorhaben und nahmen 

mit der erhöhten Strukturvielfalt in Individuen- und Artenanzahl zu. Durch die unterschiedli-

chen Licht-Schatten-Bereiche können sich auch kleinräumige Standortunterschiede einstel-

len, die sich mittelfristig günstig auf das Arteninventar (Tagfalter, Widderchen, Heuschre-

cken) auswirken können, wodurch sich das Nahrungsangebot vorkommender Arten- und 

Lebensgemeinschaften u.a. der Vögel erhöht. 

Eine Vielzahl an Vogelarten nutzt die Zwischenräume und Randbereiche der PVA als Jagd-, 

Nahrungs- und Brutgebiet. So stellen die in der Regel extensiv genutzten PVA wertvolle Le-

bensräume für Acker- und Wiesenbrüter dar. Das Kollisionsrisiko von Vögeln mit Photovolta-

ikmodulen (z.B. aufgrund einer Verwechslung mit Wasserflächen) oder aufgrund des ver-

suchten „Hindurchfliegens“ (wie bei Glasscheiben) wird als gering eingeschätzt (ARGE MO-

NITORING PV-ANLAGEN 2007).  

Bewertung Säugetiere 

Es ist davon auszugehen, dass die vom Baubetrieb ausgehenden Wirkungen zu einer vo-

rübergehenden Meidung des räumlichen Geltungsbereiches durch Mittel- und Kleinsäuger 

führen werden. Jedoch ist kein grundsätzliches Meideverhalten absehbar, sodass nach einer 

gewissen Gewöhnungsphase keine abschreckende Wirkung mehr erkennbar ist. Da aus 

Gründen des Diebstahlschutzes eine Einzäunung der PVA notwendig ist, kann das gerade 

für größere Säugetiere zum Entzug von Lebensraum oder auch zur Störung von Verbun-

dachsen und Wanderkorridoren führen. Um dem entgegenzuwirken ist das Anlegen eines 

Wildkorridors in Nord-Süd-Richtung vorgesehen. Dieser soll als mit Grünland bzw. Ruderal-

flur bewachsener Streifen mit Gehölzinseln angelegt werden. Der Wildkorridor soll begleitend 

zum gleichverlaufenden landwirtschaftlichen Weg angelegt werden. Eine Querungshilfe in 

Ost-West-Richtung ist für Großsäuger nicht vorgesehen. Das Plangebiet bildet einen solitä-

ren Komplex innerhalb offener Wald- und Feldbereiche, so dass die für Großsäuger beste-

hende Aktivitätseinschränkung als tolerierbar eingeschätzt wird. Die Einfriedung der Anlage 

soll so gestaltet werden, dass für Klein- und Mittelsäuger sowie Amphibien und Reptilien 

keine Barrierewirkung besteht. Dies soll durch eine 15 – 20 cm Durchschlupfhöhe im Boden-

bereich gewährleistet werden (Vermeidungsmaßnahme V04). 

Durch das Biosphärenreservat wurden Hinweise auf das Vorkommen von Biber (Caster fiber 

albicus) und Fischotter (Lutra lutra) im weiteren Umfeld des Geltungsbereiches gegeben. 

„Für die Planfläche muss aufgrund der unmittelbaren Nähe zum angrenzenden Biosphären-

reservat Mittelelbe jederzeit mit dem Vorkommen des Bibers oder Fischotters (Lutra lutra) 

gerechnet werden. Der angrenzende Lebensraum ist für diese Tierarten gut geeignet und 

eine Ansiedlung daher nicht ausgeschlossen. (…) Eine Begehung vor Ort am 13.03.2024 hat 

ergeben, dass sich zum jetzigen Zeitpunkt keine Biberbaue im unmittelbaren Planungsgebiet 

befinden (Umkreis von ca. 250m). Spurennachweise des Bibers für den Untersuchungsraum 
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liegen vor, für den direkten Baubereich der geplanten Maßnahme jedoch nicht. Ebenso gibt 

es Nachweise für die Nutzung des Planungsraumes durch den Fischotter. Baue und Verste-

cke konnten jedoch nicht nachgewiesen werden. Eine Störung der Fortpflanzungsstätten für 

Biber und Fischotter liegt daher nicht vor. Die Tiere haben Möglichkeiten zum Umgehen der 

Baustelle. Trotzdem sollten Nachtarbeiten an der Baustelle vermieden werden, um eine 

eventuelle Störung der Tiere in ihrer aktiven Phase zu vermeiden.“ 

Das Plangebiet weist aufgrund fehlender Gewässer im Gebiet und dessen näherem Umfeld 

keine für den Biber oder den Fischotter geeignete Habitatstruktur auf. Um eine Besiedelung 

des Geltungsbereiches durch die beiden Arten und die damit einhergehende Störung durch 

den Baubetrieb auszuschließen, soll vor Umsetzung von baulichen Maßnahmen nochmals 

eine Kontrolle auf vorhandene Lebensstätten des Bibers erfolgen. Werden solche nachge-

wiesen, dürfen in einem Abstand von 30 Metern keine baulichen Aktivitäten erfolgen (siehe V 

11). „Ist der Eingriff in eine Lebensstätte des Bibers nach Auffassung des Planers unum-

gänglich, muss ein entsprechender Ausnahmeantrag bei der unteren Naturschutzbehörde 

des Landkreises gestellt werden. Zur Prüfung des Sachverhaltes muss die Biberreferenzstel-

le hinzugezogen werden.“ (Stellungnahme des Biosphärenreservats Mittelelbe vom 

25.03.2024) 

Eine Beeinträchtigung von Säugetieren, insbesondere Biber und Fischotter, ist unter Berück-

sichtigung der Vermeidungsmaßnahmen 11 und 12 nicht zu erwarten.  

Bewertung Reptilien 

Es ist davon auszugehen, dass die vom Baubetrieb ausgehenden Wirkungen zu einer vo-

rübergehenden Vergrämung der nachgewiesenen Zauneidechse führen werden. Um ein 

Einwandern in die Baustelle und das daraus resultierende Risiko einer Tötung oder Verlet-

zung zu verhindern, sollte vor Baubeginn ein Reptilienschutzzaun um die Baufelder errichtet 

werden. Nach Abschluss der Bauarbeiten stellt die PVA ein geeignetes Habitat für die Zau-

neidechse dar. Es kann von einer Verbesserung der Lebensraumqualität für die Art ausge-

gangen werden, da die erwarteten Biotoptypen (insbesondere Ruderalflur) potenziell bessere 

Habitateigenschaften aufweisen als der bisher vorhandene, intensiv genutzte Acker. 

Fazit: Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG werden 

bei Beachtung des Brutzeitraums (§ 39 BNatSchG) bezüglich der Avifauna nicht eintreten 

(siehe Vermeidungsmaßnahme V05). Um die Erfüllung des Verbotstatbestandes nach § 44 

Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG bezüglich des Verlusts von Fortpflanzungsstätten der Arten Feldler-

che, Grauammer und Ortolan zu vermeiden, sollten in Absprache mit der unteren Natur-

schutzbehörde des Landkreises Stendal geeignete Maßnahmen geplant werden. Diese wer-

den zum Entwurf festgelegt. Dem Kapitel 5.3 können geeignete Maßnahmenvorschläge ent-

nommen werden. Ein Auslösen der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 

bezüglich der Zauneidechse kann bei Durchführung der Vermeidungsmaßnahme V10 (Repti-

lienschutzzaun) ausgeschlossen werden. 
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Viele Arten profitieren von der Umwandlung des Intensivackers in extensiv genutztes Grün-

land und dem damit verbundenen Wegfall des Schadstoffeintrages durch Düngemittel und 

Pestiziden. Mit der voraussichtlichen Erhöhung der Insektendichte und -vielfalt sowie der 

Strukturvielfalt kann die Dichte und Vielfalt mehrerer Artengruppen zunehmen. 

3.1.3 Schutzgut biologische Vielfalt 

Unter dem Begriff der biologischen Vielfalt versteht man die Vielfalt der Ökosysteme (dazu 

gehören Lebensgemeinschaften, Lebensräume und Landschaften), die Artenvielfalt und die 

genetische Vielfalt innerhalb der Arten.  

Die kleinflächige Vollversiegelung des intensiv genutzten Ackers stellt keine erhebliche Be-

einträchtigung der biologischen Vielfalt dar. Aufgrund der bisherigen intensiven landwirt-

schaftlichen Nutzung des räumlichen Geltungsbereichs ist durch die Begrünung und Exten-

sivierung der Flächen im Rahmen des Vorhabens jedoch von einer Erhöhung der biologi-

schen Vielfalt auszugehen. So ist die Entwicklung einer großflächigeren Ruderalflur zu er-

warten (siehe Kapitel 3.1.1 und 5.2). 

Bei naturverträglicher Ausgestaltung führen PVA zu einem deutlich positiven Effekt auf die 

Artenvielfalt von Tagfaltern, Heuschrecken und Brutvögeln. So stellen sie im Agrarbereich 

Rückzugsräume für Tiere der Agrarlandschaft dar. Breitere besonnte Streifen zwischen den 

Modulreihen erhöhen die Arten- und Individuendichten von Insekten und Brutvögeln. Wäh-

rend kleinere Anlagen als Trittsteinbiotope wirken und damit Habitatkorridore erhalten oder 

wieder herstellen können, können große Anlagen - bei entsprechender Unterhaltung - aus-

reichend große Habitate ausbilden, die den Erhalt oder den Aufbau von Populationen ermög-

lichen (BNE 2019). Zudem bleiben die Gehölzbestände, die die strukturelle Vielfalt erhöhen, 

erhalten. Daher ist der Eingriff auf das Schutzgut biologische Vielfalt als gering zu bewerten 

und eine Aufwertung des Schutzguts zu erwarten. 

3.1.4 Schutzgut Boden 

Baubedingte Beeinträchtigungen sind durch Abbau, Lagerung, Umlagerung und Transport 

von Boden zu erwarten, die durch einen umweltschonenden Baustellenbetrieb unter Beach-

tung der gängigen Umweltschutzauflagen (z.B. DIN 19731 zur Bodenverwertung, DIN 18915 

zum Schutz des Oberbodens, Baustellenverordnung) minimiert werden. Großflächige Ver-

siegelungen oder Bodenabtrag/-auftrag sind nicht geplant und während der Bauphase ist mit 

vergleichsweise geringen Belastungen des Bodens durch kleinflächige Voll- und Teilversie-

gelungen sowie punktuelle Pfahlgründungen zu rechnen. Folgende Vermeidungsmaßnah-

men sollten während der Bauphase zum Schutz des Bodens berücksichtigt werden: 

V06 Bodenversiegelungen sind weitgehend zu vermeiden. Die für Zuwegungen sowie 

Lager- und Stellplätze benötigten Flächen sind daher auf das unbedingt notwendige 

Maß zu beschränken. Bereits durch Verdichtung und Versiegelung vorbelastete 

Flächen sind für die Einrichtung von Lager- und Stellplätzen zu bevorzugen. 

Vorhandene Erschließungswege sind zu nutzen. Entstandene Bodenverdichtungen, 
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sind nach Abschluss der Baumaßnahmen zu brechen. Zusätzliche 

Erschließungswege, sind in ungebundener Bauweise herzustellen. 

V07 Der Oberbodenabtrag ist auf ein Minimum zu reduzieren. Der Aushub von 

anfallendem Oberboden z.B. bei Kabelgräben ist vor Ort getrennt zu lagern und 

fachgerecht wieder einzubauen. 

Die Solarmodule sind an in den Boden eingelassenen Standrohren befestigt, eine Boden-

vollversiegelung durch Fundamente ist demnach nur im Bereich der Trafostationen gegeben. 

Als wesentlicher Wirkfaktor ist die erhöhte Heterogenität des Niederschlagwassereintrages 

unter den Modulen zu nennen. Während es infolge der Überdeckung zu konzentrierteren 

Wassereinträgen im Bereich der Modulunterkanten kommt, wird der Niederschlag im zentra-

len Bereich unter den Modulen reduziert. Dies kann zu oberflächlichem Austrocknen der Bö-

den führen. Die unteren Bodenschichten werden durch die Kapillarkräfte des Bodens jedoch 

weiter mit Wasser versorgt. Als weiterer Wirkfaktor ist die Beschattung unter den Modulen zu 

nennen. Die festgesetzte Mindesthöhe der Module über Grund garantiert jedoch, dass durch 

Streulicht in alle Bereiche unter den Modulen ausreichend Licht für die pflanzliche Primär-

produktion einfällt. Zudem werden aufgrund der Bewegung der Sonne nicht alle Flächen 

dauerhaft und gleichmäßig beschattet. Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der 

Boden unter den Modulen auch zukünftig seine Funktion als Lebensraum für Bodenorganis-

men, seine Funktion als Pflanzenstandort sowie seine Speicher-, Filter- und Pufferfunktionen 

gegenüber Schadstoffen erfüllen wird. Eine Neuversiegelung ist nur auf einem geringen Flä-

chenanteil geplant und wird zusammen mit der überschatteten Fläche im Rahmen der Ein-

griffs- und Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt. 

Betriebsbedingte Beeinträchtigungen des Bodens, sind auszuschließen. Da entsprechend 

der Gesamtbodenfunktionsbewertung die Böden im räumlichen Geltungsbereich die Boden-

funktionen gemäß BBodSchG in hohem Maße erfüllen, ist der Standort für Eingriffe nur in 

Ausnahmefällen akzeptabel (LAU 2013). Eine erhebliche Beeinträchtigung ist aufgrund der 

Art des Vorhabens jedoch nicht zu erwarten und die mit der Photovoltaiknutzung verbundene 

extensive Grünlandnutzung ist für die Bodenfunktionen von Vorteil. So führt die Umwandlung 

von intensiv genutztem Acker u.a. zu einem verminderten Dünger- und Pestizideintrag. Zur 

Vermeidung der Beeinträchtigung der bekannten archäologischen Fundstätte am nordöstli-

chen Randbereich des räumlichen Geltungsbereiches sind umfangreiche Vorsorgemaßnah-

men vorgesehen, diese können den Kapiteln 3.1.10 bzw. 5.1 des Umweltberichts, sowie der 

Begründung zum Bebauungsplan entnommen werden.  

3.1.5 Schutzgut Fläche 

Mit der Umsetzung des geplanten Vorhabens wird eine Bebauung von bislang unversiegel-

ten, landwirtschaftlichen Bereichen ermöglicht. Dies führt zu bau- und anlagebedingten Flä-

cheninanspruchnahmen. 

Während der Bauphase ist durch die Lagerung und Baustelleneinrichtung eine Flächeninan-

spruchnahme zu erwarten. Diese Nutzungen sind jedoch temporär und stellen daher keine 
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erhebliche Beeinträchtigung dar. Durch die Ausweisung als Sondergebiet „Photovoltaik“ ist 

der Bau von Gebäuden, Stellplätzen und Zufahrten als anlagebedingte dauerhafte Voll- und 

Teilversiegelungen möglich. Bei teilversiegelten Flächen kommt es für die Schutzgüter 

Pflanzen und Tiere, Boden und Wasser zu geringen Funktionsbeeinträchtigungen. Der erfor-

derliche Zaun bewirkt eine Zerschneidung für Großsäuger. Es werden jedoch keine Lebens-

räume und funktionale Beziehungen wertgebender Arten zerschnitten, die den langfristigen 

Erhalt der betreffenden Population sowie deren Entwicklungs- und Ausbreitungsmöglichkei-

ten gefährden. 

Eine Flächeneinsparung ergibt sich in der vorliegenden Planung daraus, dass die bestehen-

de Infrastruktur in ökonomischer Weise mitgenutzt werden kann (Zufahrten). Innerhalb des 

räumlichen Geltungsbereiches werden Flächen für die Feuerwehraufstellfläche und erforder-

lichen Trafos vollversiegelt. Die Zuwegung wird teilversiegelt. Diese stellen jedoch nur einen 

geringen Anteil zur Fläche dar. Abgesehen davon wird keine Fläche dauerhaft versiegelt und 

ein Rückbau der Solarmodule und Nebenanlagen ist nach Ablauf der Betriebsdauer tech-

nisch möglich. 

Infolge der Planung wird die Fläche in der landwirtschaftlichen Nutzung beschränkt, da eine 

extensive Grünlandnutzung, die eine Nahrungsmittelproduktion ausschließt, erfolgt. Diese 

wird nur geringfügig durch die Überdeckung der Flächen mit den Solarmodulen beeinträch-

tigt. Abgesehen davon ist ein Rückbau der Solarmodule und Nebenanlagen nach Ablauf der 

Betriebsdauer technisch möglich. So kann in der Beschlussfassung verankert werden, dass 

nach Abbau der Anlagen die Flächen wieder der ursprünglichen Nutzung zugeführt werden 

können, auch wenn sich möglicherwiese unter den Modulen schützenswerte Biotope entwi-

ckelt haben. Die Ausweisung von neuen Schutzgebieten und Biotopen infolge der PV-

Nutzung ist auszuschließen. Es handelt sich dabei um eine befristete Inanspruchnahme 

landwirtschaftlicher Flächen. Laut des Landesvorstands des Bauernverbandes Sachsen-

Anhalt e.V. ist die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf landwirtschaftlich genutzten Flä-

chen notwendig, da die klimapolitischen Ziele ohne diese nicht erreichbar sind. Aufgrund der 

Notwendigkeit des Vorhabens und der geringen Ertragsfähigkeit sind infolge der befristeten 

Flächenumnutzung bzw. beschränkten landwirtschaftlichen Nutzung keine erheblichen, ne-

gativen Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche zu erwarten. 

3.1.6 Schutzgut Wasser 

Bei Baumaßnahmen sind bei fachgerechter Ausführung und entsprechenden Schutzmaß-

nahmen keine wesentlichen Beeinträchtigungen des Schutzguts Wasser zu erwarten. Ob-

wohl Flächen voll- und teilversiegelt werden und so die Wasserdurchlässigkeit beschränken, 

ist diese kleinflächig, weswegen dies als unerheblich bewertet wird. 

Innerhalb des Geltungsbereiches und an ihn angrenzend befinden sich keine Gewässer. 

Gemäß § 8 Absatz 2 BauO LSA sind unbebaute Grundstücksflächen wasseraufnahmefähig 

zu belassen oder herzustellen und zu begrünen oder zu bepflanzen. Wie in Kapitel 2.4 be-

schrieben, sind die Böden im räumlichen Geltungsbereich extrem durchlässig, wodurch die 
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Grundstücksflächen im räumlichen Geltungsbereich wasseraufnahmefähig sind und auch mit 

Umsetzung des Vorhabens außer auf den kleinflächig vollversiegelten Flächen wasserauf-

nahmefähig bleiben werden. Mit relevanten Auswirkungen auf das Grundwasser ist nicht zu 

rechnen. Trotz punktueller Versiegelung und Überdeckung mit Modulen ist davon auszuge-

hen, dass das auf den räumlichen Geltungsbereich auftreffende Niederschlagswasser voll-

ständig und ungehindert im Boden versickern kann, sodass eine Reduzierung der Grund-

wasserneubildung nicht zu erwarten ist. Statt des flächigen, gleichmäßigen Eintrags wird 

vermehrt Niederschlagswasser an den Unterkanten der Module ablaufen, was als unerheb-

lich zu bewerten ist. Bei sachgemäßem Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist nicht 

davon auszugehen, dass ein Schadstoffeintrag über den Boden in das Grundwasser erfolgt 

(vgl. ARGE MONITORING PV-ANLAGEN 2007).  

Betriebsbedingt sind Schadstoffemissionen nur bei unsachgemäßem Umgang mit wasserge-

fährdenden Stoffen während der Wartungsarbeiten im Bereich der Trafostationen und Wech-

selrichter (z.B. Ölwechsel oder Schutzanstriche der Tragekonstruktionen) denkbar. Da die 

Stationen festgelegten Standards der jeweiligen Netzbetreiber entsprechen und i.d.R. alle 

erforderlichen Zertifikate nach Wasserhaushaltsgesetz aufweisen (z.B. leckdichte Ölfanggru-

be unter dem Transformator) können erhebliche Beeinträchtigungen durch Betriebsstörun-

gen und Leckagen innerhalb der Stationen jedoch weitgehend ausgeschlossen werden (vgl. 

ARGE MONITORING PV-ANLAGEN 2007). 

Der Eingriff auf das Schutzgut Wasser ist als gering zu bewerten. 

3.1.7 Schutzgüter Luft und Klima 

Während der Bauphase kommt es durch die Bautätigkeit selbst zu einer temporären Erhö-

hung der Schadstoffemissionen durch Fahrzeugverkehr. Diese sind jedoch bei Einhaltung 

relevanter Sicherheitsbestimmungen und aufgrund der Vorbelastungen (agrarische Nutzung) 

nicht relevant. Erdarbeiten verursachen insbesondere bei trockener Witterung die Bildung 

diffuser Staubemissionen. Sie sind zeitlich und räumlich begrenzt und lassen sich durch übli-

cherweise angewendete Maßnahmen, wie z. B. Berieselung mindern (vgl. ARGE MONITO-

RING PV-ANLAGEN 2007). 

Anlagebedingt kann es durch die großflächige Überbauung zu lokalklimatischen Verände-

rungen oder zur Ausbildung von Wärmeinseln und den damit verbundenen mikroklimati-

schen Veränderungen kommen (vgl. ARGE MONITORING PV-ANLAGEN 2007). 

Durch die geringfügige Aufheizung im Bereich der Moduloberflächen kommt es betriebsbe-

dingt zu einer unerheblichen Beeinflussung des lokalen Mikroklimas. Zudem ist bei globaler 

Betrachtung die Stromgewinnung aus Solarenergie Teil der Maßnahmen zur Reduktion der 

klimaschädlichen Stromerzeugung aus fossilen Brennstoffen. 

Es sind keine Beeinträchtigungen der Schutzgüter Luft und Klima zu erwarten. 
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3.1.8 Schutzgut Landschaft 

Während der Bauphase kommt es zu Beeinträchtigungen der Landschaft, insbesondere 

durch die eingesetzten Baufahrzeuge und -geräte, Absperrungen und Bodenaushub. Diese 

Beeinträchtigungen sind jedoch nur von temporärer Dauer, so dass es baubedingt zu keiner 

langfristigen Beeinträchtigung der Landschaft kommen wird.  

PVA führen aufgrund ihrer Größe, Uniformität, Gestaltung und Materialverwendung zu einer 

Veränderung der Landschaft. Entscheidend für die Bewertung der Beeinträchtigung ist die 

Sichtbarkeit v. a. der Moduloberflächen. Bei fehlender Sichtverschattung ist im Nahbereich 

der Anlage eine dominante Wirkung gegeben und die einzelnen baulichen Elemente können 

in der Regel aufgelöst erkannt werden. Mit zunehmender Entfernung erscheint die Anlage 

mehr und mehr als homogene Fläche, wodurch sie sich deutlich von der Umgebung abhebt. 

Die Auffälligkeit in der Landschaft wird unter anderem von der Sichtbarkeit der 

Moduloberflächen oder der Helligkeit infolge der Reflexion von Streulicht bestimmt. Die 

sichtverschattende Wirkung des Reliefs oder sichtverschattender Strukturen wie Gehölze, 

Wälder und Gebäude nimmt zu (vgl. ARGE MONITORING PV-ANLAGEN 2007). 

Mit der Errichtung einer PVA auf einer Fläche im Außenbereich ist eine technische Überprä-

gung der Landschaft verbunden. Vorbelastungen bestehen im räumlichen Geltungsbereich 

und im Untersuchungsraum nicht. Stattdessen besteht der Geltungsbereich aus weiträumig 

unverbauten Flächen, die im Zuge der Errichtung der PVA technisch überprägt werden. Die 

Wahrnehmung dieser Überprägung der Landschaft wird durch die Lage des Geltungsberei-

ches, umgeben von Forstflächen, jedoch gemildert. Die Sichtbarkeit ist auf den Blick aus 

Westen beschränkt, da zwischen der Ortschaft Weißewarte und dem räumlichen Geltungs-

bereich keine sichtverschattenden Forstflächen liegen. 

Das Vorhaben stellt eine erhebliche Beeinträchtigung der Landschaft dar.  

Zur Kompensation des Eingriffs in die Landschaft ist die Anlage mehrerer Hecken geplant, 

sodass die Sicht aus Westen und Norden verschattet wird. Es ist zu bedenken, dass die ge-

planten Hecken über mehrere Jahre aufwachsen müssen, bis sie ihre Sichtschutzfunktion 

letztendlich entfalten. Eine Einsehbarkeit der Anlage von Westen (Ortschaft Weißewarte) 

und Norden (landwirtschaftlicher Weg) wird daher einige Jahre gegeben sein.  

3.1.9 Schutzgut Mensch, insbesondere menschliche Gesundheit 

Auswirkungen auf den Menschen beziehen sich vor allem auf die menschliche Gesundheit 

und das menschliche Wohlbefinden, die Wohn- und Wohnumfeldfunktion sowie die Erho-

lungsfunktion. Die häufigsten Wirkfaktoren aus denen mögliche Beeinträchtigungen resultie-

ren sind optische Effekte (Reflexblendungen), elektrische und magnetische Strahlung sowie 

Auswirkungen auf die Erholungseignung durch visuelle Wirkungen (vgl. ARGE MONITORING 

PV-ANLAGEN 2007). 

Licht-, Schall- sowie weitere Schadstoffemissionen sind bei Durchführung des Vorhabens 

bau-, anlage- und betriebsbedingt zu erwarten. Durch die Bautätigkeiten im Planbereich 
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kann es zu Schadstoffemissionen kommen, die jedoch bei Einhaltung üblicher Sicherheits-

bestimmungen nicht relevant sind. Da das Vorhaben außerhalb von menschlichen Siedlun-

gen liegt, fallen die baubedingten Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch insbesonde-

re der menschlichen Gesundheit geringfügig aus. 

Optische Effekte entstehen dadurch, dass die Solarmodule einen Teil des Lichtes reflektie-

ren. Unter bestimmten Konstellationen kann es dabei zu Reflexblendungen kommen, aller-

dings sind durch die Ausrichtung der Module zur Sonne nicht alle umliegenden Standorte 

gleichermaßen davon betroffen. In der Mittagszeit werden die Sonnenstrahlen nach Süden in 

Richtung Himmel reflektiert. Morgens und abends, bei tiefstehender Sonne, werden aufgrund 

des Einfallwinkels größere Anteile des Lichtes reflektiert, wodurch Reflexblendungen im 

westlichen und östlichen Bereich der Anlage auftreten können. Durch die dann ebenfalls tief 

stehende Sonne können auftretende Reflexblendungen unter Umständen durch die Direkt-

blendung der Sonne überlagert und dadurch relativiert werden. Des Weiteren besitzen die 

Module eine stark lichtstreuende Eigenschaft, wodurch schon wenige Dezimeter von den 

Modulreihen entfernt, nicht mehr mit Blendungen zu rechnen ist. Beeinträchtigungen der 

menschlichen Gesundheit oder des menschlichen Wohlbefindens lassen sich durch optische 

Störreize demnach nicht ableiten (vgl. ARGE MONITORING PV-ANLAGEN 2007). Durch den 

Einsatz von blendarmen Modulen kann diesem Effekt weiter entgegengewirkt werden. 

Mögliche Erzeuger elektrischer und magnetischer Strahlung sind die Solarmodule, die Ver-

bindungsleitungen, die Wechselrichter und die Transformatorstationen. Die erzeugten 

elektrischen und magnetischen Gleich- und Wechselfelder sind jedoch nur in unmittelbarer 

Nähe der Anlagenteile messbar. Die maßgeblichen Grenzwerte gemäß Bundesimmissions-

schutzverordnung werden in jedem Fall eingehalten. Mit umweltrelevanten Wirkungen, ist 

nicht zu rechnen (vgl. ARGE MONITORING PV-ANLAGEN 2007). 

Die visuelle Wirkung von PVA kann vor allem zu Beeinträchtigungen der Wohn- und Woh-

numfeldfunktion führen. Aus diesem Grund ist die Anlage mehrerer Strauch-Baumhecken 

geplant, sodass die Sicht für die westlich des räumlichen Geltungsbereichs gelegene Wohn-

bebauung sowie vom im Norden verlaufenden landwirtschaftlichen Weg verschattet wird. 

Betriebsbedingt treten Lärmemissionen i.d.R. nur im Rahmen der Wartungsarbeiten (z.B. 

Austausch der Module, Reparaturen) auf und stellen ebenfalls keine erhebliche Beeinträchti-

gung dar. 

3.1.10 Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

In der Anlage 2 Blatt 2 des Flächennutzungsplanes der Stadt Tangermünde ist für das Ge-

biet des Bebauungsplanes eine archäologische Fundstätte im Nordosten des räumlichen 

Geltungsbereieches kartiert. In der Nähe bereits bekannter archäologischer Fundstätten sind 

weitere Fundstätten und Bereiche von historischem oder archäologischem Interesse zu er-

warten. Das Kapitel wird nach Vorliegen der Stellungnahme des Landesamtes für Denkmal-

pflege ergänzt. 
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3.2 Schutzgebiete und -objekte 

Natura 2000-Gebiete nach § 32 BNatSchG, Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG, 

Nationalparke nach § 24 BNatSchG, Biosphärenreservate nach § 25  BNatSchG und 

Landschaftsschutzgebiete nach § 26 BNatSchG, Geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG 

Innerhalb der Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches befindet sich kein entsprechendes 

Schutzgebiet. Das Landschaftsschutzgebiet „Tanger-Elbeniederung“ und das 

deckungsgleiche Biosphärenreservat „Mittelelbe“ grenzen nördlich an den räumlichen 

Geltungsbereich an.  

Das Biosphärenreservat Mittelelbe schreibt in seiner Stellungnahme vom 25.03.2024: „Eine 

unzulässige Beeinträchtigung des Schutzzweckes des angrenzenden Biosphärenreservates 

ist durch das Vorhaben nicht zu befürchten, wenn die Vermeidungs-, Minderungs- und 

Schutzmaßnahmen durchgeführt, Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen nicht innerhalb 

der Grenzen des Biosphärenreservates Mittelelbe angelegt und alle evtl. beanspruchten 

Flächen wieder hergestellt werden, die Baumaßnahmen nicht in der Nacht durchgeführt 

werden.“ 

Wasserschutzgebiete gemäß § 51 Wasserhaushaltsgesetz (WHG), Heilquellenschutzgebiete 

gemäß § 53 WHG, Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 WHG 

Der räumliche Geltungsbereich liegt fast vollständig innerhalb eines 

Hochwasserrisikogebietes. Im Gebiet besteht ein geringes Hochwasserrisiko (HQ200) bei 

einer Überflutung oder dem Versagen von Deichen. Andere wasserrechtlichen 

Schutzgebiete liegen im Geltungsbereich bzw. in seinem Wirkraum nicht vor. 

Geschützte Landschaftsbestandteile 

Im räumlichen Geltungsbereich sind Bäume und Sträucher vorhanden, die gemäß § 4 Abs. 1 

der Verordnung zum Schutze des Gehölzbestandes im Landkreis Stendal als geschützte 

Landschaftsbestandteile zum Teil geschützt sind. Nach bisherigem Planungsstand ist eine 

Entnahme von Gehölzen nicht vorgesehen. 

 

3.3 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des 

Umweltschutzes 

Die zu betrachtenden Umweltbelange beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem 

Maß. Die auftretenden Wechselwirkungen sind bei der Beurteilung der Auswirkungen eines 

Vorhabens ebenfalls zu betrachten, um sekundäre Effekte und Summationswirkungen er-

kennen und bewerten zu können. In der folgenden Beziehungsmatrix werden zur Veran-

schaulichung die Intensitäten der Wechselwirkungen dargestellt und allgemein bewertet. 

Relevante Bezüge sind in den jeweiligen Schutzgütern vermerkt. 
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Tabelle 6:  Wechselwirkungen 
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A  

Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt 

 
 + + ++ +++ + - 

Boden und Fläche +++  ++ +++ - ++ - 

Wasser ++ ++  ++ + + - 

Luft und Klima ++ ++ ++  - +++ - 

Landschaft + - - -  +++ - 

Mensch, insbesondere menschli-
che Gesundheit 

- - - - -  - 

Kulturelles Erbe und sonstige 
Sachgüter - - - - - -  

Legende 

    A beeinflusst B: 

+++   stark 

++   mittel 

+   gering 

-   gar nicht 

 

3.4 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter 

Plangebiete 

Derzeit werden von der Stadt Tangermünde mehrere Bauleitplanverfahren zur Errichtung 

von Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf Außenbereichsflächen des Stadtgebietes vorbe-

reitet (z.B. nördlich von Hämerten und westlich von Miltern).  

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass die Umsetzung des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik Buch“ kei-

ne Auswirkungen auf ähnlich gelagerte Vorhaben haben wird. Alle Vorhaben leisten ih-

ren Beitrag zur Erreichung der klimapolitischen Ziele des Landes Sachsen-Anhalt und 

der Bundesrepublik Deutschland. 
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4 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nicht-Durchführung der Planung bleiben die derzeit vorhandenen Biotop- und Nutzungs-

typen aller Voraussicht nach zumindest vorerst bestehen. Die landwirtschaftliche Nutzung 

der Flächen wird in Form des intensiven Ackerbaues und den damit verbunden Stoffeinträ-

gen weiterhin fortbestehen. Die Pestizide und Pflanzennährstoffe, die von den landwirtschaft-

lich intensiv genutzten Flächen in das Grundwasser und den Boden gelangen, werden wei-

terhin eingetragen. Außerdem müsste die Umsetzung der Klimaschutzziele an anderer Stelle 

ggf. auf anderen landwirtschaftlichen Flächen verfolgt werden. 

 

5 Eingriffsbilanzierung einschließlich Maßnahmenplanung 

5.1 Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen (V) 

Zur Vermeidung der mit dem vorliegenden Bebauungsplan verbundenen 

Beeinträchtigungen, sind folgende Maßnahmen zu beachten: 

V01 Die Flächen zwischen und unter den Modulen, sollen sich mittels Ansaat mit 

gebietstypischem, artenreichem Saatgut aus dem Produktionsraum nordostdeutsches 

Tiefland als extensives Grünland entwickeln. Entsprechend ist es, mittels Mahd, 

Beweidung oder einer Kombination beider Nutzungsformen zu pflegen. Durch Mahd 

in extensiver Form hat diese maximal zweischürig und frühestens ab dem 01. Juli 

jeden Jahres zu erfolgen. Das Mahdgut ist spätestens eine Woche nach dem Schnitt 

abzutransportieren. Auf die Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist zu 

verzichten. Alternativ zur Mahd kann auch eine extensive Beweidung mit Schafen 

durchgeführt werden. Ausnahmen zum beschriebenen Pflegeregime sind zur 

Bekämpfung von Problemarten möglich. 

V02 Der Abstand der Module vom Boden muss zur Gewährleistung einer dauerhaft 

geschlossenen Vegetationsdecke mindestens 0,80 m betragen. 

V03 Die im räumlichen Geltungsbereich wachsenden Gehölze sind während der 

Errichtung der Anlage und bei der späteren Unterhaltung vor Beeinträchtigungen zu 

schützen. Die Gehölzbestände, insbesondere die im Geltungsbereich des 

Bebauungsplans vorhandenen geschützten Baumreihen und die Schutzobjekte der 

Gehölzschutzverordnung, sind vor Beeinträchtigungen aller Art zu schützen. Die 

Bestimmungen der DIN 18920 und der RAS-LP4 Richtlinie für die Anlage von 

Straßen, Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, 

Vegetationsflächen und Tieren bei Baumaßnahmen sind bezüglich der Festlegungen 

zum Gehölzschutz bei Bauarbeiten umfassend einzuhalten. 

V04 Durch einen angemessenen Bodenabstand des Zaunes (15 - 20 cm) oder 

ausreichende Maschengrößen im bodennahen Bereich und der Verwendung von 

möglichst ungefährlichen Materialien (z. B. Vermeidung von Stacheldraht) ist ein 
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Durchlass für Mittelsäuger zu gewährleisten. 

V05 Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der vorkommenden Brutvogelfauna ist die 

Baufeldfreimachung von Anfang Oktober bis Ende Februar eines Jahres 

durchzuführen (vom 01.10. bis 28./29.02.). Die Baumaßnahmen müssen außerhalb 

der Brut- und Aufzuchtzeiten von Feldlerche, Heidelerche und Ortolan erfolgen. 

Alternativ ist eine abschnittsweise Bauausführung in der Brut- und Aufzuchtzeit 

denkbar, wenn die Baufeldfreimachung vor der Brutsaison beginnt und ein 

Vorkommen von brütenden Vögeln im Rahmen einer Umweltbaubegleitung 

ausgeschlossen wird. Die Bauabschnitte wären dann mit der unteren 

Naturschutzbehörde abzustimmen. Ferner sind dann Maßnahmen für den Fall einer 

längeren Unterbrechung der Bautätigkeiten zu ergreifen, insbesondere für den Fall, 

wenn zwischen Baufeldfreimachung und Beginn der Baumaßnahmen eine 

Unterbrechung stattfindet. Eine Unterbrechung der Bauzeit darf höchstens 10 Tage 

betragen. In Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde sind gegebenenfalls 

Vergrämungsmaßnahmen, wie das Stellen von Flatterbändern, zu ergreifen. 

 Sollte die Bauphase entsprechend der vorangegangenen Beschreibung (teilweise) 

während der Brut- und Aufzuchtphase erfolgen, soll die Zufahrt zu den Baustellen, 

zum Schutz gehölzbrütender Vogelarten, direkt über die Baufelder und nicht über die 

öffentlichen Wege erfolgen.  

V06 Bodenversiegelungen sind weitgehend zu vermeiden. Die für Zuwegungen sowie 

Lager- und Stellplätze benötigten Flächen sind daher auf das unbedingt notwendige 

Maß zu beschränken. Bereits durch Verdichtung und Versiegelung vorbelastete 

Flächen sind für die Einrichtung von Lager- und Stellplätzen zu bevorzugen. 

Vorhandene Erschließungswege sind zu nutzen. Entstandene Bodenverdichtungen, 

sind nach Abschluss der Baumaßnahmen zu brechen. Zusätzliche 

Erschließungswege, sind in ungebundener Bauweise herzustellen. 

V07 Der Oberbodenabtrag ist auf ein Minimum zu reduzieren. Der Aushub von 

anfallendem Oberboden z.B. bei Kabelgräben ist vor Ort getrennt zu lagern und 

fachgerecht wieder einzubauen. 

V08 Mit wassergefährdenden Stoffen ist sachgemäß, entsprechend den Vorgaben des 

Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und der Verordnung über Anlagen zum Umgang 

mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), umzugehen. Bei der Herstellung, dem 

Betrieb, der Wartung und Instandsetzung sowie Reinigung der Anlagen dürfen keine 

wassergefährdenden Stoffe in das Grundwasser gelangen. Die Solarmodule sind 

ausschließlich mit Wasser, ohne den Zusatz von Reinigungsmitteln, zu reinigen. 

V09 Zum Schutz des Landschaftsbildes sind ausschließlich reflexions- bzw. blendarme 

Solarmodule zulässig, die zum Zeitpunkt der Errichtung der PVA den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik entsprechen. 

V10 Sofern Bauarbeiten während der Aktivitätsphase der Zauneidechse (Ende März bis 
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Anfang Oktober) erfolgen, sollten bauzeitliche Reptiliensperreinrichtungen errichtet 

werden, um ein Eindringen der Zauneidechse in das Baufeld zu verhindern. Es ist ein 

Zaun mit glatter Folie (kein Polyestergewebe) zu verwenden. Der Zaun ist dabei 

wahlweise 10 cm in das Erdreich einzugraben oder von der Seite, von der das 

Einwandern verhindert werden soll, unten umzuschlagen und mit Sand/Erdreich 

niedrig anzudecken. Um ein Überfahren von Individuen während der Bauphase zu 

vermeiden, ist eine bauzeitliche Verkehrslenkung außerhalb der Feldwege 

vorgesehen. Die Zufahrt erfolgt während der Aktivitätsphase der Zauneidechse direkt 

über die Baufelder. 

V11 Vor der Umsetzung von baulichen Maßnahmen muss eine Kontrolle auf vorhandene 

Lebensstätten des Bibers erfolgen. Werden diese nachgewiesen, dürfen in einem 

Abstand von 30 Metern keine baulichen Aktivitäten erfolgen. 

V12 Nachtarbeiten an der Baustelle sollten nach Möglichkeit vermieden werden, um die 

geschützten Arten Biber (Castor fiber) und Fischotter (Lutra lutra) nicht während ihrer 

aktiven Phase zu stören. 

 

5.2 Eingriffsbilanzierung 

Die Bewertung und Bilanzierung von Eingriff und Kompensation erfolgt anhand der Richtlinie 

zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land Sachsen-Anhalt (Bewertungsmodell 

Sachsen-Anhalt) vom 06.11.2004. Grundlage des Verfahrens ist die Bewertung von Biotop- 

und Nutzungstypen, die gleichzeitig eine Beurteilung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 

des Naturhaushaltes und somit auch der abiotischen Schutzgüter Wasser, Luft und Boden, 

der biotischen Schutzgüter Pflanzen und Tiere sowie der Landschaft ermöglicht. Die Berech-

nung der erforderlichen Kompensation basiert auf der unterschiedlichen Bewertung der Bio-

toptypen sowie deren Anrechnung je nach Flächengröße des beeinträchtigten Lebensraums. 

5.2.1 Regelverfahren 

Für die Bewertung und Bilanzierung der Eingriffsfolgen und der Ermittlung des Kompensati-

onsbedarfs, ist die Ausgangssituation der unmittelbar vom Eingriff betroffenen Flächen und 

der zu erwartende Zustand nach Durchführung des Eingriffs zu erfassen. Die Gesamtfläche 

ist dabei jeweils nach ihren Teilflächen für den Zustand vor und nach dem voraussichtlichen 

Eingriff einem der in der Biotopwertliste aufgezählten Biotoptypen zuzuordnen und differen-

ziert zu bewerten. Die Wertstufen der Biotoptypen werden mit den jeweils betroffenen Flä-

chengrößen multipliziert. Aus dem Vergleich der so ermittelten, dimensionslosen Indizes wird 

die eingriffsbedingte Wertminderung/-steigerung nach dem Eingriff festgestellt. Die auf diese 

Weise ermittelte Differenz stellt gleichzeitig das Maß für den erforderlichen Kompensations-

umfang dar.  

Die nachfolgende Tabelle 7 zeigt die Berechnung des Kompensationsbedarfs.  
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Tabelle 7: Vorläufig ermittelte eingriffsbedingte Wertminderung / Wertsteigerung 

Code  Bezeichnung Biotopwert Flächen in m² Flächenwert 

BESTAND 

AI Intensiv genutzter Acker 5 730.037  3.650.185  

HRC 
Baumreihe aus überwiegend nicht heimischen 
Gehölzen 

10 6.958  69.580  

URA Ruderalflur, gebildet von ausdauernden Arten 14 3.815  53.410  

VWA Unbefestigter Weg 6 7.311  43.866  

XYK Reinbestand Kiefer 10 32.197  321.970  

Summe 780.318 4.139.211 

PLANUNG 

BI** 

Photovoltaik-Freiflächenanlage (Ruderalflur, 
gebildet von ein- bis zweijährigen Arten; vorher 
AI) (überbaubare Grundstücksfläche – Trafo 
und Rammpfähle) 

3 392.098         1.176.294  

BIY** 
Trafostation und Rammpfähle (2 % der über-
baubaren Grundstücksfläche**; vorher AI) 

0 8.002 0    

GMF** 
Ruderales mesophiles Grünland; vorher AI 
(nicht überbaubare Grundstücksfläche) 

7,5 312.178 2.341.335 

HHB 
Strauch-Baumhecken aus überwiegend heimi-
schen Arten (geplante Sichtschutzpflanzung 
an West- und Nordseite) 

16 9.958 159.328 

URA 
(wegbegleitende Ruderalflur, Wildwechselkor-
ridor) 

13              7.601               98.813  

VWA Unbefestigter Weg 6              7.511               45.066  

HRC* 
Baumreihe aus überwiegend nicht heimischen 
Gehölzen 

10              6.958               69.580  

URA* Ruderalflur, gebildet von ausdauernden Arten 14              3.815               53.410  

XYK* Reinbestand Kiefer 10            32.197             321.970  

Summe          780.318  4.265.796        

Eingriffsbedingte Wertsteigerung 126.785 

Legende 

* Biotop bleibt unverändert erhalten 
** siehe verbal-argumentative Zusatzbewertung zur Erläuterung der Berechnung 

Nach Bilanzierung des Eingriffes und der Gegenüberstellung der Flächen vor und nach dem 

Eingriff ist aus Tabelle 7 ersichtlich, dass mit dem geplanten Vorhaben aus naturschutzfach-

licher Sicht eine Aufwertung der Fläche um 126.785 Biotopwertpunkte erfolgt. 

5.2.2 Verbal-argumentative Zusatzbewertung 

Bei der Umsetzung des geplanten Vorhabens kommt es durch die Flächeninanspruchnahme 

für die PVA zu Verlusten von Biotopen und Vegetation, während vorhandene Bäume und 
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Sträucher voraussichtlich erhalten bleiben. Auf der Fläche würde sich nach Aufgabe intensi-

ver ackerbaulicher Nutzung eine Vegetation durch Selbstbegrünung (natürlicher Sukzession) 

entwickeln. Da bei einer natürlichen Sukzession ist weder die spätere Artzusammensetzung 

noch die Dauer der Entwicklung einer geschlossenen Vegetationsdecke absehbar ist, wird 

eine Grünansaat mit gebietstypischem, artenreichem Saatgut vorgenommen. Das Saatgut ist 

aus dem Produktionsraum norddeutsches Tiefland und hier speziell dem ostdeutschen Tief-

land zu verwenden.  

Durch die zu erwartende Veränderung von Licht- und Beregnungsverhältnissen unter und 

z.T. auch zwischen den Modulen wird sich voraussichtlich ein Mosaik verschiedener Pflan-

zengesellschaften herausbilden, das zu einer Erhöhung der Vielfalt im räumlichen Geltungs-

bereich beitragen wird. Damit verbunden ist eine Erhöhung der strukturellen, floristischen 

und faunistischen Artenvielfalt im räumlichen Geltungsbereich. Diese Aspekte können bei 

der Bilanzierung des Eingriffs entsprechend dem Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt jedoch 

nicht ausreichend berücksichtigt werden, da ein entsprechender Biotoptyp im Bewertungs-

modell des Landes Sachsen-Anhalt nicht vorgesehen ist. Um diesen Aspekt zu berücksichti-

gen, wird für die Bilanzierung der Flächen nach Errichtung der PVA der halbe Planwert für 

die Ruderalflur gebildet von ein- bis zweijährigen Arten (URB) (sprich 4,5 Wertpunkte) ange-

setzt. Diese Fläche setzt sich aus den überbaubaren Grundstücksflächen (400.100 m²) ab-

züglich der Fläche für die Gründung der Solarmodule (8.002 m²) zusammen (siehe Tabelle 

7). Für die nicht überbaubare Grundstücksfläche, welche ebenfalls eingesät wird, wird der, 

leicht reduzierte, halbe Biotopwert für ein ruderales mesophiles Grünland (GMF) (7,5 Wert-

punkte) angesetzt. Dieser Wert kommt zum Einsatz, da sich voraussichtlich kein mesophiles 

Grünland, sondern ein beeinträchtigtes bzw. ruderales mesophiles Grünland entwickeln wird. 

Für den Biotoptyp GMF wird im Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt allerdings kein Planwert 

angegeben, daher wird der (leicht reduzierte) halbe Biotopwert angesetzt. Die nicht über-

baubare Grundstücksfläche setzt sich zusammen aus der nicht überbaubaren Grundstücks-

fläche (Sonderbaufläche * 0,4) abzüglich der bestehen bleibenden Biotoptypen und der neu 

entwickelten Biotope (Strauch-Baumhecke aus überwiegend heimischen Arten) sowie zuzüg-

lich der nicht als Sondergebiet oder Wald ausgewiesenen Flächen des Geltungsbereiches.  

Für den Wildkorridor wird eine Entwicklung zu Ruderalflur, gebildet aus ausdauernden Arten 

erwartet, da die entsprechende Fläche teilweise bereits mit diesem Biotoptyp bestanden 

sind. Für diese Fläche wird der volle Planwert (13 Wertpunkte) angesetzt.  

Die Gründung der Solarmodule erfolgt mit Rammpfählen. Die damit verbundene Vollversie-

gelung gilt es bei der Eingriffsbilanzierung zu beachten. Da jedoch die genaue Anzahl der 

Modultische und somit der benötigten Rammpfähle nicht festgelegt wird, wird sich zur Ermitt-

lung der voraussichtlich benötigten Fläche für die Rammpfähle an dem Leitfaden der ARGE 

MONITORING PV-ANLAGEN (2007) orientiert. Laut diesem liegt bei einer Gründung auf Ramm-

pfählen der Flächenanteil der Versiegelung an der PVA-Gesamtfläche bei unter 2 % (Leitfa-

den der ARGE MONITORING PV-ANLAGEN (2007), Kapitel 3.1.2) und wird fast ausschließlich 

durch die Grundfläche der Betriebsgebäude bestimmt. Aus diesem Grund werden von den 
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überbaubaren Grundstücksflächen auf denen die PVA errichtet wird, 2 % der Fläche abge-

zogen und unter dem Biotoptyp BIY (Trafostation, Feuerwehraufstellfläche, Rammpfähle) 

zusammengefasst (in der Tabelle mit ** gekennzeichnet). Die Fläche wird wie folgt ermittelt: 

Bei einer GRZ (Grundflächenzahl) von 0,6 beträgt die überbaubare Grundstücksfläche 

400.100 m². 2 % davon (8.002 m²) werden wie bereits erwähnt für Trafostationen, Feuerweh-

raufstellflächen und Rammpfählen abgezogen und unter dem Biotoptyp BIY () zusammenge-

fasst (in der Tabelle mit ** markiert).  

In der Flächenbilanz, die Kapitel 9 der Begründung entnommen werden kann, wird eine Flä-

che von 18.284 m2 als Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung ausgewiesen. In 

der Berechnung zum Kompensationsbedarf (Tabelle 7 im Umweltbericht) wird eine geringere 

Fläche (7.511 m2) als Unbefestigter Weg eingestuft. Die Differenz ergibt sich, da in der Be-

gründung des B-Planes das gesamte Wegeflurstück als Verkehrsfläche besonderer Zweck-

bestimmung ausgewiesen wird, der Kompensationsrechnung  werden jedoch die Ergebnisse 

der Biotoptypenkartierung zugrunde gelegt. Diese hat auf dem Wegeflurstück neben einem 

unbefestigten Weg (VWA) auch Baumreihen aus überwiegend nicht heimischen Arten (HRC) 

und Ruderalflur, gebildet von ausdauernden Arten (URA) nachgewiesen. In Summe ergeben 

diese Biotoptypen den selben Wert wie in der Flächenbilanz für die Verkehrsfläche besonde-

rer Zweckbestimmung angegeben wird.  

Bezogen auf das Schutzgut Fauna ist, wie bereits in Kapitel 3.1.2 aufgeführt, für viele Arten 

mit einer Verbesserung des Lebensraumpotenzials zu rechnen. Unter Beachtung der arten-

schutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen werden artenschutzrechtliche Belange der vor-

kommenden Artengruppen nicht ausgelöst, da sich der Erhaltungszustand der lokalen Popu-

lation durch das Vorhaben nicht verschlechtert.  

Bei der Beurteilung der Erheblichkeit der zu erwartenden Beeinträchtigungen des Bodens ist 

zu berücksichtigen, dass die Böden innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches bereits 

erheblich durch intensive landwirtschaftliche Nutzung vorbelastet sind. Mit der anlagebeding-

ten Teilversiegelung der im räumlichen Geltungsbereich vorhandenen Böden sind keine er-

heblichen Beeinträchtigungen des Schutzguts Boden verbunden. Die Bodenfunktionen blei-

ben unter den teilversiegelten Zuwegungen erhalten. Auch die mit der Gründung der Modul-

tische und Fundamente der Trafostation einhergehende Vollversiegelung ist aufgrund der 

starken Vorbelastung der vorhandenen Böden sowie der Kleinflächigkeit, der von einer Voll-

versiegelung betroffenen Fläche, nicht mit erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes 

Boden verbunden. 

Die Landschaft wird mit der Errichtung der geplanten PV-FFA technisch überprägt. Mit die-

ser sind Beeinträchtigungen der Landschaft bzw. der landschaftsbezogenen Erholung ver-

bunden. Da der räumliche Geltungsbereich nur eine geringe Eignung für die Erholungsfunk-

tion aufweist, ist die zu erwartende Beeinträchtigung als mittel zu werten. Um die Beeinträch-

tigungen der Landschaft auszugleichen, wird in Kapitel 5.3 eine Kompensationsmaßnahme 

für das Landschaftsbild aufgeführt, die bereits bei der Bilanzierung des Eingriffes berücksich-

tigt wurde. 
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Insgesamt sind nach vergleichender Gegenüberstellung von Bestand und Planung, ein-

schließlich der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen, durch die PV-FFA keine spürbare 

Beeinträchtigungen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes erkennbar. 

Aus diesem Grund sind Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen lediglich für das Landschafts-

bild erforderlich. 

Aufgrund der Einschätzung zur Entwicklung der Biotope unter und zwischen den Modulrei-

hen, wird der Kompensationsbedarf anhand der vom Entwurf des Bewertungsmodells ab-

weichenden Einschätzung des geplanten Biotopwertes im Kapitel 5.2.1 ermittelt. 

 

5.3 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Zwar ergibt die Eingriffsbilanzierung nach Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt eine Wertstei-

gerung der Fläche, allerdings müssen für den Eingriff in das Landschaftsbild und aufgrund 

artenschutzrechtlicher Belange (Betroffenheit der besonders geschützten Arten Feldlerche, 

Grauammer und Ortolan) Kompensationsmaßnahmen durchgeführt werden. 

Zur Kompensation des Eingriffs in die Landschaft ist die Anlage mehrerer Hecken geplant, 

sodass die Sicht aus Westen und Norden verschattet wird. Es ist zu bedenken, dass die ge-

planten Hecken über mehrere Jahre aufwachsen müssen, bis sie ihre Sichtschutzfunktion 

letztendlich entfalten. Eine Einsehbarkeit der Anlage von Westen (Ortschaft Weißewarte) 

und Norden (landwirtschaftlicher Weg) wird daher einige Jahre gegeben sein.  

Da auch bei Berücksichtigung der unter Kapitel 5.1 aufgeführten Vermeidungsmaßnahmen 

eine Betroffenheit der Arten Feldlerche, Grauammer und Ortolan nicht ausgeschlossen wer-

den kann, sollten CEF-Maßnahmen für die Arten durchgeführt werden. Die CEF-Maßnahme 

ACEF01 sieht das Anlegen von Brachestreifen vor. Wie in Kapitel 3.1.2 aufgeführt wird der 

Reihenabstand zwischen den Modulen alle 10 Reihen auf 6 m erhöht. Es wird vermutet, 

dass sich hierdurch die Arten Feldlerche und Grauammer weiterhin innerhalb der PVA halten 

lassen, sodass die Maßnahme ACEF01 bei positiver Erfolgskontrolle in Absprache mit der 

UNB frühzeitig beendet werden kann. 

 

A01: Anlage von Strauch-Baumhecken 

Die mit dem Vorhaben verbundene Beeinträchtigung des Landschaftsbildes soll durch Anla-

ge mehrreihiger, blickdichter Strauch-Baumhecken innerhalb des räumlichen Geltungsbe-

reichs kompensiert werden. Die für die Pflanzung vorgesehenen Flächen befinden sich auf 

der Westseite des Geltungsbereiches. Sie werden in der Planzeichnung als „Flächen für das 

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (gem. §9 Abs. 1 Nr. 25a 

BauGB)“ dargestellt. Die Breite der Pflanzung soll 5 m betragen. Es soll in drei Reihen ge-

pflanzt werden, wobei der Abstand zwischen den Gehölzreihen maximal 1,50 m betragen 

soll. In die mittlere Reihe der Pflanzung werden in einem Abstand von 5 bis 10 m Bäume 

(bspw. Heister) gesetzt.  
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Entlang des im Norden des räumlichen Geltungsbereiches verlaufenden landwirtschaftlichen 

Weges sind ebenfalls „Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen (gem. §9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)“ dargestellt. Hier beläuft sich die geplante 

Pflanzung auf den Lückenschluss der vorhandenen Gehölzreihen. 

Für die Pflanzung sollen 2 x verpflanzte Sträucher mit einer Höhe von 60-100 cm verwendet 

werden, die zu verwendenden Heister sind ebenfalls 2 x verpflanzt mit einer Höhe von 180-

200 cm oder Hochstämme mit einem Stammumfang von 8-10 cm einzusetzen. Die Auswahl 

der Gehölze erfolgt anhand der Liste der im Landkreis Stendal heimischen Gehölzarten. Für 

den Standort ist nachweislich Pflanzmaterial mit Herkunft aus dem Mittel- und Ostdeutschen 

Tief- und Hügelland (Herkunftsgebiet 2) zu verwenden. Die Pflanzungen sind spätestens in 

der Pflanzperiode nach Fertigstellung der Baumaßnahmen abzuschließen und der unteren 

Naturschutzbehörde anzuzeigen. 

Nach der Pflanzung sind die Gehölze über einen Zeitraum von 5 Jahren zu pflegen (1 Jahr 

Fertigstellungspflege, 4 Jahre Entwicklungspflege) bzw. im Anschluss daran dauerhaft zu 

erhalten. Die Hecke ist natürlich aufwachsen zu lassen. Die dauerhafte Pflege der Fläche 

wird dem jeweiligen Bauherrn übertragen. Abgängige Gehölze sind durch gleichwertige Ge-

hölze zu ersetzen. Aufgrund der Randlage zum Offenland und der später möglichen Bewei-

dung der Anlage sind die Gehölze durch einen Verbissschutzzaun vor Wild- und Nutztierver-

biss zu schützen. Die Herstellung der Pflanzungen sind bei der unteren Naturschutzbehörde 

des Landkreises Stendal schriftlich anzuzeigen und eine Abnahme unter Beteiligung der Be-

hörde zu veranlassen 

 

ACEF01: Anlage von Brachestreifen 

Als CEF-Maßnahme zum Ausgleich des Eingriffs in die Fortpflanzungsstätte der Feldlerchen 

sollen Brachestreifen angelegt werden. Diese dienen der Schaffung von Brutplätzen und der 

Verbesserung der Nahrungsverfügbarkeit. Da eine durchschnittliche Siedlungsdichte im 

Plangebiet gegeben ist, werden für jedes zu kompensierende Revier ein ca. 10 m breiter 

Brachestreifen (inkl. ca. 2 m Schwarzbrache) mit einer Länge von ca. 100 m benötigt (VSW 

& PNL 2010). Es konnten 11 Brutpaare nachgewiesen werden, woraus sich ein Maßnah-

menumfang von insgesamt 1,1 ha ergibt. Die Brachestreifen sollten zu Siedlungen und Wald 

mindestens 100 m sowie zu Hecken 50 m Abstand einhalten. Zur Anlage der Brachestreifen 

werden die Streifen innerhalb von Ackerland der Sukzession überlassen (keine Einsaat) und 

alle zwei Jahre außerhalb der Brutzeit umgebrochen. Der Pflegeschnitt ist durchzuführen, 

um vielfältige Strukturen zu entwickeln, den Blühaspekt zu verlängern und die Vegetation 

niedrig zu halten (ca. 15-25 cm). Die Pflegeschnitte und das ergänzende Grubbern erfolgen 

alternierend, i. d. R. auf 50 % der Buntbrachestreifen. Das bedeutet, dass die Buntbra-

chestreifen nie komplett gegrubbert werden, sondern nur abschnittsweise bzw. im Wechsel. 

Im Idealfall sollten die Flächen frei von mehrjährigen Problemarten, wie Ackerkratzdistel und 

Quecke, sein. Auf den Brachestreifen sollten keine Pflanzenschutz- oder Düngemittel ver-

wendet werden.  
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Maßnahmendauer: Die Dauer der Maßnahme ACEF01 beschränkt sich auf die Inanspruch-

nahme der Fortpflanzungsstätte (d.h. bis zum Abbau der Photovoltaik-Freiflächenanlage). 

Aktuell laufen in Deutschland Untersuchungen wie sich die Anpassung an Photovoltaik-

Freiflächenanlagen innerhalb der Teilpopulationen von Vögeln (u.a. Feldlerche) fortsetzt. 

Daher sollte nach Errichtung der Photovoltaik-Freiflächenanlage das Brutverhalten der Feld-

lerche innerhalb der Photovoltaik-Freiflächenanlage untersucht werden. Sollte sich ergeben, 

dass die Feldlerche die Fläche der Photovoltaik-Freiflächenanlage in mindestens gleichem 

Umfang und mindestens gleicher Qualität wie vor Errichtung der Photovoltaik-

Freiflächenanlage nutzt, ergibt sich keine Notwendigkeit zum Weiterführen der CEF-

Maßnahme. Das Beenden der CEF-Maßnahme vor dem Abbau der Photovoltaik-

Freiflächenanlage sollte nur in Absprache mit der unteren Naturschutzbehörde des Landkrei-

ses Stendal erfolgen. 

Erfolgskontrolle: Mittels Erfolgskontrolle im räumlichen Geltungsbereich und auf den Maß-

nahmenflächen soll überprüft werden, ob die relevanten Habitate in mindestens gleichem 

Umfang und mindestens gleicher Qualität erhalten bzw. wiederhergestellt wurden. Die Dauer 

der Erfolgskontrolle ist für zwei Jahre angesetzt.  

 

ACEF02: Anlage von Extensiv-Acker-Streifen 

Als CEF-Maßnahme zum Ausgleich des potenziellen Eingriffs in die Fortpflanzungsstätte des 

Ortolans kann ein extensiv genutzter Ackerstreifen in räumlicher Nähe der wegbegleitenden 

Gehölze (Singwarten) angelegt werden. Der extensiv bewirtschaftete Streifen sollte eine 

Breite von ca. 50 m aufweisen, da sich aufgrund des Ackerrandbereichs bei einer zu gerin-

gen Streifenbreite die Gefahr, dass dieser zu einer Prädatorenfalle wird, erhöht. Auf diesem 

Ackerrandstreifen soll ein Anbau der Kulturpflanzen ohne Einsatz von Dünge- und Pflanzen-

schutzmitteln erfolgen. Damit besteht die Möglichkeit der Entwicklung einer standorttypi-

schen Ackerwildkrautflora und Entomofauna und somit der Aufwertung der artspezifischen 

Habitatqualität sowie das Entstehen einer Korridor- bzw. Biotopvernetzungsstruktur. Als ge-

eignete Kulturen bieten sich für den Ortolan insbesondere Getreide und Hackfrüchte (Erb-

sen, Kartoffeln) an (z.B. STEINBORN & REICHENBACH 2012, BERNARDY et al. 2009). Die 

Einsaat und Bewirtschaftung sollte sich an derjenigen normaler Ackerschläge orientieren. 

Die Saatreihenabstände sollten aber mindestens 20 cm betragen oder die Aussaatmenge 

um 50% reduziert werden. Dominante und/oder ertragsreduzierende Beikräuter können me-

chanisch bekämpft werden (kein Biozideinsaatz). Die Unkrautregulierung muss außerhalb 

der Brut- und Aufzuchtzeit des Ortolans von Anfang Mai bis Ende August erfolgen. In min-

destens 3 von 5 Jahren oder auf 60% der Fläche sollten Getreide und Körnerleguminosen in 

der Fruchtfolge enthalten sein. 
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6 Alternativenprüfung 

Der Standort des geplanten Vorhabens wurde im aktuellen Aufstellungsverfahren der 1. Än-

derung des Flächennutzungsplanes der Stadt Tangermünde entwickelt. In der Begründung 

zu diesem wurden die zur Verfügung stehenden Konversions- und Eignungsflächen für PVA 

ermittelt und bewertet. Da die zur Verfügung stehenden Konversionsflächen sowie geeignete 

Flächen entlang zweigleisiger Bahnlinien jedoch nicht ausreichen, um den angestrebten An-

teil an Flächen für PVA abzudecken, wurden weitere Standorte auf Grenzertragsstandorten 

(Ertragspotenzial unter 25 Bodenpunkten) ermittelt. Der räumliche Geltungsbereich ent-

spricht einer der in der 1. Änderung des FNP der Stadt Tangermünde ermittelten Grenzer-

tragsstandorten. Die Alternativenprüfung zur Standortwahl erfolgte daher in der 1. Änderung 

des FNP der Stadt Tangermünde.  

 

7 Zusätzliche Angaben 

7.1 Beschreibung der verwendeten technischen Verfahren bei der 

Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, technische 

Lücken oder fehlende Kenntnisse 

Die Biotoptypen wurden gemäß den „Kartiereinheiten zur Kartierung der Lebensraumtypen 

nach Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL) sowie zur Kartierung der nach § 37 

NatSchG LSA besonders geschützten Biotope und sonstiger Biotope“ (Teil Wald) 

(SCHUBOTH 2014) kartiert. Die Bewertung der Biotoptypen richtet sich nach dem „Bewer-

tungsmodell Sachsen-Anhalt“ (Stand: 12.03.2009) einschließlich dessen Ergänzungen aus 

den Jahren 2006 und 2009. Die avifaunistische Untersuchung erfolgte nach SÜDBECK et al. 

2005. Zur Bewertung des Bodens wurde das Bodenfunktionsbewertungsverfahren des Lan-

desamtes für Umweltschutz Sachsen-Anhalt (BFBV-LAU) (LAU 2013) angewandt.  

Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind wie zum Bei-

spiel technische Lücken oder fehlende Kenntnisse, sind nicht gegeben. 

 

7.2 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 

Gemäß § 4c BauGB sind die Gemeinden zur Überwachung der erheblichen Umweltauswir-

kungen, die mit der Umsetzung des geplanten Vorhabens verbunden sind, verpflichtet. Dabei 

sind insbesondere unvorhersehbare nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und 

ggf. geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 

Gegenstand der Überwachung ist auch die Durchführung der Überwachung der Darstellun-

gen oder Festsetzungen nach § 1a Absatz 3 Satz 2 und der Maßnahmen nach § 1a Absatz 3 

Satz 4 des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Zu beachten sind in diesem 

Zusammenhang die im Umweltbericht (siehe BauGB Anlage 1, Nummer 3 Buchstabe b) an-



   Stadt und Land Planungsgesellschaft mbH  
 

 
 

 
 
 

Bebauungsplan „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik Buch“ 
Entwurf, Umweltbericht Stand April 2024 

Seite 60 

gegebenen Überwachungsmaßnahmen sowie die Informationen der Behörden (BauGB § 4 

Absatz 3). 

Darüber hinaus hat der Anlagenbetreiber die Verpflichtung die Photovoltaikanlage über den 

gesamten Betriebszeitraum zu warten und die Ruderalflächen durch Mahd oder Beweidung 

zu pflegen und zu erhalten. Dazu gehören: 

• Pflege und Unterhaltung der Solarmodule inklusive der dazugehörigen Leitungen, 

• Pflege und Unterhaltung der Ruderalflächen innerhalb des räumlichen Geltungsberei-

ches. 

 

7.3 Art und Menge der erwarteten Emissionen, Abfälle und Abwässer 

Mögliche negative Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima oder die Anfäl-

ligkeit des geplanten Vorhabens gegenüber den Folgen des Klimawandels sind nicht 

abzuleiten. Im Gegenteil ist, bei globaler Betrachtung, die Stromgewinnung aus Solar-

energie Teil der Maßnahmen zur Reduktion der klimaschädlichen Stromerzeugung aus 

fossilen Brennstoffen. Die Nutzung des Solarparks wird im Hinblick auf z.B. die Solarmo-

dule nach dem aktuellen Stand der Technik ausgerichtet sein. 

Durch den Betrieb der Solaranlage fallen keine Abfälle oder Abwässer an. Die auf den 

Solarmodulen oder Nebenanlagen anfallenden Niederschlagswässer versickern flächig. 

 

7.4 Zusammenfassung 

Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Sondergebiet Freiflächen-

photovoltaik Buch“ soll die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage ermöglicht wer-

den. Der räumliche Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 78 ha. 

Die Auswirkungen auf den Menschen und die Umwelt werden in der nachfolgenden Tabelle 

8 zusammenfassend dargestellt. 
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Tabelle 8:  zusammenfassende Darstellung der Auswirkungen 

Schutzgut Auswirkungen 

Pflanzen Baubedingte Schädigungen von Biotopen und Vegetation (z.B. durch das Befahren 
mit Baufahrzeugen, das Verlegen von Leitungen sowie die Anlage von Baustraßen 
und Lagerplätzen) sind zu vermeiden. 

Durch die Versiegelung von Boden kommt es zu einem kleinflächigen Verlust von 
Biotopen und Vegetationsstandorten. Die Gehölzbestände im räumlichen 
Geltungsbereich bleiben erhalten. Der Flächenanteil der zu erwartenden 
Versiegelung an der Gesamtfläche der PVA liegt bei < 2 %. Der Eingriff ist 
entsprechend der Richtlinie zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land 
Sachsen-Anhalt (Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt) vom 16.11.2004 zu bilanzieren 
und auszugleichen. 

Die Beanspruchung von Biotopen und Vegetation während der Betriebsphase der 
PVA ist unvermeidbar. Sie ergibt sich durch Versiegelung und Überdeckung sowie 
die erforderliche Offenhaltung der Betriebsflächen durch extensive Grünlandnut-
zung. Durch die Überdeckung von Boden und die damit verbundene Veränderung 
von Licht- und Beregnungsverhältnissen wird es zu einer Verschiebung der Vegeta-
tionszusammensetzung der betroffenen Biotope kommen. Der derzeit intensiv ge-
nutzte Acker wird im Rahmen der erforderlichen Offenhaltung der Betriebsfläche als 
extensives Grünland genutzt und bewirkt so eine Aufwertung der Fläche. Insgesamt 
wird der Eingriff auf das Schutzgut Flora als nicht erheblich eingeschätzt. 

Tiere Avifauna 

Mit geringen baubedingten Beeinträchtigungen der Avifauna ist zu rechnen. Diese 
Beeinträchtigungen sind jedoch temporär und damit unerheblich. Zur Vermeidung 
von Beeinträchtigungen sind die Bauarbeiten zur Errichtung der PV-
Freiflächenablage außerhalb des Brutzeitraumes durchzuführen (siehe V10). Zur 
Vermeidung des anlagebedingten Verlusts der Fortpflanzungs- und Ruhestätten der 
Feldlerchen, Grauammern und des Ortolans sollten in Absprache mit der unteren 
Naturschutzbehörde geeignete Maßnahmen geplant werden, um den Verlust auszu-
gleichen. 

Säugetiere 

Baubedingt ist mit einer temporären Meidung des räumlichen Geltungsbereiches 
durch Mittel- und Kleinsäuger zu rechnen. Darüber hinaus sind Beeinträchtigungen 
durch die Einzäunung der PVA möglich. Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen 
der im räumlichen Geltungsbereich vorkommenden Mittel- und Kleinsäugern ist ein 
angemessener Bodenabstand des Zauns als Durchlass zu gewährleisten. Zudem ist 
ein Wanderkorridor in Nord-Südrichtung angedacht. Die Vermeidungsmaßnahmen 
V11 und V12 sollen die im weiten Umfeld der PVA nachgewiesenen Arten Biber 
und Fischotter vor Beeinträchtigungen schützen. 

Amphibien und Reptilien 
Es konnten keine Amphibien im räumlichen Geltungsbereich nachgewiesen werden. 
Es konnten 18 Individuen der Zauneidechse nachgewiesen werden. Zur Vermeidung 
der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs.1 BNatSchG ist das Errichten von 
bauzeitlichen Reptiliensperreinrichtungen vorgesehen. 

Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzguts Fauna sind nicht zu erwarten. Eher 
ist mit einer Lebensraumverbesserung aufgrund der Flächenaufwertung zu rechnen. 

biologische Vielfalt Die Projektfläche wird überwiegend intensiv landwirtschaftlich als Acker genutzt.  

Bei naturverträglicher Ausgestaltung führen PVA zu einem deutlich positiven Effekt 
auf die Artenvielfalt. Breitere besonnte Streifen zwischen den Modulreihen erhöhen 
die Arten- und Individuendichten von Insekten, Reptilien und Brutvögeln. Daher ist 
der Eingriff auf das Schutzgut biologische Vielfalt, als gering zu bewerten und eine 
Aufwertung des Schutzguts zu erwarten. 

Boden Baubedingte Beeinträchtigungen des Bodens (Bodenverdichtung, 
Bodenumlagerung, Teilversiegelung) sind zu vermeiden. Unvermeidbare, 
baubedingte Beeinträchtigungen sind temporär und unerheblich. 

Die mit der Gründung der PVA verbundene Flächenversiegelung lässt sich nicht 
vollständig vermeiden. Durch die Verwendung von Pfahlgründungen wird das Maß 
der Versiegelung im Vergleich zur Verwendung von Schwerkraftfundamenten 
deutlich reduziert. Aufgrund der erforderlichen Abstände zwischen den einzelnen 
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Schutzgut Auswirkungen 

Modulreihen zur Vermeidung der Verschattung untereinander wird durch die PVA 
nicht die gesamte Fläche überdeckt. Dies führt zu geringfügigen Beeinträchtigungen 
der natürlichen Bodenfunktionen. Der Eingriff ist entsprechend dem 
Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt vom 16.11.2004 und deren Ergänzungen aus 
den Jahren 2006 und 2009 zu bilanzieren.  

Wasser Oberflächengewässer sind von den geplanten Eingriffen nicht betroffen. Bei 
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen ist mit qualitativen und quantitativen 
Beeinträchtigungen des Grundwassers nicht zu rechnen. 

Erforderliche Transformatorenstationen sind elektrische Betriebsmittel in denen 
wassergefährdende Stoffe verwendet werden. Diesbezüglich sind die Vorschriften 
der §§ 62 und 63 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu berücksichtigen und 
anzuwenden.  

Luft und Klima Bei globaler Betrachtung ist die Stromgewinnung aus Solarenergie Teil der 
Maßnahmen zur Reduktion der klimaschädlichen Stromerzeugung aus fossilen 
Brennstoffen. Erhebliche Beeinträchtigungen von Luftqualität und Klima durch lokal- 
und mikroklimatische Veränderungen sind nicht zu erwarten. 

Fläche Der räumliche Geltungsbereich wird derzeit intensiv als Acker genutzt und wird von 
den Bundesstraßen nördlich und westlich stark begrenzt sowie von der ICE-Trasse 
zerschnitten, weswegen das Vorhaben kaum zur Zersiedelung beiträgt. Infolge der 
Planung wird die Fläche der landwirtschaftlichen Nutzung nicht entzogen, da die 
Fläche in Form extensiven Grünlands weiterhin landwirtschaftlich mit Einschränkung 
genutzt wird. 

Der Eingriff auf das Schutzgut Fläche ist demnach nicht erheblich. 

Landschaft Die PVA führt aufgrund ihrer Größe, ihrer Uniformität, der Gestaltung und 
Materialverwendung zu einer deutlichen Veränderung der Landschaft. Die 
Sichtbarkeit der PVA aus der Entfernung wird durch umliegende Gehölze sowie die 
geplante weitere Eingrünung am westlichen und nördlichen Randbereich reduziert. 
Mit der Errichtung ist keine erhebliche Beeinträchtigung der Landschaft zu erwarten. 

Mensch Durch die Bautätigkeiten im Planbereich kann es zu Schadstoffemissionen kommen, 
die jedoch bei Einhaltung üblicher Sicherheitsbestimmungen nicht relevant sind.  

Optische Effekte entstehen dadurch, dass die Solarmodule einen Teil des Lichtes 
reflektieren. Durch den Einsatz von blendarmen Modulen kann diesem Effekt 
entgegengewirkt werden. 

Die visuelle Wirkung von PVA kann vor allem zu Beeinträchtigungen der Wohn- und 
Wohnumfeldfunktion sowie der Erholungsfunktion führen. Nahe dem räumlichen 
Geltungsbereich nutzen insbesondere Spaziergänger, Fahrradfahrer, Inlineskater 
und Skateboarder die befestigten Wege. Durch technische Überprägung ist die 
Landschaft bereits vorbelastet, weswegen der räumliche Geltungsbereich für 
Erholungssuchende kein naturnahes Erleben darbietet. Da das Vorhaben die 
Erholungsfunktion nicht beeinträchtigt und der räumliche Geltungsbereich außerhalb 
jeglicher Wohnnutzung liegt, sind keine erheblichen Beeinträchtigungen der 
landschaftsbezogenen Erholung zu erwarten. Darüber hinaus ist aufgrund der Lage 
außerhalb der städtischen Wohnbebauung und der überwiegend ackerbaulichen 
Nutzung der umliegenden Flächen nicht von einer Beeinträchtigung dieser Belange 
auszugehen. 

Betriebsbedingt treten Lärmemissionen i.d.R. nur im Rahmen der Wartungsarbeiten 
(z.B. Austausch der Module, Reparaturen) auf und stellen ebenfalls keine erhebliche 
Beeinträchtigung dar. 

kulturelles Erbe und 
sonstige Sachgüter 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches ist eine archäologische Fundstätte 
kartiert. In der Nähe bereits bekannter archäologischer Fundstätten sind weitere 
Fundstätten und Bereiche von historischem oder archäologischem Interesse zu 
erwarten.  
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Gesamtbeurteilung 

Mit der Umsetzung der Inhalte des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Sondergebiet 

Freiflächenphotovoltaik Buch“ sind Beeinträchtigungen der beschriebenen Umweltbelange 

verbunden. Diese Beeinträchtigungen sind bei Umsetzung geeigneter Maßnahmen nicht 

erheblich. 

Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung (siehe Kapitel 5.2) hat ergeben, dass innerhalb des 

räumlichen Geltungsbereiches des B-Planes mit dem geplanten Vorhaben und den be-

schriebenen Maßnahmen eine Aufwertung der Fläche verbunden ist. Da die Versiegelung 

durch die Gründung mit Stahlpfosten sehr gering ist und die Bodenfunktionen nur geringfügig 

beeinträchtigt werden, sind Kompensationsmaßnahmen für diese Schutzgüter nicht erforder-

lich. 
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1 Veranlassung und Aufgabenstellung 

Der Vorhabenträger Solarpark Buch GmbH & Co. KG plant in Buch, einer Ortschaft und einem 

Ortsteil (OT) der Stadt Tangermünde im Landkreis Stendal in Sachsen-Anhalt, die Errichtung 

einer Photovoltaik-Freiflächenanlage (PVA). Die dafür vorgesehene Fläche hat eine Größe 

von ca. 87 ha. Das geplante Vorhaben befindet sich in den Fluren 13 und 14 der Gemarkung 

Buch auf vorwiegend intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen. 

Im Zusammenhang mit der Errichtung einer PVA besteht die Notwendigkeit der Beachtung der 

gesetzlichen Vorgaben zum Artenschutz u.a. im Sinne des § 44 BNatSchG und der EU-Vo-

gelschutzrichtlinie. Zur praktischen Realisierung dieser Vorgaben ist es notwendig die gege-

bene Bestandssituation für die Artengruppen zu erfassen, die vom entsprechenden Eingriff in 

den Naturhaushalt besonders betroffen sein können. Im Rahmen von Geländebegehungen 

wurden hierzu eine Biotoptypenkartierung sowie faunistische Kartierungen der Artengruppe 

Avifauna, Amphibien und Reptilien erstellt.  

 

2 Untersuchungsraum 

Der Untersuchungsraum (UR) für die Biotop- und Nutzungstypen umfasst den räumlichen Gel-

tungsbereich. Der UR für Avifauna umfasst Puffer von 50 m und der UR für Amphibien und 

Reptilien umfasst den räumlichen Geltungsbereich mit einem Puffer von 20 m. 

 

3 Methode 

3.1 Biotoptypen 

Die Biotoptypen wurden gemäß den „Kartiereinheiten zur Kartierung der Lebensraumtypen 

nach Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL) sowie zur Kartierung der nach § 22 

NatSchG LSA besonders geschützten Biotope und sonstiger Biotope“ (Teil Wald) (SCHUBOTH 

2014) kartiert und kartographisch (siehe Karte 1) dargestellt. 

 

3.2 Avifauna 

Die allgemeine Erfassung der Brutvögel fand in der Zeit zwischen Mai und Juli 2022 (am 

02.05., 25.05., 08.06., 22.06., 11.07. und 27.07.2022 sowie zusätzlich eine Nachtbegehung 

(am 25.05.2022) statt. Zusätzlich erfolgte eine Begehung im Mai 2023 (30.05.2023). Die Be-

gehungen fanden nach Möglichkeit bei guten Witterungsbedingungen statt (möglichst wenig 

Wind, sonnig). Erfasst wurden die Arten sowohl visuell mit der Hilfe von Fernglas und Spektiv 

als auch akustisch durch Verhör von Gesängen und Rufen. Alle Brutvögel wurden über die 

Methode der Revierkartierung erfasst (BIBBY et al. 1995, SÜDBECK et al. 2005).  
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Die Zuordnung als Brutvogel erfolgte, wenn mindestens eines der folgenden Kriterien erfüllt 

war: 

• direkter Brutnachweis (Nest mit brütendem Altvogel, Eiern oder Jungen). 

• Revier anzeigendes Verhalten (Gesang des Männchens, Balzverhalten) 

• bei Arten mit geringem Lautäußerungsverhalten, mehrmalige Registrierung am 

gleichen Ort (mind. 3-mal) 

Planungsrelevante Arten (Arten des Anhang II der „Artenschutzliste Sachsen-Anhalt“ 

(SCHULZE et al. 2018)) wurden innerhalb des Geltungsbereiches flächig erfasst und deren Re-

viere punktgenau auf einer Karte dargestellt. Für alle nicht planungsrelevanten Arten erfolgte 

eine Erfassung sämtlicher Brutvögel entlang vorher festgelegter Linien (Linientaxierung) inner-

halb des Geltungsbereiches. Sie wurden als Brutvögel und Nahrungsgäste erfasst, jedoch 

nicht reviergenau abgegrenzt. 

 

3.3 Amphibien 

Die Untersuchungen zur Amphibienfauna fanden an vier Begehungsterminen, je eine im April 

(16.04.2022), im Mai (16.05.2022), im Juni (11.06.2022) und im Juli (03.07.2022) statt. Bei den 

Begehungen wurden sowohl potenzielle Fortpflanzungshabitate als auch geeignete Landle-

bensräume untersucht (z.B. GÜNTHER 1996, SY & MEYER 2015). Dabei wurden Sichtbeobach-

tungen inkl. der Kontrolle möglicher Verstecke durchgeführt. 

 

3.4 Reptilien 

Die Erfassung der Reptilien erfolgte in Anlehnung an die Methodenstandards für die Erfassung 

von Reptilienarten der Anhänge IV und V der FFH-Richtlinie (WEDDELING et al. 2005).  

Die Begehungen fanden bei günstigen klimatischen Bedingungen statt. Hierbei wurden die 

jahres- und tageszeitlichen Hauptaktivitätsphasen sowie artspezifisches Verhalten berücksich-

tigt. Zur Erfassung von potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten erfolgten vier Begehun-

gen, je eine im April (16.04.2022), im Mai (16.05.2022), im Juni (11.06.2022) und im Juli 

(03.07.2022). Zusätzlich erfolgte eine Begehung im Mai 2023 (30.05.2023). 

 

4 Ergebnisse 

4.1 Biotoptypen 

In der nachfolgenden Tabelle 1 werden alle Biotop- und Nutzungstypen innerhalb des UR ge-

listet. Eine grafische Darstellung ist der Karte 1 zu entnehmen. 
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Tabelle 1:  Biotop- und Nutzungstypen innerhalb des UR 

Kürzel Biotopwert Beschreibung Größe in m² 

ABA 10 Befristete Stilllegung, Fläche selbstbegrünend 30.570 

AI 5 Intensiv genutzter Acker 822.812 

GMA 18 Mesophiles Grünland (sofern nicht 6510) 7.694 

HEX 12 Sonstiger Einzelbaum Punktbiotop 

HEY 9 Sonstiger Einzelstrauch Punktbiotop 

HRC 10 Baumreihe aus überwiegend nichtheimischen Gehölzen 3.312 

URA 14 Ruderalflur, gebildet von ausdauernden Arten 3.256 

VWA 6 Unbefestigter Weg 3.573 

XYK 10 Reinbestand Kiefer 629 

Bei Baumreihen handelt es sich um gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 22 NatSchG LSA, 

sofern sie eine Mindestlänge von 100 Metern aufweisen. Dementsprechend sind die Baumrei-

hen im räumlichen Geltungsbereich nicht nach § 22 NatSchG LSA geschützt. Die Bäume in 

Reihen oder einzeln stehend sowie die Sträucher im räumlichen Geltungsbereich sind gemäß 

der Verordnung zum Schutze des Gehölzbestandes im Landkreis Stendal bei Erfüllung der in 

§ 4 Absatz 1 dieser Verordnung genannten Voraussetzungen als geschützte Landschaftsbe-

standteile erklärt worden. 

Darüber hinaus wurden auf der befristeten Ackerbrachefläche im Norden des Geltungsbe-

reichs zwei nach BArtSchVO besonders geschützte Gefäßpflanzen nachgewiesen. Hierbei 

handelt es sich um die Sand-Strohblume (Helichrysum arenarium L. Moench) und die Gras-

nelke (Armeria elongata). Mit der Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Nutzung werden 

die Vorkommen dieser Arten verschwinden.  

 

4.2 Avifauna 

Im Rahmen der Untersuchungen wurden im UR insgesamt 16 Vogelarten erfasst. Die folgende 

Tabelle 2 gibt die im UR nachgewiesenen Arten, einschließlich ihres Status und Gefährdungs-

grades nach der Roten Liste Deutschlands (RL D) bzw. Sachsen-Anhalts (RL LSA) wieder. 

Alle auftretenden Brutvogelarten, die in der Artenschutzliste des Landes Sachsen-Anhalt 

(SCHULZE et al. 2018) geführt werden, werden mit der konkreten Anzahl ihres erfassten Brut-

bestandes (Anzahl Brut- bzw. Revierpaare) aufgeführt. 

Eine grafische Darstellung der Fundpunkte planungsrelevanter Vogelarten ist der anliegenden 

Karte 2 zu entnehmen. 

Tabelle 2: Übersicht über alle festgestellten Vogelarten einschließlich ihres Status im UR sowie hinsichtlich 
ihrer Gefährdung und ihres Schutzes. 

Name 
Status Anzahl 

RL geschützt 
nach 

BNatSchG 

Arten-
schutz-

liste LSA Deutsch Wissenschaftlich D LSA 

Amsel Turdus merula B q   §  
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Name 
Status Anzahl 

RL geschützt 
nach 

BNatSchG 

Arten-
schutz-

liste LSA Deutsch Wissenschaftlich D LSA 

Buchfink Fringilla coelebs B q   §  

Baumpieper Anthus trivialis B q V V §  

Buntspecht Dendrocopos major B q   §  

Feldlerche Alauda arvensis B 15 3 3 § x 

Gartengrasmücke Sylvia borin B q   §  

Gartenrotschwanz 
Phoenicurus phoeni-
curus 

B q   §  

Goldammer Emberiza citrinella B q   §  

Grauammer Emberiza calandra B 2 V V §§ x 

Heidelerche Lullula arborea B 9 V V §§ x 

Mäusebussard Buteo buteo B 1   §§ x 

Neuntöter Lanius collurio B 2  V § x 

Ortolan Emberiza hortulana B 1 2 3 §§ x 

Steinschmätzer Oenanthe oenanthe B 1 1 2 § x 

Wachtel Coturnix coturnix B q V  §  

Wiesenschafstelze Motacilla flava B 2   § (X) 

 
Erläuterungen zur Tabelle: 
q = qualitative Erfassung 
Status: 
B = Brutvogel NG = Nahrungsgast DZ = Durchzügler, überfliegend   

 
RL D = Rote Liste Deutschland (RYSLAVY et al. 2020) 
V = Vorwarnliste  
3 = gefährdet  

2 = stark gefährdet 
1 = vom Aussterben bedroht 

R = extrem selten 
 

RL LSA = Rote Liste Sachsen-Anhalt (SCHÖNBRODT & SCHULZE 2017) 

V = Vorwarnliste 
3 = gefährdet 

2 = stark gefährdet 
1 = vom Aussterben bedroht 

0 = ausgestorben oder verschollen 
R = extrem selten 

BNatSchG = Bundesnaturschutzgesetz 
§ = besonders geschützte Art §§ = streng geschützte Art 
Artenschutzliste LSA = Art im Anhang II der „Artenschutzliste Sachsen-Anhalt“ (SCHULZE et al. 2018) 
x = Art des Anhangs IÌ (x) = Art des Anhangs II mit vorhandenem Schwellenwert 

 

4.3 Amphibien 

Das Vorkommen von Amphibien kann innerhalb des Geltungsbereichs ausgeschlossen wer-

den, da keine geeigneten Gewässer im Geltungsbereich und seinem unmittelbaren Umfeld 

vorliegen. 

 

4.4 Reptilien 

Im Untersuchungsraum konnten 22 Individuen der Zauneidechse (Lacerta agilis) nachgewie-

sen werden, wovon 17 Nachweise im räumlichen Geltungsbereich erfolgten. 
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Bei der Zauneidechse handelt es sich um eine Art nach Anhang IV der FFH-Richtlinie, die 

demnach gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG streng geschützt ist. Die Art gilt in Sachsen-

Anhalt als gefährdet und steht auf der Vorwarnliste der Roten Liste der Reptilien in Deutsch-

land (ROTE-LISTE-GREMIUM AMPHIBIEN UND REPTILIEN 2020, GROSSE et al. 2019). 
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Stadt Tangermünde 

Investitionen / Liegenschaften 

zu Hd. Herrn Stagneth 

 

Lange Straße 61 

39590 Tangermünde 

 

 

  
 Auskunft erteilt: Herr Ellmer 
  
 Dienstsitz: 
 Arnimer Straße 1-4 
 39576 Hansestadt Stendal 
 Zimmer: 124 
   
 Tel.:  +49 3931 607338 
 Fax:   +49 3931 213060 
 E-Mail:  

kreisplanung@landkreis-stendal.de 
  

   

 
Ihr Zeichen: Unser Zeichen: Datum:  

----------- 63.03 Ell 21.03.2024 

Aktenzeichen: 63/550/2024-00812 eingegangen: 19.02.2024 
   

Vorhaben: Bebauungsplan "Solarpark Freiflächenphotovoltaik Buch" der Einheitsgemeinde Tangermünde OT 

Buch 

Planerisches Ziel ist die Festsetzung eines Sondergebietes mit der Zweckbestimmung PV gemäß § 11 

Abs. 2 BauNVO 

Hier: Beteiligung der Behörden zum Vorentwurf gemäß § 4 Abs. 1 BauGB  

Die Aufstellung erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB 

Größe des Geltungsbereiches ca. 78  ha 

 
Antragsteller: Stadt Tangermünde  39590 Tangermünde Lange Straße 61 
  

  
Lage: Gemarkung Buch, Flur 13, Flurstück 100, Buch, Flur 14, Flurstücke 1, 2, 3, 4, 5/1, 8/1, 9, 10, 11, 13/1, 

14, 15, 16/1, 18, 20/1, 21, 22, 23/1, 25, 26/1, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36/2, 37/2, 38, 40/3, 41/2, 42/2, 43, 

44, 84, 85/1, 87, 88, 90/1, 248, 249/28, 250, 250/28 

 

 

Stellungnahme des Landkreises Stendal gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf des Bebauungs-

planes “Sondergebiet Freiflächenphotovoltaikanlage Buch“ der Ortschaft Buch (Einheitsgemeinde 

Stadt Tangermünde)  

 
Sehr geehrter Herr Stagneth,  

 

aufgrund der Aufforderung mit E-Mail-Beteiligungsschreiben vom 19.02.2024 teile ich Ihnen nach Prüfung des o. a. 

Planvorentwurfes hiermit folgende Hinweise mit:  

 

Bauordnungsamt / Kreisplanung: 
 

Eine kreisplanerische Stellungnahme erfolgt bei der Entwurfsbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 
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Bauordnungsamt / Untere Landesentwicklungsbehörde: 

 

Das o.g. Aufstellungsverfahren ist von dem Punkt 3.3 des Runderlasses des MLV vom 01.11.2018 ausgenommen.  

 

Demnach ist eine Abstimmung mit der obersten Landesentwicklungsbehörde (MID, Ref. 24) erforderlich.  

 

„Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 LEntwG LSA sind Sie verpflichtet, der obersten Landesentwicklungsbehörde (Ministeri-

um für Infrastruktur und Digitales des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24), Ihre raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen möglichst frühzeitig mitzuteilen und die erforderlichen Auskünfte zu geben. Die Feststellung der Ver-

einbarkeit der oben genannten Planung/ Maßnahme mit den Zielen der Raumordnung erfolgt dann durch die gemäß § 

2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA zuständige oberste Landesentwicklungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und 

Digitales des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24) nach § 13 Abs. 2 LEntwG LSA.“  

 

Erfordernisse der Raumordnung:  

Die Feststellung der Vereinbarkeit mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung gemäß dem Landesentwick-

lungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt und dem Regionalen Entwicklungsplan Altmark ist nicht Gegenstand der 

Stellungnahme der unteren Landesentwicklungsbehörde. 

 

Bauordnungsamt / Untere Denkmalschutzbehörde:  

 

Die Stellungnahme ist nicht fristgemäß erfolgt und wird nach Eingang umgehend nachgeliefert. 

 

Umweltamt / Sachgebiet Naturschutz und Forsten:  
 

Untere Naturschutzbehörde: 

 

Die Untere Naturschutzbehörde (UNB) kann dem Bebauungsplanvorentwurf „Solarpark Freiflächenphotovoltaik 

Buch“ nicht zustimmen. Die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,8 und eine ungenügende Untergliederung der bei-

den sehr großen Solarparkteilflächen stehen einer naturverträglichen Gestaltung entgegen. Es besteht zudem Überar-

beitungs- und Ergänzungsbedarf bei der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung und bei den ausgearbeiteten Arten-

schutzmaßnahmen. 

 

Begründung: 

 

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umweltschutzes, ein-

schließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Dabei ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB i. 

V. m. § 2a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkun-

gen des Bebauungsplans ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Der Inhalt des 

Umweltberichts richtet sich nach Anlage 1 BauGB. Ein Umweltbericht liegt zum Vorentwurf des Bebauungsplans 

vor. Das Vorhaben ist aus naturschutzfachlicher Sicht prüffähig. 

 

Zu den einschlägigen naturschutzrechtlichen Schwerpunkten ist folgendes anzumerken: 

 

Eingriffsregelung: 

Das Vorhaben erfüllt den Eingriffstatbestand nach § 14 Abs. 1 BNatSchG. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist 

die Eingriffsregelung gemäß § 18 Abs. 1 BNatSchG abzuhandeln. 

 

Eine Eingriffsfreistellung des Vorhabens nach § 14 Abs. 3 BNatSchG und § 6 NatSchG LSA liegt nicht vor. Als 

Vorhaben im Außenbereich fällt es ebenfalls nicht unter die Eingriffsfreistellung des § 18 Abs. 2 BNatSchG. 

 

Nach § 13 BNatSchG sind Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft VORRANGIG zu vermeiden und zu mi-

nimieren. Der Vorhabenträger ist nach § 15 Abs. 1 BNatSchG verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von 

Natur und Landschaft zu unterlassen. Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind gemäß § 15 Abs. 2 BNatSchG auszu-

gleichen oder zu ersetzen. Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB erfolgt der Ausgleich/ Ersatz durch geeignete Darstel-

lungen und Festsetzungen nach § 9 BauGB als Flächen bzw. Maßnahmen zum Ausgleich. 

 

Im Land Sachsen-Anhalt ist zur Bewertung und Bilanzierung der Eingriffsfolgen sowie der Kompensationsmaßnah-

men ein einheitliches Modell anzuwenden. Die Grundlage hierfür bildet die Richtlinie über die Bewertung und Bi-

lanzierung von Eingriffen im Land Sachsen-Anhalt (Bewertungsmodell LSA). 

 

Das Bewertungsmodell LSA befindet sich derzeit in Überarbeitung. Den UNBs wurde in einer Dienstberatung durch 

die Obere Naturschutzbehörde im Juni 2023 jedoch nachfolgende Entwurfsfassung an die Hand gegeben. Bis zum 

Erlass eines überarbeiteten Bewertungsmodells LSA durch das MWU für PV-Anlagen ist diese Entwurfsfassung 

landeseinheitlich für die Biotop- und Planwerte zu PV-Anlagen als vorläufiger Handlungsvorschlag des LVwA an-



 
 

Seite - 3 - von 13 zum Aktenzeichen : 63/550/2024-00812  21.03.2024 

 

 
 

zusehen. Die UNBs sind an diese Anweisung des LVwA gebunden. Die Entwurfsfassung ist für das Vorhaben an-

zuwenden. Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung ist entsprechend anzupassen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Bei den Biotoptypen mit den Codes BTA und BTB handelt es sich um die Solarpaneele bzw. um die Fläche, die 

direkt senkrecht unter den Paneelen liegt. Gemeint ist die übertraufte Fläche in senkrechter Projektion auf die Gelän-

deoberfläche. Das in den Planunterlagen festgelegte Mindestmaß der Höhe der Photovoltaik-Gestelle über die Ge-

ländeoberfläche von 0,8 m ist hier entscheidend für die Wahl des Biotoptyps mit dem Code BTA. Der Biotoptyp 

BTB wäre erst ab einer Höhe von 1,5 m zu wählen. 

 

Neben der Fläche direkt unterhalb der Solarpaneele bzw. der Modulreihen (BTA/ BTB) wird die Fläche zwischen 

den Modulreihen separat als Biotoptyp BTC bewertet. 

 

Der Biotoptyp „BTE – Solarpaneele, vertikal“ meint den Flächenanteil, der für die tatsächliche Vollversiegelung 

anzurechnen ist. 

 

Ein hoher Anteil der Fläche wird zukünftig direkt von den Modulreihen überschirmt, die Verschattung wirkt noch 

über die Modulreihen hinaus. Das unterstreicht insbesondere die festgelegte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8. Der 

geplante Solarpark weist aufgrund dieser hohen Überprägung keine naturschutzkonforme Gestaltung auf. Eine weite-

re wichtige Information zum Solarpark, nämlich die Ausrichtung der Module (Nord-Süd-Ausrichtung oder Ost-

West-Ausrichtung) wurde in den Vorentwurfsunterlagen gar nicht erst geklärt. 

Bei Ost-West-Ausrichtung auf Grünland ergeben sich besonders hohe anlagebedingte Beeinträchtigungen aus der 

Überdeckung durch die Solarmodule, die zu Verschattungswirkungen unter und zwischen den Modulreihen führt. 

Der Überdeckungsgrad der Fläche ist bei dachprofilartig aufgestellten Ost-West-Anlagen im Vergleich zu Süd-

Anlagen hoch. Laut GÜNNEWIG et al. (2014: 186–187) ist bei Anlagen mit Ost-West-Ausrichtung eine deutlich 

geringere bis keine Vegetationsentwicklung unter den Modultischen zu verzeichnen. Auch weisen Ost-West-

Anlagen aufgrund der veränderten Beregnungsverhältnisse eine erhöhte Trockenheit unter den großen Modulflächen 

und eine Bodenrinnenbildung durch Wasserableitung auf (GÜNNEWIG et al. 2014: 186–187). 

 

Bei Anwendung der Entwurfsfassung zum Bewertungsmodell LSA würde sich aufgrund der Bewertung der Solarpa-

neelfläche (BTA und BTD) und der Fläche zwischen den Modulreihen (BTC) rein rechnerisch ein Kompensations-

defizit ergeben. Nach Pkt. 3.2.3 des Bewertungsmodells LSA kann jedoch eine verbal-argumentative Zusatzbewer-

tung in bisher nicht geregelten Konstellationen, beispielsweise Aufwertung von Grünland bzw. hier Ruderalflur im 

Biotoptyp BTC, erfolgen. 

Die Entwicklung der Zielbiotope hängt ab von den standörtlichen Gegebenheiten, den Einflüssen der baulichen An-

lage sowie der erforderlichen Unterhaltung der Fläche. Ein positiver Einfluss der Umwandlung von Intensivacker in 

ein extensiv bewirtschaftetes Biotop bzw. eine Ruderalflur auf die Artenvielfalt und Biodiversität setzt eine entspre-

chende Gestaltung des Solarparks voraus. Maßgebend sind ausreichend breit gewählte Abstände der Modulreihen 

und Abstände von Boden und der Unterkante der Module. Laut einer BNE-Studie (2019) sind zur Entwicklung eines 

artenreicheren Solarparks mindestens 3 m breite unverschattete Bereiche zwischen den Modulreihen erforderlich. 

Die Berechnung erfolgt nach Hauke Nissen „Berechnung des besonnten Streifens“ für den Zeitraum 15. April bis 28. 

August.“ In den Vorentwurfsunterlagen fehlen Angaben zur Breite der Reihenabstände der Modulreihen.  

Die Einplanung von ausreichend breit gewählten Reihenabständen für alle Modulreihen könnte das o. a. Defizit 

durch die verbal-argumentative Zusatzbewertung nach Punkt 3.2.3 des Bewertungsmodells LSA ausgleichen. Auf-

grund der festgelegten GRZ ist jedoch von sehr geringen Modulreihenabständen auszugehen und daher Punkt 3.2.3 

des Bewertungsmodells LSA nicht anwendbar. 
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Der Verzicht auf eine Ansaat („Vegetation durch Selbstbegrünung (natürlicher Sukzession)“ siehe Umweltbericht, 

Kapitel 5.2.2) spricht ebenfalls nicht für eine naturverträgliche Entwicklung und Gestaltung der Anlage. Auf einem 

über Jahrzehnte intensiv bewirtschafteten Acker ist kein ausreichendes Samenpotenzial für die Entwicklung einer 

Pflanzendecke unter und zwischen den Modulen mehr vorhanden. Ohne Ansaat mit einer geeigneten artenreichen 

Blühmischung wird kein Lebensraum entstehen, der den Bodenbrütern die ausreichende Deckung verschafft. 

 

Der Solarpark wird im Bereich der vorhandenen Feldwege von Sichtschutzpflanzungen eingefasst. Auch wenn die 

genaue Position der Zufahrt noch nicht geklärt ist, muss daher die Fläche für die Zufahrt(en) aus dem Flächenanteil 

für die Sichtschutzpflanzung herausgerechnet werden. Ist das erfolgt? 

 

Hinweis: Im Umweltbericht, Kapitel 3.1.5 wird angegeben, dass auch die Zuwegungen vollversiegelt werden sollen. 

Hier ist eine Teilversiegelung zu bevorzugen. 

 

Die Angaben zu den Biotop- und Nutzungstypen im Umweltbericht, Kapitel 2.1.1, Tabelle 2 weichen in Bezug auf 

die aufgelisteten Biotope und auch in Bezug auf die jeweiligen Flächenanteile an der Vorhabenfläche stark von den 

Angaben in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz im Umweltbericht, Kapitel 5.2.1, Tabelle 7 ab. 

Abweichungen in den Flächenangaben sind auch zwischen Flächenbilanz (Begründung zum B-Plan, Kapitel 9) und 

Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung festzustellen. Zur Waldfläche liegt eine Differenz von 8.568 m2 vor. Die Flächen-

angaben zur Verkehrsfläche bzw. den unbefestigten Weg weichen ebenfalls deutlich (Differenz 833 m2) voneinander 

ab. 

 

Die Flächenangabe zum Reinbestand Kiefer in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung ist nicht nachvollziehbar. Die 

UNB hat eine Waldfläche von mindestens 35.000 m2 im Geltungsbereich des B-Plans gemessen. 

Das mesophile Grünland ist in der Darstellung in Karte 1 gar nicht erkennbar. Es fehlt hier eine Darstellung zur Ver-

ortung des Biotops. 

 

Die Einschätzung der Landschaftsbildbeeinträchtigung ist notwendiger Bestandteil der Eingriffs-Ausgleichs-

Bilanzierung. Sie ist im Umweltbericht, Kapitel 5.2.2 enthalten. Den Ausführungen wird seitens der UNB gefolgt 

und die Sichtschutzpflanzung A01 wird befürwortet. 

 

Folgenden Hinweis möchte ich zum Umweltbericht, Kapitel 3.4 geben: Bei der Betrachtung der Kumulierung wurde 

nur auf weit entfernte Solarparkvorhaben in den Gemarkungen Hämerten und Miltern eingegangen. In den Gemar-

kungen Buch und Weißewarte sind der UNB jedoch Solarparkvorhaben in unmittelbarer Nachbarschaft zum geplan-

ten Solarpark Buch bekannt. Umfang und Lage dieser Solarparkprojekte sind nachfolgender Abbildung zu entneh-

men. 

 

 
Abb.: Lage Bebauungsplan „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaikanlage Buch“ zu weiteren Solarparkprojekten (gelbe Flächen) 
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Es handelt sich um ein Solarparkvorhaben in der Gemarkung Buch, Flur 1 mit einer Größe von ca. 20 ha, dessen 

Verfahrensstand unbekannt ist, und um den direkt südlich angrenzenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Solar-

park Weißewarte" der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte mit einer geplanten Größe von 56,3 ha. 

 

Für die Pflanzmaßnahmen fehlt in der Satzung eine Regelung zum Umsetzungszeitpunkt. Die Maßnahmen sind spä-

testens in der Pflanzperiode nach Fertigstellung der Baumaßnahmen abzuschließen und der Unteren Naturschutzbe-

hörde anzuzeigen und sie ist an der Abnahme zu beteiligen. Die Frist für die Fertigstellung der Kompensationsmaß-

nahmen findet ihre rechtliche Grundlage in § 15 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG und soll die tatsächliche Umsetzung si-

cherstellen. Eine zeitliche Kopplung der Herstellungsfrist an den Baufortschritt genügt den naturschutzrechtlichen 

Ansprüchen an eine zeitnah zum Eingriff durchgeführte Kompensation. 

Nach § 17 Abs. 7 ist die zuständige Genehmigungsbehörde für die Prüfung der frist- und sachgerechten Durchfüh-

rung der Vermeidungs- sowie der festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich der erforderlichen 

Unterhaltungsmaßnahmen verantwortlich. Bei Bebauungsplänen ist dies die Gemeinde. Sie kann die Pflanzverpflich-

tungen inklusive der Verpflichtung zu Pflege und Erhalt durch vertragliche Regelungen an die Bauherren bzw. die 

Investoren weitergeben. Entsprechend der Benehmensregelung nach § 17 Abs. 1 BNatSchG ist die Naturschutzbe-

hörde bei der Prüfung der frist- und sachgerechten Durchführung der Maßnahmen mit einzubeziehen. Die UNB ist 

verpflichtet, die Grünmaßnahmen als Kompensationsmaßnahmen in einem Verzeichnis zu führen (§ 17 Abs. 6 

BNatSchG). Daher hat die Gemeinde bzw. bei o. g. vertraglichen Vereinbarungen der Bauherr den Vollzug der 

Pflanzung an die UNB zu melden, damit diese ihrer Verpflichtung nachkommen kann. 

 

Die im Satzungsvorentwurf getroffenen Festlegungen zur Artenauswahl, zum Herkunftsgebiet, den Pflanzqualitäten 

und dem Pflanzschema entsprechen den Anforderungen an eine naturnahe Gehölzpflanzung zur Eingriffskompensa-

tion. Das Herkunftsgebiet wurde korrekt bestimmt. 

Zwischen Hecke und Baugrenze ist noch ein mindestens 3 m-breiter Saum ab Taufbereich der Gehölze zusätzlich zur 

festgelegten Pflanzbreite einzuplanen. Der Saum ist erforderlich, um späteren Konflikten mit der baulichen Anlage 

vorzubeugen. Dieser Bereich ist vor Bebauung freizuhalten. Die Baugrenzen sind daher im Bereich der Pflanzmaß-

nahme A01 anzupassen. 

 

Die Umzäunung des Solarparks wird Klein- und Mittelsäugern einen Zugang zur Fläche ermöglichen. Ferner soll 

alternativ zur Mahd der Fläche auch eine Beweidung dieser möglich sein. In der Begründung zum B-Plan, Kapi-

tel 4.3. wurde zudem empfohlen, die Gehölzpflanzung außerhalb dieser Zäunung anzulegen. Um die Gehölzpflan-

zungen vor Wild- und Nutztierverbiss zu schützen, sind daher noch separate Schutzvorkehrungen zu treffen. 

 

Die 5-jährige Gewährleistungsfrist (1 Jahr Fertigstellungspflege, 4 Jahre Entwicklungspflege) und die Prämisse eines 

dauerhaften Erhalts bzw. der Pflege der Grünmaßnahmen haben Eingang in die Planunterlagen gefunden. Die Er-

mächtigung zur Festschreibung der Unterhaltungspflicht und des Unterhaltungszeitraumes ergibt sich aus § 15 Abs. 

4 BNatSchG. 

 

Zum Waldrand wurde ein Abstand der baulichen Anlage in verschiedenen Breiten eingeplant. In diesem Bereich 

können sich Natur und Landschaft gemäß § 1 Abs. 1 BNatSchG angemessen entwickeln. Dem Vermeidungs- und 

Minimierungsgrundsatz gemäß § 13 BNatSchG wird so ebenfalls Rechnung getragen. Die Breite des Abstandes 

sollte sich - anstelle der jeweiligen Eigentumsverhältnisse zu den Nachbarflurstücken – an dem Zweck, das mit dem 

Einhalten des Abstandes verfolgt wird, orientieren. Insbesondere richtet sich die Breite des Abstands zwischen Wald 

und Baugrenze nach den brandschutzrechtlichen Erfordernissen und der Länge der Bäume, die bei Windbruch Scha-

den an der baulichen Anlage verursachen können, wenn der Abstand zu gering gewählt wurde. 

 

Schutzgebiete, Schutzobjekte und Gehölzschutz: 

Die Vorhabenfläche ist nicht direkt Bestandteil eines naturschutzrechtlichen Schutzgebietes, grenzt jedoch unmittel-

bar an das Landschaftsschutzgebiet „Tanger-Elbeniederung“ und das Biosphärenreservat „Mittelelbe“ an. 

 

Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG und § 22 NatSchG LSA sind im Geltungsbereich des B-Plans 

nicht vorhanden. Die Vorhabenfläche umfasst jedoch Baumreihen, die nach § 21 NatSchG LSA geschützt sind. Die 

Beseitigung dieser Schutzobjekte sowie alle Handlungen, die zu deren Zerstörung, Beschädigung oder nachteiligen 

Veränderungen führen können, sind gemäß § 21 Abs. 1 Satz 2 NatSchG LSA verboten. 

Der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im Umweltbericht, Kapitel 5.2.1, Tabelle 7 ist der Erhalt der Baumreihen zu 

entnehmen. 

Hinweis: Im Umweltbericht wird mit § 22 NatSchG LSA für die geschützten Baumreihen nicht die korrekte Rechts-

grundlage angegeben. Korrekt ist § 21 NatSchG LSA. 

 

Im räumlichen Geltungsbereich des B-Plans sind ferner Gehölze vorhanden, die gemäß § 4 Abs. 1 der Verordnung 

zum Schutze des Gehölzbestandes im Landkreis Stendal als geschützte Landschaftsbestandteile geschützt sind. 

Eine Entnahme von Gehölzen ist nach bisherigem Planungsstand zwar nicht vorgesehen, wird jedoch auch nicht 

kategorisch ausgeschlossen. 
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Eine Gehölzentnahme wird im Rahmen der Planungen seitens der UNB strikt abgelehnt. Der Solarpark hat sich den 

Gegebenheiten der Vorhabenfläche im Sinne einer naturschutzkonformen Anlagegestaltung anzupassen. Es gilt fer-

ner, den Vermeidungsgrundsatz gemäß § 13 BNatSchG einzuhalten. 

 

Der Schutz von Biotopen und Gehölzen vor Beeinträchtigungen ist insbesondere während der Bauphase, aber auch 

später im Betrieb, sicherzustellen. Daher ist die Vermeidungsmaßnahme V03 wie folgt zu ergänzen: Die Gehölzbe-

stände, insbesondere die im Geltungsbereich des B-Plans vorhandenen geschützten Baumreihen und die Schutzob-

jekte der Gehölzschutzverordnung, sind vor Beeinträchtigungen aller Art zu schützen. Die Bestimmungen der DIN 

18920 und der RAS-LP4 Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von 

Bäumen, Vegetationsflächen und Tieren bei Baumaßnahmen sind bzgl. der Festlegungen zum Gehölzschutz bei 

Bauarbeiten umfassend einzuhalten. 

 

Für die Bestandsgehölze ist ebenfalls ein mindestens 3 m breiter Saum ab Taufbereich der Gehölze einzuplanen bzw. 

sicherzustellen. Der Saum ist erforderlich, um späteren Konflikten mit der baulichen Anlage vorzubeugen. Dieser 

Bereich ist von Bebauung freizuhalten. Die Baugrenzen sind daher im Bereich der Gehölze ggfs. noch anzupassen. 

 

Artenschutz: 

Für das Vorhaben wurden die erforderlichen Untersuchungen durchgeführt und nachvollziehbar im Umweltbericht 

dargestellt und ausgewertet. Die Belange des allgemeinen und besonderen Artenschutzes nach §§ 39 und 44 

BNatSchG wurden ausreichend abgearbeitet. Die abgeleiteten Artenschutzmaßnahmen wurden als Vermeidungs-

maßnahmen und vorgezogene Kompensationsmaßnahmen übersichtlich und verbindlich in den textlichen Festset-

zungen der Satzung zum B-Plan aufgenommen. 

 

Die Maßnahme V05 ist im Umweltbericht widersprüchlich beschrieben. In den textlichen Festsetzungen direkt im 

Satzungsvorentwurf zielt sie auf eine zeitliche Beschränkung zur Baufeldfreimachung ab. Bei der stringenten Abar-

beitung der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG nimmt die Maßnahme V05 bei der Feldlerche, der Heidelerche 

und dem Ortolan jedoch Bezug auf eine generelle Bauzeitenbeschränkung aller Baumaßnahmen, also eine Beschrän-

kung noch über die Baufeldfreimachung hinaus. Die Rede ist von der strikten Einhaltung einer die Brutzeit der drei 

Arten umfassenden Bauzeitenbeschränkung. Jegliches Arbeiten innerhalb der Brutzeit wurde hier kategorisch ausge-

schlossen. Die widersprüchlichen Angaben bei V05 sind daher wie folgt zu bereinigen: Baumaßnahmen können 

bei einer derart großen Vorhabenfläche von 78 ha innerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit der Feldlerche, der 

Heidelerche und des Ortolans nicht vorgenommen werden. Die umliegenden Flächen bieten nicht genug Platz, 

um für den Bauzeitraum weitere 11 Feldlerchenpaare und 5 Heidelerchenpaare aufzunehmen. Zum einen sind in der 

näheren Umgebung vor allem großflächige Waldkomplexe und weniger Ackerflächen vorhanden. Zum anderen 

werden die wenigen umliegenden Acker- und Grünlandflächen bereits besetzt sein, sodass aufgrund des Revierver-

haltens der Art die Kapazitäten dieser Flächen bereits ausgelastet sind. Die Erhaltung der ökologischen Funktion der 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätte im räumlichen Zusammenhang ist hier nicht gegeben. 

Es ist ggfs. eine abschnittsweise Bauausführung in der Brut- und Aufzuchtzeit denkbar, wenn die Baufeldfreima-

chung vor der Brutsaison beginnt und ein Vorkommen von brütenden Vögeln im Rahmen einer ökologischen Bau-

begleitung ausgeschlossen wird. Die Bauabschnitte wären dann mit der UNB abzustimmen. Ferner sind dann Maß-

nahmen für den Fall einer längeren Unterbrechung der Bautätigkeiten zu ergreifen, insbesondere für den Fall, wenn 

zwischen Baufeldfreimachung und Beginn der Baumaßnahmen eine Unterbrechung stattfindet. Eine Unterbrechung 

der Bauzeit darf höchstens 10 Tage betragen. In Abstimmung mit der UNB sind ggf. Vergrämungsmaßnahmen, wie 

das Stellen von Flatterbändern, zu ergreifen. 

 

Die Anlage von Brachestreifen (Maßnahme ACEF01) ist eine geeignete Maßnahme für die Feldlerche. Allerdings 

wurde die konkrete Lage der Maßnahme nicht angegeben bzw. festgelegt, sodass hier eine abschließende Prüfung 

nicht erfolgen konnte. Es wird zudem grundsätzlich eine Anlagengestaltung zum Halten der Feldlerche auf der Vor-

habenfläche der externen Maßnahme vorgezogen. 

In der verbal-argumentativen Zusatzbewertung im Umweltbericht, Kapitel 5.2.2 wird für die Vorhabenfläche bei 

Umsetzung des Solarparkprojektes eine Erhöhung der Artenvielfalt prognostiziert. Die Bewahrheitung dieser Prog-

nose hängt jedoch wesentlich von einer naturverträglichen Anlagengestaltung ab. Nur bei ausreichend breit gewähl-

ten Reihenabständen und bei ausreichendem Abstand zwischen den Modulen und dem Erdboden können positive 

Effekte, wie eine Nutzungs-Extensivierung, die technische Überprägung der Fläche zu einem gewissen Anteil auf-

wiegen. Es gibt eine Beschlussfassung des Bauernverbandes Sachsen-Anhalt e. V., in der ein zusätzlicher Verbrauch 

von landwirtschaftlich genutzten Flächen für die Herstellung der erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

abgelehnt wird. Mit dieser Positionierung des Verbandes wird deutlich, dass ein Erfordernis solcher Kompensati-

onsmaßnahmen anerkannt wird, die Maßnahmen jedoch in erster Linie innerhalb des Solarparks durch seine natur-

verträgliche Gestaltung umzusetzen sind. Wird der Solarpark entsprechend naturverträglich gestaltet, zum Beispiel 

durch ausreichend breite Modulzwischenreihen oder durch Einrichtung von breiten, unbebauten Korridoren als 

Funktionsflächen für den Naturschutz, geht der Standort für die dort ansässigen Arten nicht verloren. Untersuchun-

gen an Solaranlagen ergaben, dass vor allem die Modulreihen-Abstände entscheidend für ein Halten der Feldlerche 

an Standorten mit großflächigen Solaranlagen sind. Diese sollten nach den Ergebnissen von TRÖLTZSCH & NEU-

LING (2013) bei mind. 6 m liegen. Damit würde sich die Anlage von externen Maßnahmeflächen, wie Brachestrei-
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fen im Falle der Feldlerche, erübrigen bzw. diese Maßnahmen würden in den Solarpark integriert, was der o. g. For-

derung des Bauernverbandes Genüge tut. Zudem sieht auch das Bundesnaturschutzgesetz in § 15 Abs. 3 vor, dass 

land- und forstwirtschaftliche Flächen für Kompensationsmaßnahmen möglichst nicht aus der Nutzung genommen 

werden sollen. Bisher weist der Solarpark nicht die notwendigen Gestaltungselemente zum Halten der Feldlerche auf 

der Vorhabenfläche auf. 

 

Das für die Maßnahme ACEF01: Anlage von Brachestreifen vorgesehene 2-jährige Monitoring zum Beleg des Maß-

nahmenerfolges wird befürwortet. Die Kontrolle ist durch ein Planungsbüro durchzuführen. Es ist jährlich ein Moni-

toringbericht zu erstellen und der UNB zur Prüfung vorzulegen. 

 

Eine Ansiedlung des Ortolans innerhalb der Solarparkfläche wurde aufgrund der dann dort nicht mehr geeigneten 

Habitatbedingungen ausgeschlossen. Daher wurde Maßnahme ACEF02 konzipiert. Auch für diese Maßnahme fehlt 

noch eine konkrete Verortung. Zudem wird grundsätzlich eine Anlagengestaltung zum Halten des Ortolans auf der 

Vorhabenfläche der externen Maßnahme vorgezogen bzw. die Integration der Maßnahme in den Solarpark gefordert. 

 

Der Neuntöter wurde mit zwei Brutpaaren im UR nachgewiesen. Die Art brütet am Rand des räumlichen Geltungs-

bereiches in Gebüschen entlang eines landwirtschaftlichen Weges. Da im Bereich der erfassten Brutstandorte die 

nördliche Zuwegung verläuft, wird der Verbotstatbestand der Störung und ggfs. sogar Tötung insbesondere während 

der Bauphase berührt. Die Baufahrzeuge werden auf dem Feldweg direkt entlang der Gebüsche fahren. Eine Fre-

quentierung dieses Weges während der Brut- und Aufzucht ist daher problematisch. Dies wurde jedoch bisher nicht 

erkannt. Die Ausführungen unter Punkt Konfliktpotenzial (Umweltbericht, Seite 13) sind dahingehend unvollständig. 

 

Die Maßnahme V10 zum Schutz der Zauneidechse wird befürwortet. Die Anlage von bauzeitlichen Reptilienschutz-

einrichtungen ist geeignet, ein Einwandern der Art in das Baufeld zu verhindern. Allerdings sind einige Funde der 

Zauneidechse am Feldweg, der im B-Plan als Verkehrsfläche dargestellt ist, gelungen. Dieser Weg, der zum einen 

die nördliche Geltungsbereichsgrenze bildet und zum anderen den Solarpark in eine östliche und eine westliche Teil-

fläche gliedert, wird daher insbesondere in der Bauphase befahren. Es kann in der Bauphase zu Tötungen kommen. 

Wie bzw. wo soll hier ein Reptilienschutzzaun aufgestellt werden? Es bedarf der näheren Erläuterung. 

 

Querungshilfen für Großsäuger sind ab einer Anlagenlänge von 500 m erforderlich. Der Solarpark weist von Nord 

nach Süd eine Länge von über 800 m auf. Das bedeutet, dass ein Zaun entlang der gesamten Waldkante an der östli-

chen Geltungsbereichsgrenze verläuft. Um den Wildwechsel hier nicht völlig zu unterbrechen, ist mindestens eine 

Querungshilfe von Ost nach West einzuplanen. 

 

Untere Forstbehörde: 

 

Von dem Vorhaben ist Wald gemäß § 2 Landeswaldgesetz Sachsen-Anhalt (LWaldG) direkt betroffen. Forstrechtli-

che Belange sind daher zu berücksichtigen.  

 

Gemäß Unterlagen bleibt der Wald im Geltungsbereich erhalten und ist im B-Plan als Fläche für Wald gemäß § 9 

Abs. 1 Nr. 18 BauGB festgesetzt. 

Wald im Sinne des LWaldG besteht unabhängig von Angaben im Grundbuch oder anderen Verzeichnissen. Im Gel-

tungsbereich des B-Plans stocken nach Luftbildvermessung rund 2,87 Hektar Wald, hinzu kommt ein Waldweg mit 

1300 m³. Damit liegt die Waldfläche gemäß § 2 LWaldG bei 3,0 Hektar.  

 

Die Angaben zu der Waldfläche sind in der Begründung zum Vorentwurf und im Umweltbericht zu korrigieren.  

In der Begründung zum Vorentwurf wird nicht ausreichend auf die Festlegungen des Regionalentwicklungsplans 

Altmark (REP Altmark 2005) eingegangen. Der Geltungsbereich des B-Plans liegt in einem Vorbehaltsgebiet für 

Erstaufforstungen. Die Festlegung eines Sondergebietes mit der Zweckbestimmung PV gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO 

ist hiermit nicht vereinbar.  

 

In der Begründung ist auf das vorliegende Vorbehaltsgebiet für Erstaufforstungen (11. Grieben - Weißewarte) gemäß 

REP Altmark 2005 einzugehen und das überwiegende Interesse einer Nutzung durch Photovoltaik gegenüber einer 

Erstaufforstung ausführlich zu begründen.  

 

Hinweise: 

 

1. Der Waldbrandvorbeugung ist durch geeignete Brandschutzmaßnahmen nachzukommen. Das Landeszentrum 

Wald, hier das Betreuungsforstamt Letzlingen, ist gemäß § 17 LWaldG i.V.m. der Waldbrandschutzverordnung 

(WaldBrSchV ST ) Träger öffentlicher Belange für den Waldbrandschutz und sollte dahingehend beteiligt werden. 

Es wird empfohlen, zwischen baulicher Anlage und Wald eine Baumlänge Abstand einzuhalten. In Anlehnung des-

sen wird ein Abstand von circa 30 m zum angrenzenden Wald angeraten.  
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2. Gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 LWaldG ist Wild untrennbarer Bestandteil des Waldes. An der östlichen Grenze des 

Geltungsbereichs ist die Barrierewirkung für große Wildtiere durch die geplante Zäunung auf einer Länge von 800 m 

sehr groß. Eine Beeinträchtigung der Schutzfunktion des Waldes nach § 1 Nr. 1 LWaldG kann nicht ausgeschlossen 

werden. Entsprechend des Positionspapieres des Deutschen Jagdverbandes wird ein weiterer Wildkorridor in Ost-

West-Richtung mit einer Breite von ca. 50 m empfohlen.  

 

3. Ist im Rahmen des Vorhabens der Neu- bzw. Ausbau von Waldwegen geplant, ist hierzu eine Genehmigung nach 

§ 11 LWaldG bei der unteren Forstbehörde des Landkreises Stendal zu beantragen. Im Weiteren wird geprüft, ob es 

sich um eine Waldumwandlung handelt, wenn die Wege in einem Zustand ausgebaut werden, der für eine reguläre 

Erschließung des Waldes nicht notwendig ist, sondern primär der Erschließung der Photovoltaikanlagen dient.  

 

4. Für Aufgaben zum Sperren der freien Landschaft sind nach § 32 Absatz 1 Satz 2 LWaldG die Gemeinden zustän-

dig. Sperrvorrichtung dürfen eine ordnungsgemäße Waldbewirtschaftung des Waldes nicht negativ beeinflussen.  

 

Begründung: 

  

Im Geltungsbereich stockt Wald nach § 2 LWaldG. Forstrechtliche Belange sind daher zu berücksichtigen. 

 

Gemäß § 2 Abs. 1 LWaldG handelt es sich bei Wald im Sinne des Gesetzes um jede mit Waldbäumen bestockte 

Grundfläche. Daraus wird deutlich, dass ausschließlich die tatsächlichen Gegebenheiten maßgeblich sind und nicht 

Angaben zu Flächenanteilen in Grundbuch oder anderen Verzeichnissen.  

 

Gemäß Kapitel 5.6. Vorbehaltsgebiete des REP Altmark 2005 ergänzen Vorbehaltsgebiete die Vorranggebiete um 

noch nicht endgültig abgewogene Zielsetzungen. Im Folgenden heißt es:  

 

Bei der Abwägung konkurrierender Nutzungsansprüche ist der festgelegten Vorbehaltsfunktion ein besonderes Ge-

wicht beizumessen. Werden im Rahmen von Bauleitplanungen und Fachplanungen Abwägungen zwischen Nut-

zungskonflikten durchgeführt, muss der Planungsträger verdeutlichen, dass er dem festgelegten Vorbehalt einen 

besonderen Stellenwert beigemessen hat. Damit wird über das Ergebnis der Abwägung aber keine präjudizierende 

Aussage getroffen. 

 

Umweltamt / Sachgebiet Immissionsschutz: 

 

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB unter anderem die Belange des Umwelt-

schutzes und somit auch des Immissionsschutzes zu berücksichtigen.  

Gemäß § 3 Abs. 1 BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer 

geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nach-

barschaft herbeizuführen.  

Wohngebiete, Erholungsgrundstücke, aber auch Aufenthaltsräume, Büroräume u.a. in Industrie- und Gewerbegebie-

ten sind schutzwürdig und dürfen nicht beeinträchtigt werden. Weiterhin müssen Blendwirkungen für Verkehrsberei-

che (Straßen, Bahn, Luftverkehr) weitestgehend ausgeschlossen werden können.  

Mit den „Hinweisen zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen“ der 

Bund/Länderarbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) wurde eine Richtlinie zur Beurteilung der Wirkungen 

von Lichtimmissionen auf den Menschen zur Konkretisierung des Begriffs "schädliche Umwelteinwirkung" im Sin-

ne des BImSchG zur Verfügung gestellt.  

Freiflächensolaranlagen erzeugen Emissionen durch Reflexionen und Blendung.  

Die nächsten Wohnbebauungen befinden sich in einer Entfernung von ca. 1.100 m in westlicher Richtung (Ortslage 

Weißewarte) und ca. 1.400 m in östlicher Richtung (Ortslage Jerchel). Aufgrund der relativ großen Entfernung der 

beiden Ortslagen zum Plangebiet lässt sich eine Beeinträchtigung durch Blendwirkung weitestgehend ausschließen.  

Das Plangebiet schließt in südlicher Lage unmittelbar an einen in West-Ost-Richtung verlaufenden landwirtschaftli-

chen Verbindungsweg zwischen den Ortsteilen Weißewarte und Jerchel. Weitere relevante Verkehrswege befinden 

sich nicht im näheren Umfeld des Vorhabengebietes. 

Der vorliegende Vorentwurf zum Bebauungsplan (Stand: Februar 2024) enthält keine Aussagen bezüglich eventuel-

ler optischer Beeinträchtigungen des o.g. genannten Verbindungsweges. Es ist im Weiteren zumindest textlich darzu-

legen, dass eine Gefährdung durch Blendung durch direkte Reflexion der Sonnenstrahlen an den Modulflächen der 

PV-Freiflächenanlage für die genannte Verkehrsanlage auszuschließen ist. Anderenfalls sind zur Vermeidung der 

Blendwirkung durch die geplante PV-Freiflächenanlage geeignete Blendschutzmaßnahmen vorzusehen. 
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weitere Hinweise:  

1. Solar- bzw. Photovoltaikanlagen sind nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) nicht genehmi-

gungsbedürftige Anlagen.  

Die Betreiber immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftiger Anlagen unterliegen den sich aus § 22 

BImSchG ergebenden Pflichten:  

Im Sinne dieses Gesetzes sind die Anlagen so zu betreiben, dass:  

 schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind,  

 nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß be-

schränkt werden,  

 die beim Betrieb der Anlagen entstehenden Abfälle ordnungsgemäß beseitigt werden können.  

2. Zur Berücksichtigung der Belange des Immissionsschutzes und der Anlagensicherheit, die nicht in der Zustän-

digkeit des Landkreises liegen, wird eine Beteiligung des 

Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt,  

Referat 402 – Immissionsschutz 

Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale). 

empfohlen. 

3. Bei der Errichtung der PV-Anlage gelten weiterhin die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Schutz gegen 

Baulärm (AVV Baulärm).  

Umweltamt / Wasserwirtschaft und Düngung: 

 

Aus Sicht der unteren Wasserbehörde, Landkreis Stendal, bestehen grundsätzlich keine Einwände gegen die 

Ausweisung des B-Planes „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik Buch“. Die nachfolgenden Hinweise zu den 

einzelnen wasserrechtlichen Belange müssen bei der weiteren Bearbeitung der Begründung (Entwurfsfassung) 

berücksichtigt werden: 

 

Grundwasser 

Die Geschütztheit des Grundwassers am Vorhabenstandort ist laut Datenportal des gewässerkundli-chen 

Landesdienstes im Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft (LHW) für den gesamten B-Palan-

Bereich als „sehr gering“ bewertet. Der mittlere Grundwasserflurabstand beträgt im östlichen Bereich des 

Plangebietes weniger als 2 m und vergrößert sich nach Westen hin auf über 2 m unterhalb der Geländeoberkante. 

Eine über die östliche Teilfläche verlaufende und erfasste Grundwasserisohypse liegt bei ca. 34 m NHN. Die 

natürlichen Geländehöhen im Plangebiet liegen gem. topographischer Karte zwischen 36 und 37 m. Das 

Grundwasser ist dementsprechend vor schädlichen Veränderungen umfangreich zu schützen. 

 

Oberflächengewässer 

Innerhalb des geplanten Sondergebietes oder daran angrenzend verlaufen keine Gewässer erster oder zweiter 

Ordnung. Dies ist im Vorentwurf auch so angegeben. Daher ergeben sich keine diesbezüglichen wasserrechtlichen 

Anforderungen oder Hinweise. 

 

Überschwemmungsgebiete, Trinkwasserschutzgebiete  

Wie korrekt im Umweltbericht angegeben, befindet sich der räumliche Geltungsbereich außerhalb von nach § 76 (2) 

und (3) Wasserhaushaltsgesetz (WHG) oder § 99 (1) des Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) 

festgesetzten oder vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebieten sowie außerhalb von 

Trinkwasserschutzgebieten nach § 51 WHG. Hochwasserschutzanlagen (Deiche) werden durch die Ausweisung des 

Sondergebietes nicht berührt.  

 

Hochwasserrisikogebiete 

Der räumliche Geltungsbereich „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik Buch“ befindet sich zum überwiegenden Teil 

im Hochwasserrisikogebiet der Elbe. Gem. Hochwassergefahren- und Risikokarten des Landesbetriebes für Hoch-

wasserschutz und Wasserwirtschaft (LHW) Sachsen-Anhalt können in dem geplanten Sondergebiet bei Hochwasser-

ereignissen mit niedriger Wahrscheinlichkeit (200jährliches Hochwasser HQ200) bzw. Extremereignissen Über-

schwemmungen nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. Für ein derartiges Extremszenario sind in der 

Gefahrenkarte die Flächen dargestellt, die bei einem Abfluss HQ200 überschwemmt werden, wenn keine 

Hochwasserschutzanlagen (Deiche) vorhanden wären, oder diese infolge des Extremereignisses total versagen 

würden. Die Darstellung findet sich im Internet unter dem Link:  http://www.geofachdatenserver.de/de/lhw-

hochwassergefahrenkarten.html 

 

http://www.geofachdatenserver.de/de/lhw-hochwassergefahrenkarten.html
http://www.geofachdatenserver.de/de/lhw-hochwassergefahrenkarten.html
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Bei der Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich sowie bei der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von 

Bauleitplänen für nach § 30 Abs. 1 und 2 oder nach § 34 des Baugesetzbuches zu beurteilende Gebiete sind gem. § 

78b (1) Nr. 1 WHG insbesondere der Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher 

Sachschäden in der Abwägung öffentlicher und privater Belange (nach § 1 Absatz 7 BauGB) zu berücksichtigen. 

Durch Darstellung eines Risikogebietes gem. § 9 (1) Nr. 16 c BauGB muss für Bauherren erkennbar sein, dass sich 

für bauliche Anlagen im Risikogebiet erhöhte Anforderungen ergeben können, die der Vermeidung oder 

Verringerung von Hochwasserschäden an den Sachwerten dienen. Risikogebiete sollen gem. § 9 (6a) BauGB im 

Bebauungsplan vermerkt werden.  

 

In der Planzeichnung ist das Hochwasserrisikogebiet dargestellt und wird in der Planzeichenerklärung wie folgt 

bezeichnet: „Grenze des bei Extremereignissen (HQ200) überschwemmungsgefährdeten Gebietes“. 

Entsprechend der Bezeichnung des Landesbetriebes für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft (LHW) 

sollte die Formulierung in der Planzeichenerklärung wie folgt geändert werden: „Grenze des bei Hochwasser 

mit niedriger Wahrscheinlichkeit (200-jährliches Ereignis bzw. Extremereignis – HQ200/ HQextrem) 

überschwemmungsgefährdeten Gebietes“. 

 

In der Begründung mit Umweltbericht (Vorentwurf) ist die Lage des räumlichen Geltungsbereiches im 

Hochwasserrisikogebiet HQ200/HQextrem textlich erfasst. Weitere Aussagen und Erläuterungen dazu erfolgen 

jedoch nicht. Entsprechend § 78b (1) Nr. 1 WHG sind in der zu erarbeitenden Begründung (Entwurfsfassung) 

Aussagen zum Schutz von Leben und Gesundheit und zur Vermeidung erheblicher Sachschäden in der 

Abwägung öffentlicher und privater Belange (nach § 1 Absatz 7 BauGB) für das Vorhaben zu treffen und in 

die Begründung / Umweltbericht mit aufzunehmen.  
 

An dieser Stelle erfolgt der Hinweis, dass in einem Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Niedersachsen vom 

17.01.2024 (Az. 1 KN 140/21) entschieden wurde, dass dem nach § 78b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 WHG im Rahmen der 

planerischen Abwägung zu berücksichtigenden Interesse, anlässlich einer Bauleitplanung in 

Hochwasserrisikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten baulich-technischen Hochwasserschutz 

vorzugeben, ein hohes Gewicht zu kommt. Will die Gemeinde auf entsprechende Vorgaben verzichten, bedarf es 

einer auf die konkreten örtlichen Verhältnisse abzielenden Begründung. Die bloße Zurkenntnisnahme des Hinweises 

eines Trägers öffentlicher Belange auf diese Norm wird in dem Urteil als abwägungsfeherhaft bewertet. 

 

Trinkwasserversorgung 

Eine Trinkwasserversorgung ist nicht erforderlich und daher nicht von Belang. 

 

Niederschlagswasserbeseitigung  

Zur Niederschlagswasserbeseitigung wird im Vorentwurf der Begründung mit Umweltbericht ausgesagt, dass 

Niederschlagswasser frei versickern soll und dies aufgrund der vorherrschenden Bodenverhältnisse (Sand-Rostgleye 

mit guter Durchlässigkeit) möglich ist.  Die Planung oder das Erfordernis einer gezielten Sammlung und Ableitung / 

Versickerung von den vollversiegelten Flächen und Trafos ist nicht beabsichtigt bzw. explizit benannt.   

 

Soweit eine Versickerung über entsprechende Anlagen im Sinne des DWA- Regelwerk A 138 erfolgt, handelt es sich 

nach § 9 (1) Nr. 4 WHG um eine Gewässerbenutzung, welche gemäß § 8 (1) WHG einer Erlaubnis bedarf. Die 

Bauherren haben für die Gewässerbenutzung die Regelung des § 60 (1) WHG einzuhalten, wonach Abwasseranlagen 

(Niederschlagswasser gilt als Abwasser i.S. d. WHG) so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten sind, dass die 

Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden.  

Sie müssen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet, betrieben und unterhalten werden, um die 

schadlose Versickerung zu gewährleisten. Hierzu gehört neben der ausreichenden Anlagenbemessung auch die 

Einhaltung des Mindestabstandes von einem Meter von der Anlagensohle zum mittleren höchsten Grundwasserstand 

(m HGW) am Vorhabenstandort. Als anerkannte Regel der Technik für Versickerungsanlagen gilt die DWA-A 138. 

 

Bei geplanter Versickerung in das Grundwasser oder gezielter Einleitung in ein Oberflächengewässer ist zu prüfen, 

ob eine vollständige Versickerung oder Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers in ein Oberflächengewässer 

vor Ort möglich und durchführbar ist. Die dafür erforderlichen Nachweise müssen dann der unteren Wasserbehörde 

vorgelegt werden.    

Sowohl die gezielte Versickerung ins Grundwasser als auch die Einleitung in ein Oberflächengewässer bedürfen 

gem. §§ 8 und 9 WHG der wasserrechtlichen Erlaubnis, die mind. 6 Wochen vor Baubeginn der Anlage beim 

Landkreis Stendal, untere Wasserbehörde, schriftlich zu beantragen ist.  

 

Schmutzwasserbeseitigung 

Da es sich um PV-Anlagen handelt, ist davon auszugehen, dass Schmutzwasser nicht anfällt und dieser Belang somit 

nicht betroffen ist. 
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Löschwasserversorgung  

Im Rahmen der weitergehenden Planung muss geprüft werden, ob für die Bereitstellung von Löschwasser für 

die Löschwasserversorgung die Notwendigkeit zur Herstellung von Brunnen besteht. Im Rahmen dieser 

Prüfung sind ggfs. Erdaufschlüsse mit Grundwassererschließung herzustellen. Beabsichtigte Erdaufschlüsse sind 

entsprechend § 49 (1) WHG vor Beginn der Arbeiten der unteren Wasserbehörde mindestens 4 Wochen vorher 

anzuzeigen. Die damit verbundene Möglichkeit der Wasserentnahme als Gewässerbenutzung wird hier gemäß § 8 (2) 

WHG erlaubnisfrei zu gestatten sein, da sie unmittelbar der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 

Ordnung dient. 

 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Die beim Betrieb der PV-Anlage erzeugte Gleichspannung muss vor Einspeisung ins öffentliche Stromnetz in eine 

bestimmte Wechselspannung umgewandelt werden. Dazu dienen Transformatoren, die wassergefährdende Stoffe in 

Form von Transformatorenöl als Isolier- und Kühlmedium enthalten. Transformatoren sind demnach Anlagen zum 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen i. S. v. § 62 WHG (HBV-Anlage).  

Grundsätzlich müssen die Grundsatzanforderungen nach § 17 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit was-

sergefährdenden Stoffen (AwSV) erfüllt werden, indem Anlagen so geplant und errichtet werden, beschaffen sein 

und betrieben werden müssen, dass wassergefährdende Stoffe nicht austreten können, Undichtheiten aller Anlagen-

teile, die mit wassergefährdenden Stoffen in Berührung stehen, schnell und zuverlässig erkennbar sind, austretende 

wassergefährdende Stoffe schnell und zuverlässig erkannt und zurückgehalten sowie ordnungsgemäß entsorgt wer-

den (dies gilt auch für betriebsbedingt auftretende Spritz- und Tropfverluste), und bei einer Störung des bestim-

mungsgemäßen Betriebs der Anlage (Betriebsstörung) anfallende Gemische, die ausgetretene wassergefährdende 

Stoffe enthalten können, zurückgehalten und ordnungsgemäß als Abfall entsorgt oder als Abwasser beseitigt werden. 

Darüber hinaus müssen Anlagen dicht, standsicher und gegenüber den zu erwartenden mechanischen, thermischen 

und chemischen Einflüssen hinreichend widerstandsfähig sein.  

Diese wasserrechtlichen Anforderungen sollen in der Begründung (Umweltbericht) mit aufgenommen wer-

den. Bei der Betrachtung der von dem Vorhaben ggf. ausgehenden Umweltauswirkungen sollte darauf Bezug 

genommen werden.   

 

Die Vermeidungsmaßnahme V08 im Umweltbericht (Vorentwurf) enthält diesbezüglich bereits grundlegende 

Anforderungen:  V08: Mit wassergefährdenden Stoffen ist sachgemäß umzugehen. Es dürfen keine Stoffe verwendet 

werden, die Schadstoffbelastungen in das Grundwasser eintragen. Die Solarmodule sind ausschließlich mit Wasser, 

ohne den Zusatz von Reinigungsmitteln zu reinigen. 

 

Da die Verwendung wassergefährdender Stoffe ja nicht grundsätzlich ausgeschlossen wird, sondern entsprechende 

Anforderungen zu stellen sind, dass diese nicht in das Grundwasser gelangen können, sollte stattdessen die folgende 

Formulierung gewählt werden: 

 

V08: Mit wassergefährdenden Stoffen ist sachgemäß entsprechend den Vorgaben des 

Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen (AwSV) umzugehen. Bei der Herstellung, dem Betrieb, der Wartung und Instandsetzung sowie 

Reinigung der Anlagen dürfen keine wassergefährdenden Stoffe in das Grundwasser gelangen.  Die 

Solarmodule sind ausschließlich mit Wasser, ohne den Zusatz von Reinigungsmitteln, zu reinigen. 

 

Sonstige Hinweise 

Im Kapitel 3.4 „Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete“ wird angegeben, dass 

durch die Stadt Tangermünde mehrere Bauleitplanverfahren zur Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf 

Außenbereichsflächen des Stadtgebietes vorbereitet werden, z.B. nördlich von Hämerten und westlich von Miltern. 

Hier erfolgt der Hinweis, dass in einer Entfernung von ca. 1.000 m nordwestlich zwei weitere B-Plan Verfahren zur 

Ausweisung von großflächigen Sonderflächen für Photovoltaik-Anlagen bekannt sind. Zu deren Verfahrensstand 

kann derzeit noch keine Auskunft gegeben werden.  

 
Umweltamt / Abfallwirtschaft und Bodenschutz:  

 

Die Stellungnahme ist nicht fristgemäß erfolgt und wird nach Eingang umgehend nachgeliefert. 

 

Ordnungsamt / Kampfmittel:  
 

Der Landkreis ist gemäß § 8 Nr. 1 der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhütung von Schäden durch Kampf-

mittel (KampfM - GAVO) vom 20. April 2015 für diese Aufgaben zuständig. 

 

Die o. g. Fläche wurde anhand der mir vorliegenden Unterlagen (Belastungskarten bereitgestellt durch die 

Polizeiinspektion Zentrale Dienste Magdeburg) am 05.03.2024 überprüft. 
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Die betroffenen Flurstücke sind teilweise als Kampfmittelverdachtsflächen (Bombardiertes Areal) ausgewiesen.  

 

Bei der Durchführung von Tiefbauarbeiten und sonstigen erdeingreifenden Maßnahmen muss mit dem Auffin-

den von Kampfmitteln gerechnet werden. 

 

Werden Baumaßnahmen mit Erdarbeiten durchgeführt werden, ist vor Beginn der Arbeiten ein Antrag auf 

Kampfmittelüberprüfung an das Ordnungsamt des Landkreises Stendal zu stellen. 

 

Ordnungsamt / Brand- und Katastrophenschutz:  
 

Zu dem Vorentwurf wird nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen aus brandschutztechnischer Sicht wie folgt 

Stellung genommen: 

 

1. 
Für das vorgesehene Bebauungsgebiet ist eine ausreichende Löschwasserversorgung von mindestens 400 l/ min für 

den Zeitraum von mindestens zwei Stunden zu berücksichtigen. Das Löschwasser wird zum Schutz der Anlage bzw. 

der anliegenden Fläche bei einem Brand benötigt. 

Die Technischen Regelwerke, insbesondere das DVGW Arbeitsblatt W 405, W 400 und W 331 sowie DIN 14210, 

DIN 14220 und DIN 14230, ist zu berücksichtigen. 

Ausführungsplanungen zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung sind mit der zuständigen Brandschutzbehörde 

des Landkreises Stendal abzustimmen. 

 

§ 2 Absatz 2 Ziffer 1, § 18 BrSchG i.V.m. § 3 Abs. 3 Ziffer 13 BauVorlVO 

 

2.  
Von der öffentlichen Verkehrsfläche ist für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge die Zufahrt zu sichern sowie Bewe-

gungsflächen anzulegen, zu kennzeichnen und ständig freizuhalten.  

Verkehrswege und Flächen für die Feuerwehr müssen den Anforderungen der Richtlinie über Flächen für die Feuer-

wehr (Fassung Februar 2007 - Anlage A 2.2.1.1 VV TB) sowie Pkt. 1 der Anlage A 2.2.1.1/1 - VV TB entsprechen. 

Je nach Ausführung der Löschwasserversorgung sind ggf. zusätzliche Flächen für die Feuerwehr an den Löschwas-

serentnahmestellen zu schaffen. Am Ende Stichstraßen über 50 m Länge sind Wendeanlagen (3 achsiges Müllfahr-

zeug, RASt 06) einzuplanen. Die Kennzeichnung ist nach Pkt. 2 der Anlage A 2.2.1.1/1 der VV TB gemäß Rd.Erl. 

des MLV vom 04.06.2020 - 25/24011/03 auszuführen.  

Vor Baubeginn ist ein entsprechender Lageplan zur brandschutztechnischen Prüfung vorzulegen. 

 

§ 18 BrSchG i.V.m. § 5, § 14 Absatz 1 BauO LSA und Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr (Fassung Februar 

2007 / MBL. LSA Nr. 45/2014 vom 15. 12. 2014 i. V. m. VV TB Teil A, A 2.2.1.1) 

 

Hinweis: 

Sperrvorrichtungen (z. B. Sperrbalken, Ketten, Sperrpfosten) sind in Zu- oder Durchfahrten zulässig, wenn sie Ver-

schlüsse haben, die mit dem Schlüssel A für Überflurhydranten nach DIN 3223 oder mit einem Bolzenschneider 

geöffnet werden können. Es wird empfohlen, diese mit einem Schlüsselrohrdepot mit Feuerwehrschließung entspre-

chen des Freischaltelementes auszurüsten. Die Art der Ausführung sowie die Freigabe der Schließung ist durch den 

Errichter der Toranlage beim Landkreis Stendal, Ordnungsamt, Brandschutzprüfer zu erfragen bzw. zu beantragen. 

 

3. 
Die Photovoltaikanlage ist mit einem „PV – Feuerwehrschalter“/ Notausschalter auszurüsten. Dieser ist so anzuord-

nen, dass dieser durch die Feuerwehr ständig erreichbar ist. Dieser ist entsprechend der Empfehlungen der AGBF 

und der VDE-AR-E 2100-712 „Maßnahmen für den DC-Bereich einer Photovoltaikanlage zum Einhalten der elektri-

schen Sicherheit im Falle einer Brandbekämpfung oder einer technischen Hilfeleistung“ dauerhaft und gut sichtbar 

zu kennzeichnen. Die Art der Ausführung sollte mit der zuständigen Brandschutzbehörde abgestimmt werden. 

 

§ 14 Absatz 1, § 50 Ziffer 7 und 10 BauO LSA   

 

Hinweis: 

Es wird das „Kruse PV-Abschaltelement“ als Hauptschalter empfohlen. Die Art der Ausführung sowie die Freigabe 

der Schließung ist durch den Errichter der PV-Anlage beim Landkreis Stendal, Ordnungsamt, Brandschutzprüfer zu 

erfragen und zu beantragen. 

 

4.  
Die Photovoltaikanlage ist mit entsprechenden Trenneinrichtungen (AC und DC) auszurüsten. Der Zugang ist stän-

dig zu gewährleisten. Dieser sowie die Trenneinrichtungen sind dauerhaft und gut sichtbar zu kennzeichnen. 

 

§ 14 Absatz 1, § 50 Ziffer 7 und 10 BauO LSA   
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5. 
Zwischen den anliegenden Flächen, wie Wald, und der PV-Anlage ist ein ausreichend großer Wundstreifen, mindes-

tens 2,5 m breite brandlastarme Fläche, einzuplanen. 

 

§ 18 BrSchG i. V. m. § 1, § 6 WaldBrSchV ST 

 

6.  
Photovoltaikanlagen sind in regelmäßigen Zeitabständen von einem zugelassenen Fachmann prüfen zu lassen. Gülti-

ge Prüfberichte sind auf Verlangen vorzulegen. 

 

§ 14 Absatz 1 und § 50 Ziffer 7 und 10 BauO LSA 

 

7. 
Es ist abschließend ein Feuerwehrplan entsprechend der aktuelle Fassung der DIN 14095 zu erstellen.  Insbesondere 

sind eine Kurzdokumentation sowie die erforderlichen Ansprechpartner (Eigentümer/ Betreiber, Wartungsdienst, 

Serviceleitstelle, ...) der Photovoltaikanlage für den Gefahrenfall sowie ein Übersichtsplan für Photovoltaikanlagen 

entsprechend des Anhanges der Feuerwehrbroschüre „Einsatz an Photovoltaikanlagen“  (Stand: 10/2010) im F-Plan 

einzuarbeiten. 

Die Pläne sind vor Fertigstellung mit dem zuständigen Brandschutzprüfer abzustimmen. Die Anzahl der notwendi-

gen Pläne wird nach der Freigabe mit der örtlich zuständigen Feuerwehr festgelegt. Die Abstimmung des Bearbei-

tungszustandes per E-Mail (PDF-Format) ist ausreichend. Dem Ordnungsamt des Landkreises Stendal sind die abge-

stimmten Exemplare in Papierformat sowie einmal als digitale Datei zu übergeben. Die Verteilung der Feuerwehr-

pläne wird durch das Ordnungsamt an die zum Einsatz  kommenden Feuerwehren sowie der Feuerwehr- und Ret-

tungsleitstelle sichergestellt. 

 

§ 18 BrSchG i.V.m. § 14 Absatz 1, § 50 Ziffer 7 BauO LSA  

 

8. 
Für die Freiflächenphotovoltaikanlage ist abschließend ein Brandschutzkonzept nach § 15 der Bauvorlageverord-

nung (BauVorlVO) vom 08.06.2006 [GVBl.LSA Nr. 19/2006, ausgegeben am 14.06.2006 und zuletzt geändert 

durch Verordnung vom 25. Juli 2014 (GVBl. LSA S. 377)] zu erstellen. Zusammen mit der Ausführungsplanung ist 

das Brandschutzkonzept der zuständigen Brandschutzbehörde des Landkreises Stendal zur Prüfung vorzulegen. 

 

§ 14 Absatz 1 BauO LSA i.V.m. BauVorlVO 

 

 

 

 

 

Mit freundlichem Gruß  
 

Im Auftrag  

 

M. Ellmer  
- Bauordnungsamt / Kreisplanung - 
 

 



 

  

 

 

Biosphärenreservatsverwaltung Mittelelbe ● Postfach 1382 ●  
06813 Dessau-Roßlau 

 
 
 
Stadt Tangermünde  
Investitionen/Liegenschaften  
z. H. Herrn Stagneth  
Lange Straße 61 
39590 Tangermünde 

  
 

 

 
 

 

Bebauungsplan "Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik Buch" - 
Stadt Tangermünde 

hier: Stellungnahme der Biosphärenreservatsverwaltung Mittelelbe 

 

Im Ergebnis der Prüfung der Antragsunterlagen nach naturschutzfachlichen Ge-

sichtspunkten teile ich Ihnen unter Berücksichtigung des Schutzzweckes des 

Biosphärenreservates Mittelelbe Folgendes mit: 

Die geplante Baumaßnahme befindet sich außerhalb der Grenzen des Biosphä-

renreservates Mittelelbe. Eine direkte Betroffenheit ist nicht gegeben und eine 

Stellungnahme daher nicht erforderlich.   

 

Beurteilung als Biberreferenzstelle des Landes Sachsen-Anhalt: 

 

Im weiteren Umkreis des Vorhabengebietes existieren mehrere bekannte Re-

viere des Elbebibers (Castor Fiber albicus). Der Elbebiber ist nach Anhang II 

und IV der FFH-RL sowie nach § 1 BArtSchV i. V. m. § 7 Abs. 2 Nr. 14 b) 

BNatSchG streng geschützt. Damit bestehen die Verbote des Nachstellens, 

Fangens, Störens oder Tötens dieser Tiere sowie der grundsätzliche Schutz von 

Lebensstätten. Zur Vermeidung der genannten Verbotstatbestände nach § 44 

BNatSchG sind folgende Hinweise zu beachten: 

Die für Photovoltaiknutzung vorgesehenen Flächen wurden von mir am 

13.03.2024 begangen. Es gibt keine Hinweise auf eine Besiedlung durch den 

Biber (Castor Fiber albicus) im Umkreis von ca. 250 m um die geplanten Photo-

voltaikflächen. Für die Planfläche muss jedoch aufgrund der unmittelbaren Nähe 

Arneburg, 25.03.2024 

 

Ihr Zeichen/ Ihre Nachricht 

vom: 19.02.2024 

Frau Funke 

Mein Zeichen: Hartwig-SDL-

2024 

Bearbeitet von: 

Herrn Hartwig 

Tel.: (039396) 51815 

E-Mail:  

thomas.hartwig@biores. 

mwu.sachsen-anhalt.de 

 
Besucheradresse: 
Biosphärenreservats-verwal-
tung Mittelelbe 
Am Kapenschlösschen 1 
06785 Oranienbaum-Wörlitz 
 
Tel.: (034904) 421-0 
Fax: (034904) 421-21 
E-Mail:  
poststelle@mittelelbe.mule. 
sachsen-anhalt.de 
www.mittelelbe.com 

www.gartenreich.net 

 

Dienstgebäude Arneburg: 

Breite Straße 15 

39596 Arneburg 

 

Dienstgebäude Ferchels: 

OT Ferchels Nr. 23 

14715 Schollene 

 
 

Landeshauptkasse  
Sachsen-Anhalt  
Deutsche Bundesbank 
Filiale Magdeburg 
BLZ 810 000 00 
Konto-Nr. 810 015 00 
BIC           MARKDEF1810 
IBAN DE21810000000081001500 

 

mailto:thomas.hartwig@
http://www.mittelelbe.com/
http://www.gartenreich.net/
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zum angrenzenden Biosphärenreservat Mittelelbe jederzeit mit dem Vorkommen des Bibers oder 

Fischotters (Lutra lutra) gerechnet werden. Der angrenzende Lebensraum ist für diese Tierarten 

gut geeignet und eine Ansiedlung daher nicht ausgeschlossen. In der Natur laufen die Prozesse 

dynamisch und nicht statisch ab. Lebensräume ändern sich fortwährend und die Tier- und Pflan-

zenarten passen sich entsprechend an. So kann ich nicht ausschließen, dass „der Biber“ in Zukunft 

auf den o. g. PV-Flächen oder unmittelbar angrenzend beginnt zu siedeln.  

Vor der Umsetzung von baulichen Maßnahmen muss daher nochmals eine Kontrolle auf vorhan-

dene Lebensstätten des Bibers erfolgen. Werden diese nachgewiesen, dürfen in einem Abstand 

von 30 Metern keine baulichen Aktivitäten erfolgen. 

 

• Ist der Eingriff in eine Lebensstätte des Bibers nach Auffassung des Planers unumgänglich, 

muss ein entsprechender Ausnahmeantrag bei der Unteren Naturschutzbehörde des Land-

kreises gestellt werden. Zur Prüfung des Sachverhaltes muss die Biberreferenzstelle hin-

zugezogen werden. 

• Für Biber und Fischotter liegen Kartierungen im Web-GIS vor. Eine Begehung vor Ort am 

13.03.2024 hat ergeben, dass sich zum jetzigen Zeitpunkt keine Biberbaue im unmittelba-

ren Planungsgebiet befinden (Umkreis von ca. 250 m). Spurennachweise des Bibers für 

den Untersuchungsraum liegen vor, für den direkten Baubereich der geplanten Maßnahme 

jedoch nicht. Ebenso gibt es Nachweise für die Nutzung des Planungsraumes durch den 

Fischotter. Baue und Verstecke konnten jedoch nicht nachgewiesen werden.  

• Eine Störung der Fortpflanzungsstätten für Biber und Fischotter liegt daher m. E. nicht vor. 

Die Tiere haben Möglichkeiten zum Umgehen der Baustelle. Trotzdem sollten Nachtarbei-

ten an der Baustelle vermieden werden, um eine eventuelle Störung der Tiere in ihrer akti-

ven Phase zu vermeiden.  

 

Eine unzulässige Beeinträchtigung des Schutzzweckes des angrenzenden Biosphärenreservates 

ist durch das Vorhaben nicht zu befürchten, wenn: 

 

• die Vermeidungs-, Minderungs- und Schutzmaßnahmen durchgeführt, 

• Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen nicht innerhalb der Grenzen des Biosphärenre-

servates Mittelelbe angelegt und 

• alle evtl. beanspruchten Flächen wieder hergestellt werden 

• die Baumaßnahmen nicht in der Nacht durchgeführt werden. 

 

Unter Berücksichtigung der von mir weiter oben genannten Hinweise, bestehen keine Bedenken 

hinsichtlich einer Realisierung des Projektes. Ich bitte um Beachtung meiner allgemeinen Hinweise 

zu Photovoltaikanlagen (siehe Anlage). 
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Mit freundlichem Gruß 

Im Auftrag 

Hartwig 
Sachbearbeiter  



 

 

 

Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt 

An der Fliederwegkaserne 13 • 06130 Halle (Saale) 

 
 

An der Fliederwegkaserne 13 

06130 Halle (Saale) 

Telefon (0345) 13197 - 0 

Telefax (0345) 13197 - 190 

www.lagb.sachsen-anhalt.de 

poststelle.lagb@sachsen-anhalt.de  

Landeshauptkasse Sachsen-Anhalt 

Deutsche Bundesbank 

IBAN DE 21 8100 0000 00 8100 1500 

BIC   MARKDEF1810 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vorentwurf - Bebauungsplan "Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik 

Buch" - Stadt Tangermünde 

Ihr Zeichen:  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit E-Mail vom 19.02.2024 baten Sie das Landesamt für Geologie und Berg-

wesen Sachsen-Anhalt (LAGB) im Rahmen der Planungen zum o.g. Vorha-

ben um eine Stellungnahme. 

 

Durch die zuständigen Fachdezernate der Bereiche Bergbau und Geologie 

des LAGB erfolgten Prüfungen zu Ihrer Anfrage, um Sie auf mögliche berg-

bauliche / geologische Beeinträchtigungen hinweisen zu können. 

 

Aus den Bereichen Bergbau und Geologie kann Ihnen Folgendes mitgeteilt 

werden: 

 

Bergbau 

 

Belange, die das LAGB, Abteilung Bergbau zu vertreten hat, stehen dem o.g. 

Vorhaben (Freiflächenphotovoltaik) nicht entgegen.  

 

Bergbauliche Arbeiten oder Planungen, die den Maßgaben des Bundesberg-

gesetzes unterliegen, werden durch das Vorhaben/die Planung nicht berührt. 

 

Hinweise auf mögliche Beeinträchtigungen durch umgegangenen 

21.03.2024 

32-34290-1112/1/8753/2024 

 

Tim Kirchhoff 

Durchwahl +49 345 13197-438 

stellungnahmen.lagb@sachsen-

anhalt.de 

 

Stadt Tangermünde 

Investitionen/Liegenschaften  

Herrn Stagneth 

Lange Straße 61 

39590 Tangermünde 
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Altbergbau liegen dem LAGB für die Fläche nicht vor. 

 

Bearbeiter: Herr Thurm (0345-13197-275) 

 

Geologie 

 

Bezüglich des Vorhabens gibt es nach den derzeitigen Erkenntnissen des LAGB aus geologischer 

Sicht keine Bedenken. 

 

Hinweise: 

 

Ingenieurgeologie 

 

Vom tieferen geologischen Untergrund ausgehende, durch natürliche Subrosionsprozesse be-

dingte Beeinträchtigungen der Geländeoberfläche sind dem LAGB auf dem Plangebiet nicht be-

kannt. Gemäß der digitalen Geologischen Karte 1:25.000 und nahegelegenen Bohrungen kom-

men auf dem betreffenden Bereich unter Geländeoberkante Sande vor.  

 

Bearbeiter: Herr Seidemann (0345-13197-357) 

 

Hydrogeologie 

 

Nach im LAGB vorhandenen Daten ist Grundwasser ganz überwiegend in Tiefen größer als zwei 

Meter unter Flur zu erwarten, nur ganz im Westen des Plangebietes sind die Verhältnisse ungüns-

tiger mit Flurabständen von 1 m bis 2 m. 

 

Bearbeiter: Herr Dr. Balaske (0345-13197-351) 

 

Diese Stellungnahme wird aufgrund der elektronischen Vorgangsbearbeitung im LAGB aus-

schließlich in digitaler Form versendet. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

i.V. Siesing 



 
 
 
 

Sachsen-Anhalt  
#moderndenken 

 

Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark ●  

Akazienweg 25 ● 39576 Stendal 
 

  
 
 
 
 

      
Stadt Tangermünde 
Investitionen/Liegenschaften 
Herrn Stagneth 
Lange Straße 61 
39590 Tangermünde 
      
      
      
 
  

 
 
      

 
 

 

Bebauungsplan „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik Buch“ Tanger-
münde – frühzeitige Beteiligung 
hier: Beteiligung des ALFF Altmark als Träger öffentlicher Belange 
 
Anlagen:  keine 
   Antragsunterlagen/Unterlagen Planfeststellungsverfahren zurück
   Vermessungsunterlagen 

 
Stellungnahme des Amtes für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Fors-
ten Altmark (ALFF Altmark)  
 
 
Nach Prüfung teile ich Ihnen mit, dass gegen die Aufstellung des o. g. Bebau-
ungsplans aus landwirtschaftlicher Sicht grundsätzlich keine Bedenken beste-
hen. 
 
Bedenken ergeben sich jedoch hinsichtlich der Inanspruchnahme weiter Acker-
flächen für die Durchführung der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen ACEF01 
und ACEF02. 
 
Begründung: 
 
Für die Photovoltaik-Freiflächenanlage werden ca. 72,7118 ha Ackerland mit 
überwiegend sehr geringer Ertragsfähigkeit (Ackerzahlen liegt bei 24 Boden-
punkte) in Anspruch genommen. Für die Anlage der Bracheflächen wird weite-
res Ackerland benötigt. Aufgrund der einzuhalten Abstandsregelung (50m zu 
Einzelbäumen bzw. 100m zu Baumreihen) kann davon ausgegangen werden, 
dass schwer zu bewirtschaftende Restflächen oder sogar Splitterflächen entste-
hen. Den vorliegenden Unterlagen kann jedoch keine genaue Lage dieser Aus-
gleichsmaßnahmen entnommen werden. Somit kann keine abschließende Be-
urteilung diesbezüglich erfolgen.  
 
Der Boden ist das wichtigste Produktionsmittel der Landwirtschaftsbetriebe. Die 
landwirtschaftlichen Nutzflächen dienen vorwiegend der Nahrungsmittelproduk-
tion. Zunehmend werden diese Flächen für die Energieerzeugung in Anspruch 

 
Stendal, 28.03.2024 
 

Ihr Zeichen/ Ihre Nachricht  

      

vom: 20.02.2024 

Mein Zeichen:  

61220/2-357-2024 

      

Bearbeitet von: Katrin Krumsieg 
 

Tel.: (03931) 633-105 
 
 
E-Mail: katrin.krumsieg 
@alff.mule.sachsen-anhalt.de 
 
Akazienweg 25 
39576 Stendal  
Tel.: (03931) 633-0 
 
 Fax: (03931) 633-100 
 
            
E-Mail: 
poststelleSDL@alff.mule. sachsen-
anhalt.de     
 
Internet: www.alff.sachsen-an-
halt.de/alff-altmark 
 
Hinweis auf den Datenschutz:  
http//lsaurl.de/alffaltmarkds 
 
 

 

http://lsaurl.de/alffaltmarkds 
 
Sprechzeiten: 
Mo - Fr        09.00 - 12.00 Uhr 
Dienstag     13.00 - 17.00 Uhr 
 
Besuche bitte möglichst vereinba-
ren! 

 

  
Landeshauptkasse 
Sachsen-Anhalt 
Deutsche Bundesbank 
Filiale Magdeburg 
BIC  MARKDEF 1810 
IBAN DE 21810000000081001500  
 
 
 

 

 

 

 

SACHSEN-ANHALT 
 

Amt für Landwirtschaft,  

Flurneuordnung und Forsten 

Altmark 

__ 

mailto:poststelleSDL@alff.mule.%20sachsen-anhalt.de
mailto:poststelleSDL@alff.mule.%20sachsen-anhalt.de
http://www.alff.sachsen-anhalt.de/alff-altmark
http://www.alff.sachsen-anhalt.de/alff-altmark
http://lsaurl.de/alffaltmarkds
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genommen. Deshalb wird die Überplanung von Landwirtschaftsflächen als Flächen für Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen aus landwirtschaftlicher Sicht sehr kritisch gesehen. Nach § 15 Landwirt-
schaftsgesetz Sachsen-Anhalt - LwG LSA darf landwirtschaftlich genutzter Boden nur in begründeten 
Ausnahmefällen der Nutzung entzogen oder in der landwirtschaftlichen Nutzung beschränkt werden.  
 
Nach § 7 (1) Naturschutzgesetz Sachsen-Anhalt - NatSchG LSA i. V. m. § 15 Abs. 3 Bundesnatur-
schutzgesetz - BNatSchG sind bei der Auswahl und Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen solche vorrangig, die keine zusätzlichen land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen in 
Anspruch nehmen.  Es ist daher zu prüfen, ob als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen Möglichkeiten 
der Entsiegelung baulicher Brachen, Rekultivierung von Deponien, Maßnahmen zur Wiedervernet-
zung von Lebensräumen und Aufwertungen von vorhandenen Naturräumen genutzt werden können. 
 
Ist die Inanspruchnahme von Landwirtschaftsflächen unumgänglich, sind Maßnahmen zu wählen, die 
in die landwirtschaftliche Produktion integriert werden können. Des Weiteren sind Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen auf landwirtschaftlichen Nutzflächen so zu gestalten, dass Flächen mit einer regi-
onal überdurchschnittlichen Bodenwertzahl nicht in Anspruch genommen werden (Landesentwick-
lungsplan Sachsen-Anhalt 2010 (LEP 2010 LSA) - G116).  
 
Werden externe Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf landwirtschaftlichen Flächen geplant, sind 
die Art der Maßnahmen und deren Standorte mit dem ALFF Altmark abzustimmen. 
 
Aus landwirtschaftlicher Sicht kann eine gewisse Eignung für die Errichtung der o. g. Freiflächenpho-
tovoltaikanlage gesehen werden. Die Ackerzahlen der überplanten Fläche betragen überwiegend 23, 
Bodenpunkte. Die natürliche Ertragsfähigkeit ist damit überwiegend sehr gering. Bereits in der 1. Än-
derung des Flächennutzungsplanes wurde die Fläche als Sonderbauflächen Photovoltaik-Freiflä-
chenanlagen überplant.  
 
Folgende Hinweise werden zum Bebauungsplans „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik Buch“ ge-
geben: 
 

- Gemäß § 1a Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) soll mit Grund und Boden sparsam und scho-
nend umgegangen werden. Zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen 
sind die Möglichkeiten einer Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung usw. zu 
nutzen. Landwirtschaftlich genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt 
werden. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich genutzter Flächen soll begrün-
det werden.  

- Nach § 1 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Nach den 
Grundsätze 84 und 85 des LEP 2010 LSA sollen Photovoltaikfreiflächenanlagen vorrangig auf 
bereits versiegelten oder Konversionsflächen errichtet werden. Die Errichtung von Photovol-
taikfreiflächenanlagen auf landwirtschaftlich genutzter Flächen sollte weitestgehend vermie-
den werden.  

- Nach LEP 2010 LSA, Grundsatz 115, sind „Für die Landwirtschaft geeignete und von der 
Landwirtschaft genutzte Böden zu erhalten. Eine Inanspruchnahme für andere Nutzungen soll 
unter Beachtung agrarischer und ökologischer Belange nur dann erfolgen, wenn die Verwirk-
lichung solcher Nutzungen zur Verbesserung der Raumstruktur beiträgt und für dieses Vorha-
ben aufgrund seiner besonderen Zweckbestimmung nicht auf andere Flächen ausgewichen 
werden kann.“  

- Das Ministerium für Infrastruktur und Digitales stellt in der Arbeitshilfe für die Raumplanerische 
Steuerung von großflächigen Photovoltaik-Freiflächenanlagen in Kommunen (Arbeitshilfe 
PVFA MID) Punkt 6, zum Umgang mit landwirtschaftlichen Nutzflächen dar, dass „die Nutzung 
von Freiflächenphotovoltaik nur auf landesweit vergleichbar ertragsschwachen Acker- und 
Grünlandflächen in benachteiligten Gebieten möglich sein soll. Die Einbeziehung solcher Flä-
chen zur Errichtung und den Betrieb von PVFA hat stets restriktiv zu erfolgen und erfordert 
eine dezidierte Begründung.“ Der Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplanes liegt nicht im 
benachteiligten Gebiet 
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Weitere Hinweise aus landwirtschaftlicher Sicht: 
 

- Die überplante Landwirtschaftsfläche wird von landwirtschaftlichen Unternehmen bewirtschaf-
tet. Der Zeitpunkt des Flächenentzuges ist mit den Bewirtschaftern der Flächen frühzeitig ab-
zustimmen, um Sanktionen in der Agrarförderung für die Landwirte zu vermeiden.  

- Die Standorte der Freiflächen-Photovoltaikanlagen werden in der Regel eingezäunt. Der Gel-
tungsbereich grenzt an der nördlichen und östlichen Seite an landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen. Bei Anlage des Zaunes ist der § 24 Abs. 2 Nachbarschaftsgesetz Sachsen-Anhalt - NbG 
(Abstand Einfriedung zu landwirtschaftlich genutzten Grundstücken) zu beachten.  

- Nach § 27 NbG ist die Absicht zur Errichtung einer Einfriedung dem Besitzer des angrenzen-
den Grundstückes schriftlich anzuzeigen. 
 

Zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung gebe ich keine weiteren Hinweise. Jedoch 
wurde festgestellt, dass bei der Aufzählung der Flurstücke auf S. 4 der Begründung zum Bebauungs-
plan „Sondergebiet Freiflächenphotovoltaik Buch“ das Flurstück 29 in der Flur 14 in der Gemarkung 
Buch nicht genannt ist. Laut vorliegender Karten ist das Flurstück dennoch mit überplant.  

 
Wir bitten um Zusendung des Abwägungsprotokolls.  
 
Im Auftrag 
 
 
 
 
Krumsieg 







 

 

 

Sehr geehrter Herr Stagneth, 
anbei erhalten Sie die Teilstellungnahme der Abteilung Bodendenkmalpflege; die 
Teilstellungnahme der Abt. Bau- und Kunstdenkmalpflege geht Ihnen ggf. 
gesondert zu. 

Zu oben genanntem Vorhaben erhalten Sie aus Sicht des Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologie (LDA) folgende fachliche Stellungnahme zu 
archäologischen Belangen:  

Im Bereich des geplanten Vorhabens befinden sich gemäß § 2 DenkmSchG LSA 
archäologische Kulturdenkmale (Befestigung: Mittelalter). 

Im Umfeld des geplanten Vorhabens befinden sich gemäß § 2 DenkmSchG LSA 
archäologische Kulturdenkmale (Fundstellen: undatiert, Mittelalter; Gräberfeld 
mit Körperbestattungen: undatiert); zur Ausdehnung vgl. Anlage. 

Das Vorhabensgebiet liegt auf relativ ebenem Gelände südwestlich eines 
Altarms der Elbe. Dieser Bereich wird als „Tanger Elbeniederung“ bezeichnet.. 
Im Umfeld sind dem LDA mehrere Fundplätze verschiedener Funktionen und 
Zeitstellungen bekannt (s.o.). 
  

Stadt Tangermünde 

Investitionen/Liegenschaften 

Herrn Stagneth 

Lange Str.61 

39590 Tangermünde 

Archäologische Stellungnahme:  

Betr:  
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs.1 BauGB zum Bebauungsplan "Sondergebiet 
Freiflächenphotovoltaik Buch" – Stadt Tangermünde 
 

 

 

Ihr Schreiben vom: 23.02.2024  Ihr Zeichen:   

27.März 2024 

 

24-03410 
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Die topographische Lage in der Nähe von Fließgewässern ist zudem 
prädestiniert für vor-/frühgeschichtliche Siedlungstätigkeit. Gewässerbereiche 
zogen die Menschen seit je her an. Sachsen-Anhalt wird vom Menschen seit über 
400.000 Jahren aufgesucht. Zu dieser Zeit bis um ca. 5.500 v. Chr. waren die 
Menschen noch nicht sesshaft, sondern lebten nomadisch als Sammler und 
Jäger. Im Bereich von Wasserläufen oder Seen wurden saisonal Rastplätze 
errichtet, einige wurden – so zeigen es die aktuellen Grabungen – von Zeit zu 
Zeit, vielleicht auch Jahr um Jahr, immer wieder aufgesucht und genutzt. Vor 
rund 7.000 Jahren wurde die Jahrtausende lang erprobte Lebens- und 
Wirtschaftsweise zugunsten von Ackerbau und Viehzucht aufgegeben; die 
Menschen wurden sesshaft. In die noch geschlossene Walddecke wurden kleine 
Inseln gerodet – hier entstanden Ackerflächen und Siedlungen. Bei der 
Standortwahl war stets neben Bodenqualität und Ausrichtung vor allem die 
Gewässernähe ein wichtiger Parameter.  

Die Mehrheit der Bodendenkmale liegen unmittelbar oder nahe an bestehenden 
oder ehemaligen Gewässern (Seen, Weiher, Flüsse Bäche, Quellen, Sölle) bzw. 
deren angrenzenden organischen Bildungen (Moor, Anmoor) und Feuchtböden; 
sie reihen sich oft perlschnurartig an solchen auf. Während aller Epochen waren 
Gewässer, insbesondere Fließgewässer und ihre Auen von ganz besonderer 
Bedeutung. Sie bilden die Grundlage für Versorgung und Ernährung. So liegen 
Fischfang-/Jagdplätze, Werkplätze, Brunnen, Siedlungen usw. häufig am 
Wasser. Sie waren auch wichtig für die Entsorgung: So finden sich häufiger 
Abfallzonen randlich von Siedlungen an Seen. Seit Anbeginn waren Gewässer 
Verkehrswege und ermöglichten Kontakt, Austausch und Techniktransfer. 
Augenfällige Funde dafür sind Einbäume, Schiffe, Bohlenwege, Stege, Brücken 
usw. Gewässer wurden aufgrund ihrer besonderen naturräumlichen 
Bedingungen zu Verteidigungszwecken genutzt; hier wurden Palisadensysteme, 
Burgwälle und Niederungsburgen angelegt. Man verehrte sie aber auch als 
heilige Orte, Opfer- und Deponierungsplätze. Desgleichen wurden auch Moore 
für Opferzeremonien und rituelle Niederlegungen bevorzugt aufgesucht. In 
späteren Epochen, besonders ab dem Mittelalter entwickelten sich die Gewässer 
zu bedeutenden Wirtschaftsfaktoren, etwa für Wassermühlen oder 
Hammerwerke und es wurde eine Vielzahl von Wasserbaueinrichtungen 
(Gräben, Wehre, Dämme usw.) angelegt. 

Unmittelbar nördlich des Vorhabensgebiets liegen obertägig sichtbare Wallreste, 
die zu einer Landwehr an der alten Poststraße-Heerstraße gehören. Das 
öffentliche Interesse ist gegeben. Im Umfeld mittelalterlicher Städte wurden 
solche Wälle als Annäherungshindernisse errichtet, um frühzeitig vor Gefahren 
gewarnt zu werden, aber auch um Verkehrswege zu lenken. Im Umfeld solcher 
Wege und Befestigungen ist mit weiteren Bodendenkmalen in Form von 
Altwegen, Rastplätzen, Grablegen und sakral-religiösen Hinterlassenschaften zu 
rechnen. 

Durch Luftbildaufnahmen wissen wir, dass sich nördlich des Vorhabensgebiets 
ein Gräberfeld befindet, sehr wahrscheinlich handelt es sich dabei um 
Körperbestattungen, die möglicherweise auch im Zusammenhang mit der 
genannten Straße stehen.  

Die Erfassung solcher Verkehrswege und deren Umfeld hat für die Verkehrs- und 
Regionalgeschichte eine hohe Bedeutung. 

In der Umgebung finden sich zudem Reste von Wölbäckern, die als 
Kulturlandschaftselemente weitere Hinweise auf die mittelalterliche 
Ackerwirtschaft liefern.  
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Diese mittelalterlichen Bodendenkmale und Kulturlandschaftselemente bilden 
eine historische Kulturlandschaft, deren Erfassung für die Siedlungsforschung 
und Regionalgeschichte von hoher Bedeutung ist. 

Aus Sicht der archäologischen Denkmalpflege bestehen insgesamt aufgrund der 
topographischen Situation und der naturräumlichen Gegebenheiten (Bodenquali-
tät, Gewässernetz, klimatische Bedingungen) sowie aufgrund analoger Gege-
benheiten vergleichbarer Siedlungsregionen begründete Anhaltspunkte (vgl. § 
14 (2) DenkmSchG LSA), dass bei Bodeneingriffen bislang unbekannte Boden-
denkmale entdeckt werden. Denn zahlreiche Beobachtungen haben innerhalb 
der letzten Jahre gezeigt, dass uns aus Luftbildbefunden, Lesefunden etc. nicht 
alle archäologischen Kulturdenkmale bekannt sind und nicht bekannt sein 
können; vielmehr werden diese oftmals erst bei invasiven Eingriffen erkannt. 
 

Gemäß § 2 in Verb. mit § 18 (1) DenkmschG LSA entsteht ein Denkmal ipso iure 
und nicht durch einen Verwaltungsakt. Alle Kulturdenkmale genießen gemäß § 
14 (1) und § 14 (2) Gleichbehandlung. 

O. g. Baumaßnahme (PV-Anlage in Leichtbauständerbauweise) führt zu Eingrif-
fen, Veränderungen und Beeinträchtigungen der Kulturdenkmale. Gemäß § 1 
und § 9 DenkmSchG LSA sind archäologische Kulturdenkmale im Sinne des 
DenkmSchG LSA zu schützen, zu erhalten und zu pflegen (substanzielle Primär-
erhaltungspflicht). Hierbei erstreckt sich der Schutz auf die gesamte Substanz 
des Kulturdenkmales einschließlich seiner Umgebung, soweit dies für die Erhal-
tung, Wirkung, Erschließung und die wissenschaftliche Forschung von Bedeu-
tung ist. 
 

Die denkmalrechtliche Genehmigung ist ein mitwirkungsbedürftiger Verwaltungs-
akt. Liegen begründete Anhaltspunkte vor, dass bei Erdeingriffen archäologische 
Kulturdenkmale verändert werden, kann ein repräsentatives Dokumentationsver-
fahren mit Ziel zur Qualifizierung und Quantifizierung der archäologischen Evi-
denz innerhalb des eingegrenzten Planungsgebietes zuzüglich begründeter An-
haltspunkte für Kulturdenkmale dazu dienen, das Versagen einer Genehmigung 
abzuwenden. Dieser Schritt kann der Genehmigung vorgelagert oder von dieser 
umfasst sein.  
 

Um die Grundlage für eine denkmalrechtliche Genehmigung (Art und Weise 
der Errichtung) zu schaffen und die Vorgaben für die Dokumentation zu 
ermöglichen, muss aus facharchäologischer Sicht den Baumaßnahmen ein 
fachgerechtes und repräsentatives Dokumentationsverfahren zur 
Qualifizierung und Quantifizierung der archäologischen Evidenz 
(Magnetometerdokumentation im Bereich der Modultische mit 
Bodenaufschlüssen für Referenzdokumentation sowie ein 1. 
Dokumentationsabschnitt mit Oberbodenabnahme in einem repräsen-
tativen Raster im Bereich von Zuwegungen, Trafostationen, etc.) vorge-
schaltet werden.  

Die Kosten der durch das LDA LSA durchzuführenden Dokumentation zur 
Qualifizierung und Quantifizierung der archäologischen Evidenz fallen gem. 
DenkmSchG LSA und in ständiger Rechtsprechung des OVG LSA nicht in die 
Prüfung der Zumutbarkeit, da sie der Herstellung der Genehmigungsfähigkeit 
dienen (vgl. OVG LSA  2 L 154/10 Rdnr. 64); also dem Antragsteller dazu dient, 
die begehrte Genehmigung zu erhalten.  

Im Anschluss ist zu prüfen, in welcher Art und Weise der Errichtung aus 
facharchäologischer Sicht zugestimmt werden kann – möglicherweise 
unter der Bedingung, dass entsprechend § 14 (9) eine fachgerechte 
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archäologische Dokumentation nach den derzeitig gültigen Standards des 
LDA LSA durchgeführt wird (Sekundärerhaltung) oder aber in Teilbereichen 
die Ständerleichtbauweise zugunsten einer noninvasiven Bauweise 
verändert wird. So ist eine dem Kulturdenkmal angemessene Art und Weise 
der Errichtung gewährleistet.  

 

Bei Bodeneingriffen für interne Verkabelungen, Zuleitungen, Zaunsetzun-
gen etc. wird gem. § 14 (9) DenkmSchG LSA eine baubegleitende archäolo-
gische Dokumentation erforderlich. 

Die Dokumentation ist gem. § 5 Abs. 2 DenkmSchG LSA durch das LDA LSA 
durchzuführen. Die Ausführungen zur erforderlichen archäologischen Dokumen-
tation (Geländearbeit mit Vor- und Nachbereitung, restauratorischer Sicherung, 
Inventarisierung) sind in Form einer schriftlichen Vereinbarung zwischen 
Bauherrn und LDA LSA abzustimmen. Dabei gilt für die Kostentragungspflicht 
entsprechend DenkmSchG das Verursacherprinzip; siehe auch Hinweise zu den 
Erläuterungen und Verwaltungsvorschriften zum Denkmalschutzgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (Bek. der StK vom 14.5.2021 – 63.57704 in MBl. LSA, 
329) zu § 14 Abs. 9. Die Vereinbarung ist in Kopie der unteren Denkmalschutz-
behörde unverzüglich nach Unterzeichnung, jedoch spätestens mit der Baube-
ginnanzeige zu überreichen. Art, Dauer und Umfang der Dokumentation sind 
rechtzeitig mindestens 12 Wochen im Vorfeld der Maßnahme mit dem LDA ver-
bindlich abzustimmen. 

 
Bitte betrachten Sie dieses Schreiben als Information, nicht als 
verwaltungsrechtlichen Bescheid. Ein Antrag auf denkmalrechtliche 
Genehmigung ist ggf. bei der zuständigen Denkmalschutzbehörde einzureichen. 

 

Als Ansprechpartner für Belange der archäologischen Bodendenkmalpflege steht 
Ihnen Herr Kühlborn zur Verfügung, Tel.: 0345/5247-414; Fax: 0345/5247-460; 
Email: mkuehlborn@lda.stk.sachsen-anhalt.de. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 

 

 

Marc Kühlborn M.A. 
 

Anlage: - Kartierung der archäologischen Kulturdenkmale (Stand März 2024) 

Verteiler: - z. d. A. 

 - UDschB Lkr. Stendal (per E-Mail) 
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von: 63- Untere Denkmalschutzbehörde  Stendal, den 08.04.2024 

an:      63- Regionalplanung,  Herrn Manuel Ellmer   

 

 

Denkmalpflegerische Stellungnahme gemäß § 1 (3) DenkmSchG LSA 
 

Aktenzeichen (UDSB) : 63D/550/2024-00841 
 

Eingangsdatum : 21.02.2024 
Vorhaben : 63D-Denkmalrechtliche Zustimmungen / Stellungnahmen 

Bebauungsplan "Solarpark Freiflächenphotovoltaik Buch" der Einheitsgemeinde 

Tangermünde OT Buch 

Planerisches Ziel ist die Festsetzung eines Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 

PV gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO 

Hier: Beteiligung der Behörden zum Vorentwurf gemäß § 4 Abs. 1 BauGB  

Die Aufstellung erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB 

Größe des Geltungsbereiches ca. 78 ha 

hier: denkmalrechtliche Stellungnahme  
Bauort : Tangermünde, Stadt,   
Antragsteller : Stadt Tangermünde  
 

 

Die o. g. Planung liegt zur Stellungnahme und Beurteilung vor. 
 

Denkmalfachliche Bewertung: 

Das Vorhaben berührt Belange der archäologischen Denkmalpflege. 

Die denkmalrechtliche Genehmigung gemäß § 14 (1) DenkmSchG LSA ist für das Vorhaben erforderlich. 

 

Bau- und Kunstdenkmalpflege 

Von der Planung sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege betroffen. 

 

Archäologische Denkmalpflege 

Von der Planung sind nach derzeitigem Kenntnisstand Belange der archäologischen Denkmalpflege betroffen. 

 

Das Vorhabensgebiet liegt auf relativ ebenem Gelände südwestlich eines Altarms der Elbe. Dieser Bereich wird als 

„Tanger Elbeniederung“ bezeichnet. Im Umfeld sind dem Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie (LDA-

LSA) mehrere Fundplätze verschiedener Funktionen und Zeitstellungen bekannt. Im Bereich des geplanten Vorhabens 

befindet sich ein gemäß § 2 (2) Nr. 3 DenkmSchG LSA anerkanntes archäologisches Kulturdenkmal (mittelalterliche 

Befestigung). Zudem befinden sich im Umfeld des geplanten Vorhabens mehrere gemäß § 2 (2) Nr. 3 DenkmSchG 

LSA anerkannte archäologische Kulturdenkmale (Fundstellen: undatiert, Mittelalter; Gräberfeld mit Körperbestattun-

gen: undatiert); zur annähernden Ausdehnung vgl. Anlage. 

 

Die topographische Lage in der Nähe von Fließgewässern ist zudem prädestiniert für vor-/frühgeschichtliche Sied-

lungstätigkeit. Gewässerbereiche zogen die Menschen seit je her an. Sachsen-Anhalt wird vom Menschen seit über 

400.000 Jahren aufgesucht. Zu dieser Zeit bis um ca. 5.500 v. Chr. waren die Menschen noch nicht sesshaft, sondern 

lebten nomadisch als Sammler und Jäger. Im Bereich von Wasserläufen oder Seen wurden saisonal Rastplätze errich-

tet, einige wurden – so zeigen es die aktuellen Grabungen – von Zeit zu Zeit, vielleicht auch Jahr um Jahr, immer 

wieder aufgesucht und genutzt. Vor rund 7.000 Jahren wurde die Jahrtausende lang erprobte Lebens- und Wirt-

schaftsweise zugunsten von Ackerbau und Viehzucht aufgegeben; die Menschen wurden sesshaft. In die noch ge-

schlossene Walddecke wurden kleine Inseln gerodet – hier entstanden Ackerflächen und Siedlungen. Bei der Stand-

ortwahl war stets neben Bodenqualität und Ausrichtung vor allem die Gewässernähe ein wichtiger Parameter. 

Die Mehrheit der Bodendenkmale liegen unmittelbar oder nahe an bestehenden oder ehemaligen Gewässern (Seen, 

Weiher, Flüsse Bäche, Quellen, Sölle) bzw. deren angrenzenden organischen Bildungen (Moor, Anmoor) und Feucht-

böden; sie reihen sich oft perlschnurartig an solchen auf. Während aller Epochen waren Gewässer, insbesondere 

Fließgewässer und ihre Auen von ganz besonderer Bedeutung. Sie bilden die Grundlage für Versorgung und Ernäh-

rung. So liegen Fischfang-/Jagdplätze, Werkplätze, Brunnen, Siedlungen usw. häufig am Wasser. Sie waren auch 

wichtig für die Entsorgung: So finden sich häufiger Abfallzonen randlich von Siedlungen an Seen. Seit Anbeginn 

waren Gewässer Verkehrswege und ermöglichten Kontakt, Austausch und Techniktransfer. Augenfällige Funde dafür 

sind Einbäume, Schiffe, Bohlenwege, Stege, Brücken usw. Gewässer wurden aufgrund ihrer besonderen naturräumli-

chen Bedingungen zu Verteidigungszwecken genutzt; hier wurden Palisadensysteme, Burgwälle und Niederungsbur-

gen angelegt. Man verehrte sie aber auch als heilige Orte, Opfer- und Deponierungsplätze. Desgleichen wurden auch 
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Moore für Opferzeremonien und rituelle Niederlegungen bevorzugt aufgesucht. In späteren Epochen, besonders ab 

dem Mittelalter entwickelten sich die Gewässer zu bedeutenden Wirtschaftsfaktoren, etwa für Wassermühlen oder 

Hammerwerke und es wurde eine Vielzahl von Wasserbaueinrichtungen (Gräben, Wehre, Dämme usw.) angelegt. 

Unmittelbar nördlich des Vorhabensgebiets liegen obertägig sichtbare Wallreste, die zu einer Landwehr an der alten 

Poststraße-Heerstraße gehören. Das öffentliche Interesse ist gegeben. Im Umfeld mittelalterlicher Städte wurden sol-

che Wälle als Annäherungshindernisse errichtet, um frühzeitig vor Gefahren gewarnt zu werden, aber auch um Ver-

kehrswege zu lenken. Im Umfeld solcher Wege und Befestigungen ist mit weiteren Bodendenkmalen in Form von 

Altwegen, Rastplätzen, Grablegen und sakral-religiösen Hinterlassenschaften zu rechnen. 

Durch Luftbildaufnahmen wissen wir, dass sich nördlich des Vorhabensgebiets ein Gräberfeld befindet, sehr wahr-

scheinlich handelt es sich dabei um Körperbestattungen, die möglicherweise auch im Zusammenhang mit der genann-

ten Straße stehen. 

Die Erfassung solcher Verkehrswege und deren Umfeld hat für die Verkehrs- und Regionalgeschichte eine hohe Be-

deutung. 

In der Umgebung finden sich zudem Reste von Wölbäckern, die als Kulturlandschaftselemente weitere Hinweise auf 

die mittelalterliche Ackerwirtschaft liefern. 

Diese mittelalterlichen Bodendenkmale und Kulturlandschaftselemente bilden eine historische Kulturlandschaft, deren 

Erfassung für die Siedlungsforschung und Regionalgeschichte von hoher Bedeutung ist. 

 

Aus Sicht der archäologischen Denkmalpflege bestehen aufgrund der topographischen Situation bzw. der naturräumli-

chen Gegebenheiten (Gewässernetz, Bodenqualität, klimatische Bedingungen) sowie analoger Gegebenheiten ver-

gleichbarer Siedlungsregionen begründete Anhaltspunkte gemäß § 14 (2) DenkmSchG LSA, dass bei Bodeneingriffen 

bei o.g. Bauvorhaben in der tangierten Region bislang unbekannte Bodendenkmale entdeckt werden. 

Zahlreiche Beobachtungen haben innerhalb der letzten Jahre gezeigt, dass aus Luftbildbefunden, Lesefunden etc. nicht 

alle archäologischen Kulturdenkmale bekannt sind und nicht bekannt sein können. Vielmehr werden diese oftmals 

erstmals bei invasiven Eingriffen erkannt. 

Gemäß § 2 in Verb. mit § 18 (1) DenkmSchG LSA entsteht ein Denkmal ipso iure und nicht durch einen Verwal-

tungsakt. Alle Kulturdenkmale genießen gemäß § 14 (1) und § 14 (2) Gleichbehandlung. 

 

O. g. Baumaßnahme (PV-Anlage in Leichtbauständerbauweise) führt zu Eingriffen, Veränderungen und Beeinträchti-

gungen der Kulturdenkmale. Gemäß § 1 und § 9 DenkmSchG LSA sind archäologische Kulturdenkmale im Sinne des 

DenkmSchG LSA zu schützen, zu erhalten und zu pflegen (substanzielle Primärerhaltungspflicht). Hierbei erstreckt 

sich der Schutz auf die gesamte Substanz des Kulturdenkmales einschließlich seiner Umgebung, soweit dies für die 

Erhaltung, Wirkung, Erschließung und die wissenschaftliche Forschung von Bedeutung ist. 

 

Die denkmalrechtliche Genehmigung ist ein mitwirkungsbedürftiger Verwaltungsakt. Liegen begründete Anhalts-

punkte vor, dass bei Erdeingriffen archäologische Kulturdenkmale verändert werden, kann ein repräsentatives Doku-

mentationsraster (= 1. Dokumentationsabschnitt) mit Ziel zur Qualifizierung und Quantifizierung der archäologischen 

Evidenz innerhalb des eingegrenzten Planungsgebietes zuzüglich begründeter Anhaltspunkte für Kulturdenkmale dazu 

dienen, das Versagen einer Genehmigung abzuwenden. Dieser Schritt kann der Genehmigung vorgelagert oder von 

dieser umfasst sein. 

Um die Grundlage für eine denkmalrechtliche Genehmigung zu schaffen und die Vorgaben für die Dokumenta-

tion zu ermöglichen, muss aus facharchäologischer Sicht den Baumaßnahmen ein fachgerechtes und repräsen-

tatives Dokumentationsverfahren zur Qualifizierung und Quantifizierung der archäologischen Evidenz (Mag-

netometerprospektion im Bereich der Modultische mit Bodenaufschlüssen für Referenzdokumentation sowie 

ein 1. Dokumentationsabschnitt mit Oberbodenabnahme in einem repräsentativen Raster im Bereich von Zu-

wegungen, Trafostationen, etc.) vorgeschaltet werden. 

 

Die Kosten des gem. Hinweis der Oberen Denkmalschutzbehörde vom 06.03.2013 (Az: 502a-57731-4065-f5/07) 

durch das LDA LSA durchzuführenden 1. Dokumentationsabschnittes fallen nicht in die Prüfung der Zumutbarkeit, da 

sie der Herstellung der Genehmigungsfähigkeit dienen (vgl. OVG LSA  2 L 154/10 Rdnr. 64); also dem Antragsteller 

dazu dient, die begehrte Genehmigung zu erhalten. 

Im Anschluss ist zu prüfen, ob dem Bauvorhaben aus facharchäologischer Sicht zugestimmt werden kann – 

voraussichtlich nur unter der Bedingung, dass entsprechend § 14 (9) eine fachgerechte archäologische Doku-

mentation nach den derzeitig gültigen Standards des LDA LSA durchgeführt wird (Sekundärerhaltung). 

Bei Bodeneingriffen für interne Verkabelungen, Zuleitungen, Zaunsetzungen etc. wird gem. § 14 (9) Denk-

mSchG LSA eine baubegleitende archäologische Dokumentation erforderlich. 

Die Dokumentation ist gem. § 5 (2) DenkmSchG LSA durch das LDA LSA durchzuführen. Die Ausführungen zur 

erforderlichen archäologischen Dokumentation (Geländearbeit mit Vor- und Nachbereitung, restauratorischer Siche-
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rung, Inventarisierung) sind in Form einer schriftlichen Vereinbarung zwischen Bauherrn und LDA LSA abzustim-

men. Dabei gilt für die Kostentragungspflicht entsprechend DenkmSchG das Verursacherprinzip; siehe auch Hinweise 

zu den Erläuterungen und Verwaltungsvorschriften zum Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Bek. der 

StK vom 14.5.2021 – 63.57704 in MBl. LSA, 329) zu § 14 (9). Die Vereinbarung ist in Kopie der Unteren Denkmal-

schutzbehörde unverzüglich nach Unterzeichnung, jedoch spätestens mit der Baubeginnanzeige zu überreichen. Art, 

Dauer und Umfang der Dokumentation sind rechtzeitig mindestens 12 Wochen im Vorfeld der Maßnahme mit dem 

LDA verbindlich abzustimmen. 

 

 

Hinweise: 

1. Die bauausführenden Betriebe sind vor Durchführung konkreter Maßnahmen auf die Einhaltung der gesetzlichen 

Meldefrist im Falle unerwartet freigelegter archäologischer und bauarchäologischer Funde und Befunde bzw. der 

Entdeckung von Kulturdenkmalen bei Erd- und Tiefbauarbeiten nachweislich hinzuweisen. (§§ 17 (3) und 9 (3) 

DenkmSchG LSA) 

2. Der Bodenfund und die Fundstelle sind vor Gefahren für die Erhaltung der Bodenfunde zu schützen. Das Landes-

amt für Denkmalpflege und Archäologie und von ihm Beauftragte sind berechtigt, die Fundstelle nach archäologi-

schen Befunden zu untersuchen und Bodenfunde zu bergen. (§ 9 (3) DenkmSchG LSA) 

3. Die denkmalrechtliche Genehmigung ist bei der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Stendal, 39576 

Stendal, Hospitalstraße 1-2 zu beantragen. (§ 14 (1) und (2) DenkmSchG LSA) 

Antragsformulare können auch unter www.Landkreis-Stendal.de /Formulare /Ämter /Bauordnungsamt-

Denkmalschutz heruntergeladen werden 

4. Als Ansprechpartner für Belange der archäologischen Bodendenkmalpflege steht Ihnen Herr Kühlborn zur Verfü-

gung, Tel.: 0345/5247-414; Fax: 0345/5247-460; Email: mkuehlborn@lda.stk.sachsen-anhalt.de. 

 

 

 

Im Auftrag 

 

 

Schorlemmer 
 

 
 

Verteiler: LDA 

Quelle: 
Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 21. Oktober 1991 (GVBl. LSA S. 368, 1992 S. 310), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 20. Dezember 2005 (GVBl. LSA S. 769) in der derzeit gültigen Fassung. 






